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Die sog. „Pisa-Studie“ erbrachte ein er-
schreckendes Fazit des Könnens und
Wissens unserer Kinder nach mehreren
Jahren, in denen mehr oder weniger
bemühte Lehrer versucht haben, ihnen
etwas beizubringen. Ob das tatsächlich
alles so ist, wie die Studie zu zeigen
scheint, sei dahingestellt. Aber der Ver-
such, mit dieser Studie eine gewisse
Objektivierung und vor allem auch ei-
nen internationalen Vergleich zu errei-
chen, ist schon dankenswert.

Warum macht man so etwas nicht
einmal mit unseren Politikern, die ja
schließlich unser aller Geschicke leiten
und die, blickt man in die Antike zu-
rück, ja eigentlich eine Elite unseres
Volkes darstellen sollten? Betrachtet
man die Gesetzgebung der letzten Jah-
re, besonders wenn sie aus Berlin
kommt, drängt sich dieser Gedanke ge-
radezu auf. Zu Zeiten, als Andrea Fi-
scher noch Bundesgesundheitsministe-
rin war, schrieb ein Journalist einmal:
„Intelligenz ist in Berlin schon vorhan-
den, sie ist nur so ungleichmäßig ver-
teilt!“ Daran hat sich offenbar inzwi-
schen nicht viel geändert.

Nehmen wir als jüngstes Beispiel das
GKV-Modernisierungsgesetz (GMG),
das neueste Jahrhundert-Reformge-
setz: Ein schlampig gemachtes, weil in
großen Teilen kaum durchführbares
Gesetz, an dem lange herumgebastelt
wurde, welches dann überhastet in
Kraft gesetzt wurde und in dem im
Grunde richtige Ansätze nur noch an-
deutungsweise erkennbar sind. Über
solche Kleinigkeiten wie Durchfüh-
rungsbestimmungen machte man sich
keine großen Gedanken. Originalton
Ulla Schmidt: „Die noch offenen De-
tailfragen haben Ärzte und Kranken-
kassen binnen einer Woche zu lösen,
sonst ist die Selbstverwaltung der
Ärzte überflüssig und kann abge-
schafft werden.“ Sic! Nun, man hat
gelöst, mit dem Erfolg, daß wir z. B.
bald wieder 65 % der Bevölkerung
haben werden, an welchen die Zuzah-
lungen vorbeigehen.

Eine Pisa-Studie für Politiker täte not . . . 
Oder ein weiteres Beispiel für die Weit-
sicht, mit der in der Bundeshauptstadt
gehandelt wird: Verteidigungsminister
Struck hat angekündigt, die Lazarettre-
serve-Organisation der Bundeswehr
auflösen zu wollen. Es handelt sich hier
um eingelagerte Ausrüstung für 280
Lazarette mit 40.000 Betten, 560 OP-
Ausrüstungen, Röntgen- und Anaes-
thesieausrüstungen etc., welche im
Ernstfall von 68.000 Reservisten be-
mannt werden sollten, darunter knapp
8.000 Ärzten. Nun wäre aus militär-
taktischen Gesichtspunkten durchaus
zu vertreten, diese Reserve zu verklei-
nern, denn die veränderte Art mög-
licher militärischer Aktionen läßt einen
Massenanfall von Tausenden von
gleichzeitig Verwundeten unter den
Soldaten nicht mehr erwarten. Aber,
wohlgemerkt, nur unter den Soldaten!
In Zeiten von Großraumflugzeugen,
Atomkraftwerken und, erst recht, von
terroristischen Aktionen sind Massen-
anfälle von verletzten Zivilisten durch-
aus vorstellbar. Dafür hätte man bisher
auf die Reserven der Bundeswehr zu-
rückgreifen können. Nun scheint dem
Bundesverteidigungsminister, aber auch
seinen Kabinettskollegen, z.B. aus dem
Gesundheits- oder dem Innenresort,
aber entgangen zu sein, daß der zivile
Katastrophenschutz aufgelöst wurde, in
den man sonst einen Teil dieser Materi-
alien hätte überführen können. Auch
ist in Berlin offenbar nicht bekannt,
daß durch Bettenabbau in den zivilen
Krankenhäusern dort schon unter nor-
malen Gegebenheiten ein Mangel an
Intensivbetten etc. zur Akutversorgung
herrscht, von den personellen Engpäs-
sen ganz zu schweigen. Statt dessen
will man die meist fabrikneue, aber
teils veraltete Ausstattung nun an
Drittländer verscherbeln; bei den jähr-
lichen Lagerungskosten von etwa 
7 Millionen Euro wird es keine wesent-
liche Einsparung geben, da die Liegen-
schaften und das Personal nicht auf die
Schnelle abgebaut werden können.
Wenn man dem gegenüber sieht, wel-

che Einrichtungen für den Zivilschutz
ein so kleines Land wie die Schweiz
vorhält, kommt man schon ins Grü-
beln.

Oder nehmen wir die Bundesan-
stalt (oder wie sie jetzt heißt: Bundes-
agentur) für Arbeit: Im Gefolge der
Hartz-Kommission hat die Bundesre-
gierung sich selbst ins Knie geschos-
sen, indem sie durch gesetzliche Rege-
lung ihre Gestaltungsmöglichkeiten
für diese Einrichtung weitgehend an
deren Verwaltungsrat abgegeben hat,
der sich aus Vertretern handfester In-
dividualinteressen zusammensetzt.
Und dies trotz der Absicht, aus einer
starren Behörde einen modernen
Dienstleister machen zu wollen. Das
konnte und kann nicht gutgehen. Flo-
rian Gerster war der Erste, der das zu
spüren bekam.

Diese Liste ließe sich sicher noch ei-
ne ganze Weile fortsetzen. Ich möchte
es jedoch bei den wenigen Beispielen
belassen, weil sie uns Ärzte in irgendei-
ner Weise tangieren. Übrigens kann ich
es mir nicht verkneifen, unserer Lan-
desregierung hier das Kompliment zu
machen, daß ihre Gesetze offenbar
sorgfältiger erarbeitet und besser vor-
bereitet werden als die der Bundesre-
gierung. Wenigstens, was das Gesund-
heitswesen anbelangt; die anderen Be-
reiche kann ich nicht ausreichend beur-
teilen.

Überall wird heute nach mehr Qua-
lität geschrieen; den Ärzten glaubte
man gar hierfür eine Zwangsfortbil-
dung verordnen zu müssen. Abschlie-
ßend daher noch einmal die Frage: Ei-
ne Art „Pisa-Studie“ für unsere Volks-
vertreter: Wäre das nicht etwas?

Ihr

Dr. med. Alfred Möhrle
Präsident
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Welche Information geben die verfüg-
baren statistischen Daten?
Nach der Ärztestatistik der Bundesärz-
tekammer [1] ist die Zahl der Erstmel-
dungen von Ärzten im Praktikum bei
den deutschen Ärztekammern in den
Jahren 1998 - 2002 um 15 % auf den
historischen Tiefstwert von 6.675 ge-
fallen. [5] Zusätzlich sank bundesweit
der Anteil der unter 35 Jahre alten be-
rufstätigen Ärzte von 27,4% im Jahre
1991 auf 17% im Jahre 2002, wäh-
rend im gleichen Zeitraum der Anteil
der Ärzte im Alter von 60 und mehr
Jahren von 7,5% auf 10,9% anstieg.
Zum 31. Dezember 2002 waren
bundesweit [2] 16.959, d.h. 13,8% al-
ler niedergelassenen Ärzte zwischen 60
und 65 Jahre und 17% über 60 Jahre
alt. Vor allem in einigen neuen Bundes-
ländern ist diese Tendenz noch stärker
ausgeprägt.

Die Zahl der Medizinstudenten hat
sich nach Daten des Statistischen
Bundesamtes [3] nach einem 'Boom' in
der ersten Hälfte der 90er Jahre in den
Jahren 2000-2002 bei ca. 78.500 ein-
gependelt, während die Zahl der Ab-
solventen des 3. Abschnittes der Ärzt-
lichen Prüfung [4] in den Jahren 1999-
2001 zwar moderat, aber kontinuier-
lich von 9.318 auf 8.955 abgenommen
hat. Noch deutlicher ist der Rückgang
der Neuzugänge von Ärzten im Prakti-
kum bei den Ärztekammern [5] von
7.476 im Jahre 1999 auf nur noch
6.871 im Jahre 2001 und 6.675 in
2002. Vergleicht man nun für das Jahr
2001 die Zahl der Absolventen des
Medizinstudiums (8.955) mit den Neu-
meldungen von AiP bei den Ärztekam-
mern (6.871), so ergibt sich eine uner-
wartet große Differenz von 2.084 - ca.
1/4 der Absolventen des Medizinstudi-
ums erscheinen also nicht zeitnah als
AiP-Neumeldungen in den Registern
der Ärztekammern. Bislang gibt es kei-

ne wirklich überzeugende und voll-
ständige Erklärung für dieses Phäno-
men, und es fehlen systematische empi-
rische Untersuchungen. Folgende Fak-
toren könnten dabei aber eine wesent-
liche Rolle spielen:
1. Absolvierung der AiP-Zeit im Aus-

land
2. Abwanderung in eine nicht ärztliche

Tätigkeit
3. keine zeitnahe Aufnahme einer ärzt-

lichen Tätigkeit nach der Ärztlichen
Prüfung (z.B. aus familiären Grün-
den oder weil keine geeignete Stelle
gefunden wurde)

4. Nichterfüllung der Meldepflicht bei
der zuständigen Kammer

Wichtig ist auch, insbesondere für die
zukünftige Entwicklung des ärztlichen
Nachwuchses, daß seit Jahren der An-
teil der Frauen im Arztberuf kontinu-
ierlich ansteigt. Im Jahre 1986 waren
von allen Ärzten der LÄKH nur
29,5% weiblich, im Jahre 2003 waren
es bereits 39,9%, und von insgesamt
1.184 hessischen Krankenhausärzten
bis 30 Jahre waren zum 28. August
2003 bereits 708 (59,8%) Frauen.
[vgl. www.laekh.de Rubrik Meldewe-
sen].

Volkswirtschaftlich bedenklich ist
die Tatsache, daß sehr viele Ärztinnen
und Ärzte bei Beginn des AiP schon
fast 30 Jahre alt sind, wobei dies weni-
ger durch überlange Studienzeiten als
durch einen sehr späten Beginn des
Medizinstudiums bedingt sein dürfte.
In Hessen waren beispielsweise zum
Stichtag 2. Februar 2004 von insge-
samt 1.315 bei der LÄKH gemeldeten
AiP 44% bereits 30 Jahre und älter,
aber nur 23,2% jünger als 28 Jahre.

Bisherige Untersuchungen der Landes-
ärztekammer Hessen
Im Frühjahr 2003 [6] befragte die
LÄKH 426 (1963 oder später gebore-

ne) hessische Ärztinnen und Ärzte, die
zu diesem Zeitpunkt nicht in der Pa-
tientenversorgung tätig waren, unter
anderem zu den Gründen für ihren
'Ausstieg'. Die am häufigsten genann-
ten Gründe für den 'Ausstieg' waren
Unzufriedenheit mit den Arbeitsbedin-
gungen (79%) und Unzufriedenheit
mit den Arbeitszeiten (77%), gefolgt
von Wunsch nach beruflicher Neu-
orientierung (54%) und Unzufrieden-
heit mit der Weiterbildung (41%). Für
die Ärzte waren darüber hinaus Unzu-
friedenheit mit der Entwicklung der
beruflichen Karriere (75% vs. 42%
bei Ärztinnen) sowie Unzufriedenheit
mit der Bezahlung (64% vs. 34% der
Ärztinnen) sehr wichtig, während viele
Ärztinnen Unvereinbarkeit von ärzt-
licher Tätigkeit und Familie (56%)
und auch das Fehlen geeigneter Stellen
(24%) angaben. (Die ermittelten Aus-
stiegsmotivationen bestätigen die Rele-
vanz der Ergebnisse früherer Untersu-
chungen zur Arbeitssituation sowie Ar-
beits- und Berufszufriedenheit bei
Krankenhausärztinnen und -ärzten
[7,8]. Weit vor langen Arbeitszeiten,
unbefriedigender Bezahlung etc. wurde
z.B. das Übermaß an Verwaltungstätig-
keiten als Hauptgrund für Unzufrie-
denheit mit der derzeitigen Tätigkeit
genannt, und die Ärzte waren insge-
samt deutlich unzufriedener mit ihrer
Tätigkeit als ihre Kolleginnen.) Diese
Studie konnte vom Ansatz her natürlich
keine Informationen über Personen ge-
ben, die im Ausland tätig oder aus ande-
ren Gründen (z.B. keine ärztliche Tätig-
keit) nicht bei der Kammer gemeldet wa-
ren.

Erhebungen in drei Bundesländern in
den Jahren 2001/2002 [8] haben gezeigt,
daß 20% aller Ärztinnen (aber nur 2%
aller Ärzte) im Krankenhaus in Teilzeit
arbeiteten. Über 36% dieser Ärztinnen
hatten bereits eine Weiterbildung zum

Wer will morgen noch Arzt sein ?
R. Kaiser, S. Köhler, A. Lochner, L. Napp



116 Hessisches Ärzteblatt 3/2004

Landesärztekammer Hessen

Facharzt abgeschlossen. Eine wichtige
Aufgabe bei der Sicherung ausreichen-
den ärztlichen Personals in den Kran-
kenhäusern auf Facharztniveau besteht
zukünftig also darin, besonders den
Ärztinnen mit familiären Verpflichtun-
gen vereinbare attraktive Arbeitsplätze
sowohl für die Zeit der Weiterbildung
als auch nach deren Abschluß sowie
für den Wiedereinstieg nach eventuel-
ler 'Familienpause' anzubieten. 77%
aller von der LÄKH befragten derzeit
im Haushalt tätigen Ärztinnen [9] wür-
den nach der 'Familienpause' gerne
wieder ärztlich tätig werden - in den er-
sten fünf Jahren nach Beginn der 'Fa-
milienpause' liegt die Quote sogar bei
85%.

(Es ist vorgesehen, speziell zur Dis-
kussion dieser Fragen und Entwick-
lung geeigneter Vorschläge und Model-
le demnächst eine Arbeitsgruppe Be-
troffener bei der Landesärztekammer
zu bilden.)

Noch nicht abgeschlossene aktuelle Er-
hebungen der Landesärztekammer
Hessen
Ende 2003 hat die LÄKH in Zu-
sammenarbeit mit dem Hessischen
Landesprüfungsamt für Heilberufe ei-
ne prospektive Untersuchung der Stu-
diumsmotivation und Berufsplanung
der hessischen Absolventen des 3. Ab-
schnittes der Ärztlichen Prüfung be-
gonnen. Dieses Projekt soll unter ande-
rem Informationen dazu liefern, wel-
che Gründe die Befragten zum Medi-
zinstudium bewogen, welche langfristi-
gen Berufsperspektiven sie bei Studien-
beginn sahen, wie sich diese während
des Studiums veränderten und welche
konkreten Pläne (z.B. Tätigkeit im
Ausland oder außerhalb der Patienten-
versorgung) sie jetzt für die AiP-Zeit
und den weiteren Berufsweg danach
haben.

In der ersten Phase des Projektes er-
halten alle Absolventen des 3. Ab-
schnittes der Ärztlichen Prüfung im
Zeitraum Oktober 2003 bis April
2004 zunächst vom Hessischen Lan-
desprüfungsamt für Heilberufe zusam-
men mit der Ergebnismitteilung einen

standardisierten Fragebogen der
LÄKH. (Bisher wurden bereits 275
Personen angeschrieben und über 52%
von diesen haben die Fragebögen aus-
gefüllt wieder zurückgeschickt. Die
Antworten werden derzeit in der Lan-
desärztekammer Hessen ausgewertet.
Bis zum Frühjahr 2004 werden voraus-
sichtlich noch etwa 330 weitere
Aussendungen erfolgen.) Ergebnisse
dieser ersten Phase werden voraus-
sichtlich im Frühsommer 2004 vorlie-
gen und veröffentlicht. 

In der zweiten Phase sollen die glei-
chen Personen dann nach Abschluß ih-
rer AiP-Zeit ein zweites Mal befragt
werden, um zu ermitteln, ob und ggf.
welche Veränderungen sich z.B. hin-
sichtlich der Berufsplanung während
der AiP-Zeit ergeben haben. 

Aus den Vorbereitungen für dieses
Projekt gibt es eindeutige Hinweise
darauf, daß in den letzten Jahren fast
alle Studenten, die in Hessen die Ärztli-
che Prüfung bestanden, auch das AiP
absolvierten und eine Approbation be-
antragten. Unter den wenigen, die das
nicht taten, waren z.B. Personen aus
Nicht-EU-Ländern, die nicht direkt ei-
ne Approbation erhalten können und
Ausländer, die sofort nach Ende des
Studiums Deutschland wieder verlas-
sen haben. 

Derzeit kann man also davon ausge-
hen, daß zumindest in Hessen die Ab-
solventen des Medizinstudiums nicht
in nennenswertem Umfang (unter 3%)
vor der AiP-Zeit das Berufsziel Arzt
aufgeben. Möglicherweise sind es also
(neben gleichzeitigen allgemeinen Ver-
änderungen im Gesundheitswesen und
der Gesundheitspolitik) erst negative
Berufserfahrungen während der AiP-
Zeit oder als Assistent, die angehende
Ärzte zum Ausstieg aus der Patienten-
versorgung bewegen - ob und in wel-
chem Umfang dies der Fall ist, hoffen
wir mit unserer Studie zumindest für
die AiP-Zeit zu klären. 

Zusammenfassung
● Immer mehr Frauen wählen den 

Arztberuf und möchten diesen auch
mit Familie vereinbaren. 

● Der Start ins Berufsleben (AiP) er-
folgt bei sehr vielen jungen Ärztin-
nen und Ärzten heute erst Ende
20/Anfang 30.

● Es gibt wichtige Hinweise darauf,
daß der 'Ausstieg aus dem Arztbe-
ruf' nicht - wie häufig angenommen
- unmittelbar nach dem Abschluß
des Studiums, sondern in der Regel
erst nach einigen Berufsjahren er-
folgt.
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1. Einleitung
Die finanzielle Entwicklung des deut-
schen Gesundheitswesens und der 
gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) im besonderen stehen auch
nach über 30 Jahren Kostendämp-
fungspolitik mit mehr als 50 Gesetzen
und über 7.000 Einzelmaßnahmen
weiterhin im Zentrum des wissen-
schaftlichen und politischen Interes-
ses. Stand bis Mitte der 90er Jahre
insbesondere die Kostendämpfung
auf der Ausgabenseite im Mittel-
punkt, trat danach die vorherrschen-
de Wachstumsschwäche auf der Ein-
nahmenseite bei der Analyse von Re-
formoptionen stärker ins Blickfeld. In
jüngster Zeit findet eine Debatte über
eine „Ausgabenart“ statt, die histo-
risch gesehen bereits öfter die Spitze
des Ausgabenwachstums bildete, die
aber lange Zeit weitgehend unbeach-
tet blieb: nämlich die Verwaltungs-
ausgaben der GKV.

Immer häufiger verzeichnen die
Verwaltungsausgaben Rekordzu-
wächse und leisten damit der Diskus-
sion über die janusköpfige Kassenbü-
rokratie Vorschub. Der folgende Bei-
trag untersucht die Bestimmungs-
gründe dieser Entwicklung.

2. Ausgabendynamik der Verwal-
tungsausgaben
Die Verwaltungsausgaben der GKV
erreichten mit 8,02 Milliarden Euro

im Jahr 2002 eine neue Rekordhöhe.1

Dies geht aus der aktuellen GKV-Sta-
tistik „Personal- und Verwaltungsko-
sten 2002“ des Bundesministeriums
für Gesundheit und Soziale Sicherung
hervor. Mit einem Anteil von 5,6 %
an den gesamten GKV-Ausgaben er-
reichen die Verwaltungsausgaben nun
die Größenordnung der zahnärzt-
lichen Behandlung (5,5 %), des
Krankengeldes (5,3 %) oder auch
der Heil- und Hilfsmittel (2,6 % und
3,5 %). Die Folge ist eine wachsende
Kritik an der „weiter wuchernden Bü-
rokratie“, denn die hier gebundenen

Gelder stehen nicht mehr für die Be-
handlung der Patienten zur Verfü-
gung. Wie Abbildung 1 zeigt, hat sich
diese Entwicklung auch für das erste
Halbjahr 2003 fortgesetzt.

In der Längsschnittanalyse stieg
der Verwaltungsaufwand je Mitglied
von 94 Euro im Jahr 1991 auf 157
Euro im Jahr 2002 (vgl. Abbildung
2). Dieser Zuwachs von 67 % über-
trifft deutlich den Anstieg der Ein-
nahmen je Mitglied (50,1 %) und
auch den der Ausgaben je Mitglied
(51,3 %) im gleichen Zeitraum 1991
bis 2002 und fällt zudem signifikant

Verwaltungskosten der GKV
Janusköpfige Bürokratie oder staatlich verordnete Ausgabenfalle?

Professor Dr. Volker Ulrich, Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre, insb. Finanzwissenschaft Universität Bayreuth

1 Gemeint sind hier die so genannten Net-
to-Verwaltungskosten, die sich von den
Bruttoverwaltungskosten (9,9 Mrd. Euro)
durch den Abzug der von anderen er-
statteten Verwaltungskosten (1,88 Mrd.
Euro) unterscheiden.

Abbildung 1: GKV-Ausgabenanteile, 1. Halbjahr 2003.
Quelle: Zusammengestellt aus Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung, Gesetzliche Kran-
kenversicherung, Personal- und Verwaltungskosten 2002, online verfügbar, URL: http://www.bmgs.bund.
de/downloads/PersonalVerwaltung2002.pdf, S. 24.
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höher aus als der Anstieg des allge-
meinen Preisniveaus in dieser Periode
(22 %). Weiterhin zeigen sich deutli-
che Unterschiede zwischen den einzel-
nen Kassenarten. Nach den landwirt-
schaftlichen Krankenkassen (186 Eu-
ro je Mitglied im Jahr 2002) weisen
die großen Versorgerkassen wie die
Barmer Ersatzkasse, die Deutsche An-
gestellten Krankenkasse (DAK) oder
die Techniker Krankenkasse (TK) die
höchsten Verwaltungsausgaben je
Mitglied im Jahr 2002 auf (im Durch-
schnitt 177 Euro je Mitglied). Dage-
gen liegen die Betriebskrankenkassen
mit 106 Euro je Mitglied deutlich un-
ter dem GKV-Durchschnitt von 157
Euro je Mitglied.

Wie lassen sich diese Unterschiede
erklären? Deuten Sie darauf hin, daß
die großen Versorgerkassen „zu sorg-
los“ mit den solidarisch finanzierten
Beiträgen umgehen? Ganz so einfach
sind die Zusammenhänge allerdings
nicht, da die Höhe der Verwaltungs-
kosten von einer Reihe von Faktoren
beeinflußt wird, die nur sehr bedingt
im Entscheidungsbereich einer Kasse
liegen. Zur genaueren Analyse lohnt
daher ein Blick auf die zentralen Be-
stimmungsfaktoren der Verwaltungs-
ausgaben.

3. Bestimmungsfaktoren der Verwal-
tungsausgaben
Die Verwaltungskosten der GKV im
Jahr 2002 weisen die in Tabelle 1 dar-
gestellte Struktur auf. Die Verwal-
tungskosten werden durch die so ge-
nannten „persönlichen Verwaltungs-
kosten“ (86,3 %) dominiert. Dane-
ben fallen noch die „sächlichen Ver-
waltungskosten“ mit einem Anteil in
Höhe von 26 % ins Gewicht. Inner-
halb der Kategorie „persönliche Ver-
waltungskosten“ dominieren mit
74 % die „Dienstbezüge, Gehälter
und Löhne“, die wiederum zu fast
90 % „Vergütungen der Angestell-
ten“ darstellen.

Bei den Bestimmungsfaktoren der
Verwaltungsausgaben bietet es sich an,
folgende drei Kategorien zu unterschei-
den:

(1) gesetzliche Bestimmungsfaktoren
(2) strukturelle Bestimmungsfaktoren
(3) kassenspezifische Bestimmungs-

faktoren.
Auf die gesetzlichen und strukturellen
Bestimmungsfaktoren besitzen die
Kassen nur bedingt Einfluß. Zu den
gesetzlichen Bestimmungsfaktoren
rechnen beispielsweise die zunehmen-
de Bürokratisierung der gesetzlichen
Krankenversicherung durch die Ein-
führung der Festbeträge, durch den
Risikostrukturausgleich, durch die

DRG-Vergütungssysteme im Kran-
kenhaus, durch die integrierte Versor-
gung, durch die Disease Manage-
ment-Programme oder die beschlos-
sene Einführung der elektronischen
Gesundheitskarte und die Kostener-
stattung für die medizinische Behand-
lungspflege.

Strukturelle Faktoren betreffen da-
gegen beispielsweise die bisherigen
Wettbewerbsvorteile der Betriebs-
krankenkassen, die bis zur aktuellen
Gesundheitsreform (GKV-Moderni-

Abbildung 2: Verwaltungsausgaben der GKV je Mitglied in Euro 1991 - 2002.
Quelle: Eigene Darstellung.

Tabelle 1: Struktur der Verwaltungskosten der GKV im Jahr 2002

Struktur der Verwaltungskosten Anteil
(1) persönliche Verwaltungskosten (insb. Dienstbezüge, Gehälter, Löhne) 86,3 %
(2) sächliche Verwaltungskosten

Geschäftsbedarf, Bewirtschaftung und Unterhaltung der Grundstücke 
und Gebäude, Abschreibungen) 26,0 %

(3) Aufwendungen für die Wahl der Organe 0,1 %
(4) Kosten der Rechtsverfolgung 0,4 %
(5) Kosten der Ausschüsse und Schiedsämter 0,1 %
(6) Beiträge und Vergütungen an andere für Verwaltungszwecke

(bspw. Prüfungskosten, Beiträge an Verbände und Vereine, 
anteilige Werbungskosten) 10,6 %

(7) von anderen erstattete Verwaltungskosten -23,5 %
Nettoverwaltungskosten 100,0 %

Quelle: Zusammengestellt aus Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung, Gesetzliche Kran-
kenversicherung, Personal- und Verwaltungskosten 2002, online verfügbar, URL:
http://www.bmgs.bund.de/downloads/PersonalVerwaltung2002.pdf, S. 12ff.
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sierungsgesetz 2003) nahezu beliebi-
ge Öffnungs- und Neuerrichtungs-
rechte im Vergleich zu den großen
Versorgerkassen besaßen. Zu den
strukturellen Verzerrungen rechnet
somit auch der Anstieg der Verwal-
tungskosten bei den Betriebskran-
kenkassen von rund 50 % für das
Jahr 1999 gegenüber 1998. Hier fand
eine Entlastung der Arbeitgeber statt,
die seit 1996 die Möglichkeit besit-
zen, die Personal- und Verwaltungs-
kosten vom Betrieb auf die Betriebs-
krankenkassen zu verlagern, wenn
diese sich für betriebsfremde Mitglie-
der öffnen. Dieser Strukturbruch im-
plizierte auch auf der GKV-Ebene
insgesamt einen Anstieg der Verwal-
tungskosten um knapp 5 %.

Lediglich die kassenspezifischen
Bestimmungsfaktoren können von

den einzelnen Kassen unmittelbar be-
einflußt und damit auch kontrolliert
werden. Hierbei zeigt sich, daß etwa
in Bezug auf die Filialstruktur Bewe-
gung in die Kassenlandschaft gekom-
men ist. Die Barmer Ersatzkasse hat
in jüngster Zeit 169 Filialen ge-
schlossen und etwa 1.300 Mitarbei-
ter entlassen. Auch die Techniker
Krankenkasse plant einen Stellenab-
bau von rund 1.200 Mitarbeitern.
Diese Reaktion der Kassen auf die
sich ändernden Finanzierungsbedin-
gungen impliziert auf der Gegenseite
aber letztlich auch weniger Service.
Diese Gegenmaßnahmen bedeuten
nur dann keine Einbußen im Qua-
litätsmanagement, sofern man unter-
stellt, daß die Kassen in diesem Be-
reich bisher nicht effizient gearbeitet
haben.

In jüngster Zeit ge-
rieten die Gehälter
der Vorstandsmit-
glieder und ihre
großzügigen Alters-
vorsorgeregelungen
ins Visier der öffent-
lichen Kritik. Das
Bundesversicherungs-
amt als zuständige
Aufsichtsbehörde
unterzog die Verträge
der Kassenvorstände
einer Überprüfung
und verlangte in eini-
gen Fällen eine ent-
sprechende Kürzung.

Zudem sieht die aktuelle Gesund-
heitsreform eine Veröffentlichungs-
pflicht der Vorstandsgehälter vor.

Diese kontrovers diskutierte Ent-
wicklung begann mit der Reform
der GKV-Selbstverwaltung Anfang
der 90er Jahre. Aus den früheren
Geschäftsführern der Krankenkas-
sen mit beamtenbesoldungsmäßigen
Vergütungskriterien wurden vom
Verwaltungsrat auf Zeit gewählte
Vorstände, deren Vergütung sich an
Manager-Maßstäben der Privatwirt-
schaft ausrichtet. Aus ökonomischer
Perspektive ist daran allerdings zu
kritisieren, daß die Kassenvorstände
nun zwar ein zur freien Wirtschaft
vergleichbares Gehalt beziehen, daß
aber ihr Aufgaben- und Verantwor-
tungsspektrum und insbesondere
auch ihre Risikoübernahme deutlich
niedriger ausfallen als bei einem
Manager in der Privatwirtschaft.
Lediglich knapp 10 % der Ausga-
ben einer Kasse sind durch eigene
Verträge und Preisverhandlungen
frei bestimmbar, während die rest-
lichen 90 % gesetzlich oder durch
übergeordnete Vereinbarungen fi-
xiert sind. Berücksichtigt man, wie
oben angeführt, daß die Verwal-
tungskosten durch die „persön-
lichen Verwaltungskosten“ determi-
niert werden und diese doch eher zu
den kassenspezifischen Bestim-
mungsfaktoren rechnen, bleiben die
gesetzlichen Krankenkassen somit
weiter in der Pflicht, alle Anstren-

ÄRZTESCHAFT

Verwaltungskosten der Kassen: Ärzteverband „verwundert“ über Verdi 
„Verwundert“ hat der Landesverband Nordrhein des NAV-Virchowbundes den Protest des nordrhein-westfälischen Landesverban-
des der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi gegen die Deckelung der Verwaltungsausgaben bei den gesetzlichen Krankenkassen zur
Kenntnis genommen.

„Der von der Gewerkschaft befürchtete Abbau von Arbeitsplätzen und die damit verbundene Verschlechterung der Beratungs- und
Hilfeleistung sind in der ambulanten ärztlichen Praxis leider längst traurige Realität geworden“, hieß es aus dem Ärztebund.

Der NAV hätte es begrüßt, wenn Verdi bei Einführung der Budgetierungen in den ambulanten ärztlichen Bereich ebenso energisch
dagegen protestiert und sich für den Erhalt der Arbeitsplätze von Arzthelferinnen eingesetzt hätte. /hil (23. Januar 2004)
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gungen für eine Begrenzung der Ver-
waltungsausgaben zu unternehmen.
Allerdings sollte in diesem Kontext
erwähnt werden, daß zwischen den
einzelnen Bestimmungsfaktoren
durchaus häufig Wechselwirkungen
bestehen, so daß etwa gesetzliche
Maßnahen zu Mehrbelastungen im
Personalbereich führen, die von den
Kassen kaum kontrolliert werden
können. Auf der anderen Seite besit-
zen die Kassen auch bei den gesetz-
lichen Bestimmungsfaktoren durch-
aus Einflußmöglichkeiten, wie zeit-
und arbeitsintensiv sie die gesetz-
lichen Vorgaben umsetzen. Daher
erscheint es dringend erforderlich,
daß sich die Kassen stärker als bis-
her gegen die vom Gesetzgeber for-
cierte Aufblähung der Bürokratie
energisch zur Wehr setzen, falls sie
unter dem Aspekt der Eindämmung
der Verwaltungskosten glaubwürdig
bleiben wollen.

4. Vergleich zur PKV und interna-
tionale Aspekte
Der Vergleich mit der PKV leidet
darunter, daß häufig Äpfel mit Bir-
nen verglichen werden. Gemessen an
den höheren Beitragseinnahmen, lie-
gen die Verwaltungskosten der PKV
bei 3,5 %. Bezogen auf die Ausga-
ben liegt der Anteil der PKV-Verwal-
tungsausgaben bei 10,2 % und da-
mit fast doppelt so hoch wie der ent-
sprechende GKV-Anteil in Höhe von
5,6 %. Allerdings tragen ja bei den
Betriebskrankenkassen die Arbeitge-
ber in vielen Fällen die Verwaltungs-
ausgaben und auch die Kosten der
Beitragserhebung. Der Vergleich
hinkt aber auch deshalb, da die PKV
keine Pflichtversicherten besitzt und
damit zur Akquisition verpflichtet
ist. Von den rund drei Mrd. Euro
PKV-Verwaltungsausgaben entfallen
nämlich rund 2/3 auf Abschlußko-
sten. Solange diese strukturellen
Unterschiede zwischen GKV und
PKV bestehen, erscheint ein Ver-
gleich der jeweiligen Verwaltungs-
ausgaben kaum aussagefähig bzw. je
nach Interessenlage interpretierbar.

Auch internationale Vergleiche er-
scheinen kaum aussagefähig. Die
Abgrenzung der Verwaltungsausga-
ben ist in unterschiedlichen Gesund-
heitssystemen schwierig und in der
Regel wenig systematisch. So stehen
signifikante Unterschiede hinsicht-
lich der Verwaltungsabläufe, der Ver-
tragsgestaltung, der Kontrollbefug-
nisse oder der Buchführungsvor-
schriften einem aussagefähigen Ver-
gleich entgegen. Bereits in Deutsch-
land ist die Höhe der Verwaltungs-
ausgaben der GKV umstritten. So ge-
langt das Kieler Institut für Gesund-
heits-System-Forschung zu einer Ver-
dopplung der Verwaltungskosten,
wenn man nicht nur die Ausgaben
der Kassen erfaßt, sondern auch die
individuellen Verwaltungskosten bei
den Arbeitgebern, den Aufsichtsbe-
hörden oder den Leistungserbrin-
gern.

5. Zusammenfassung und Ausblick
Der Beitrag zeigt, daß die Verwal-
tungsausgaben der GKV zu den am
stärksten ansteigenden Ausgabenar-
ten rechnen. In vielen Fällen haben
die Kassen darauf nur einen beding-
ten Einfluß, da der Gesetzgeber regel-
mäßig den bürokratischen Aufwand
erhöht, etwa durch Einführung und
Dokumentation bei den Behand-
lungsprogrammen für Chroniker. Da

zwischen den einzelnen Bestim-
mungsfaktoren der Verwaltungsaus-
gaben jedoch zahlreiche Wechselwir-
kungen bestehen, bleiben die Kassen
weiterhin in der Verantwortung, ver-
krustete Strukturen (Filialnetze,
identische Verwaltungsapparate etc.)
aufzubrechen, die zunehmende Büro-
kratisierung des Gesundheitswesen
einzudämmen und auch durch Fusio-
nen Synergieeffekte freizusetzen. Die
Erhöhung von Eigenverantwortung
und Transparenz ist nicht nur das
Gebot der Stunde für den Patienten,
sondern auch für die Krankenkassen.

Anschrift des Verfassers:
Professor Dr. Volker Ulrich
Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre,
insb. Finanzwissenschaft
Universität Bayreuth
95440 Bayreuth
Tel.: 0921 55 2928
Fax: 0921 55 5821
Email: Volker.Ulrich@uni-bayreuth.de

Schlüsselwörter
Verwaltungskosten – Ausgabendynamik
GKV – Bürokratie – Ausgabenfalle

Zur Pflichtfortbildung:
Ab 1. Juli 2004 wird nach dem GMG die Pflichtfortbildung für Vertragsärzte einge-
führt. Dadurch häufen sich die Anfragen, ob bisher erworbene Punkte der zertifi-
zierten Fortbildung angerechnet werden. Nach Meinung der KVH und des Präsidi-
ums der LÄKH ist festgelegt worden, daß für alle Kolleginnen und Kollegen bisher er-
worbene Fortbildungspunkte gelten und zum Erwerb des Fortbildungszertifikats an-
gerechnet werden.

Wichtig ist, daß dieses Fortbildungszertifikat von allen Kolleginnen und Kollegen
auch denjenigen in Weiterbildung, bzw. in der Klinik- oder privatärztlich Tätigen er-
worben werden kann.

Frankfurt am Main, den 10. Februar 2004
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Die Gesundheitsreform und ihre Fol-
gen, die Erweiterte Honorarvertei-
lung und die zum 1. Juli 2004 in
Kraft tretende neue Gebührenord-
nung, der EBM2000plus waren die
Themen, die bei der letzten Bezirks-
stellenversammlung der KV-Bezirks-
stelle Limburg auf der Tagesordnung
standen. Dr. med. Horst Rebscher-
Seitz, 1. Vorsitzender des Vorstandes
der KV Hessen, zeigte in der voll be-
setzten König-Konrad-Halle in Vill-
mar Wege auf, wie von den niederge-
lassenen Ärzten und Psychotherapeu-
ten gemeinsam mit der KV die berufs-
politische Zukunft gestaltet werden
kann. Der Appell des Redners, den
jetzt eingeschlagenen Weg gemeinsam
im Sinne der Vernunft weiterzugehen,
wurde von den Zuhörern gerne ge-
hört. Sie brachten im Lauf des
Abends mehrfach zum Ausdruck, daß
sie mit der politischen Linie, die Dr.
Rebscher-Seitz an der Spitze der KV
Hessen verfolgt, sehr zufrieden sind.

In einigen Vorbemerkungen wies zu-
nächst Dr. Hermann Feig, Vorsitzender
der Bezirksstelle Limburg, auf das Sze-
nario hin, welches auf die Ärzte und

Psychotherapeuten mit dem GMG zu-
kommt. Alle offenen Fragen zur „Pra-
xisgebühr“, zur Umsetzung der neuen
Krankentransport- und Chroniker-
richtlinie, Pflichtfortbildung, Integrier-
ten Versorgung und DMP waren Ende
Januar noch längst nicht geklärt. „Em-
pörend ist, wie die Gesundheitsmini-
sterin mit den Kassenärztlichen Verei-
nigungen umgeht, die viel mehr leisten
als die Kritiker behaupten.“ 

Auch Dr. Rebscher-Seitz wies in
seinem Statement darauf hin, daß er
den Stil, in dem die Bundesgesund-
heitsministerin die Gesundheitsre-
form umgesetzt und die ärztliche
Selbstverwaltung für die Startschwie-
rigkeiten der Gesundheitsreform ver-
antwortlich zu machen versucht hat,
weder für fair noch korrekt hält. „Es
ist unerträglich, sich von denjenigen
beschimpfen lassen zu müssen, die
das Gesetz erfunden haben, während
man gleichzeitig versucht, dieses Ge-
setz in der Praxis umzusetzen!“ Ver-
suche der KV Hessen, manche Konse-
quenzen der Gesundheitsreform ab-
zumildern, beispielsweise das Inkas-
sorisiko der Praxisgebühr auf die

Krankenkassen zu verlagern, waren
leider erfolglos geblieben.

Auswirkungen des GMG auf Satzung
und Wahlordnung
Massive Auswirkungen wird das
GMG auf die innere Struktur der KV
Hessen haben. Zum 1. Januar 2005
wird ein voraussichtlich zweiköpfi-
ger hauptamtlicher Vorstand die Ge-
schäfte der KV Hessen führen. Ob es
eine glückliche Regelung ist, daß die
Vorstandsmitglieder künftig nur
noch in begrenztem Umfang eine
Praxistätigkeit ausüben können,
muß sich erst noch zeigen. Eindeutig
sprach sich der KV-Vorsitzende da-
für aus, die regionale Beratung und
Kompetenz im Bereich der KV Hes-
sen zu erhalten, wie sie in den ver-
gangenen Jahren durch die Bezirks-
stellen gewährleistet worden ist.

Drangsalierungsinstrumente des 
Gesetzgebers
Mit dem GMG werden die niederge-
lassenen Vertragsärzte verpflichtet,
sich in einem bisher nicht da gewese-
nen Umfang fortzubilden. Alle fünf
Jahre müssen Ärzte und Psychothera-
peuten gegenüber der Kassenärzt-
lichen Vereinigung den Nachweis er-
bringen, daß sie der Fortbildungs-
pflicht nachgekommen sind. Kom-
men die Ärzte und Psychotherapeuten
dieser gesetzlichen Verpflichtung
nicht oder nicht vollständig nach,
sind Honorarkürzungen zwischen
zehn und 100 Prozent oder sogar ein
Entzug der Zulassung die Folge. 

Dr. Rebscher-Seitz wird sich per-
sönlich für eine Gestaltung der Fort-
bildung einsetzen, die von den Ärzten
und Psychotherapeuten u.a. auch
zeitlich bewältigt werden kann. Als
ein weiteres Drangsalierungsinstru-
ment wertet Dr. Rebscher-Seitz die

Mit der KV die Zukunft gestalten
Dr. med. Horst Rebscher-Seitz und Dieter Gerlich informieren bei der Bezirksstellenversammlung in Limburg über die Kon-
sequenzen der Gesundheitsreform, EHV und Einführung des EBM2000plus

EBM2000plus: KV Hessen stellt Bedingungen 
Der Vorstand der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen hat mit großer Sorge die jetzt vorliegen-
de Version der neuen ärztlichen Gebührenordnung EBM2000plus und deren Einführung zum 1.
Juli 2004 zur Kenntnis genommen. Der KV-Vorstand fordert die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung auf, vor Einführung des EBM2000plus folgende Fragen verbindlich zu klären:
1. Können die Zeitvorgaben, die der betriebswirtschaftlichen Kalkulation zugrunde liegen, die

Plausibilität der abgerechneten Leistungen fälschlicherweise in Frage stellen? Der Grenzwert
der Arbeitsbelastung muß sich nach den tatsächlichen Bedingungen in der freiberuflichen
Praxis richten.

2. Welche Maßnahmen sollen verhindern, daß die Ergebnisse des EBM2000plus zu einer Zer-
reißprobe für die  Ärzte und Psychotherapeuten führen werden? Das Mißverhältnis zwischen
zu erwartender Leistungsmenge und vorhandener Geldmenge erinnert fatal an die EBM-Re-
form 1996.

3. Die Kalkulation des EBM2000plus beruht auf durchschnittlichen Zeitvorgaben für ärztliche
Leistungen. Es besteht die Gefahr, daß durch diese Vorgaben insbesondere Praxen in länd-
lichen Regionen, die überdurchschnittlich viele Patienten versorgen müssen, in ihrer Existenz
gefährdet werden. Welche Lösungsansätze sind für dieses Problem vorgesehen?

So lange diese drei Kernfragen nicht befriedigend gelöst sind, wird die KV Hessen dem
EBM2000plus keinesfalls zustimmen. Die Einführung des neuen EBM erfordert aus Sicht der KV
Hessen in jedem Fall einen Probelauf.
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Prüforgie, die auf die Ärzte und
Psychotherapeuten mit Wirtschaft-
lichkeitsprüfungen, Richtgrößenprü-
fungen und Prüfungen der Arztrech-
nungen durch die Krankenkassen zu-
kommt.

Integrierte Versorgung
Welche Auswirkungen werden Einzel-
verträge im Rahmen der „Integrierten
Versorgung“ auf Ärzte und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser, Kran-
kenkassen und nicht zuletzt auf die
Kassenärztliche Vereinigung haben?
„In erster Linie gilt im Augenblick:
Vorsicht bei Einzelverträgen“, warnte
Dr. Rebscher-Seitz die Zuhörer in de-
ren eigenem Interesse. Das Interesse
der Ärzte und Psychotherapeuten an
einer besseren Honorierung für be-
sondere Leistungen hält der KV-Vor-
sitzende für berechtigt. „Es besteht
aber die Gefahr, daß Sie mangels Er-
fahrung im Abschluß von Verträgen
mit den Krankenkassen in Gesprä-
chen, in denen Sie Verhandlungspro-
fis von Seiten der Krankenkassen
gegenüber sitzen, möglicherweise den
Kürzeren ziehen werden, ohne es
recht zu merken.“ 

Die KV Hessen wird sich daher in
die Integrierte Versorgung einbrin-
gen: An oberster Stelle steht die neu-
trale Beratung der Ärzte und Psycho-
therapeuten, die sich für eine Teilnah-
me an der Integrierten Versorgung
interessieren und sich mit ihren Fra-
gen an die KV wenden. Unabhängig
davon wird sich die KV in die Inte-
grierte Versorgung einbringen müs-
sen, da es auch in Zukunft eine we-
sentliche Aufgabe der KV sein wird,
die Sicherstellung der ärztlichen Ver-
sorgung zu planen. Die Optimierung
der Verzahnung zwischen ärztlicher
und psychotherapeutischer Regelver-
sorgung und Integrierter Versorgung
wird als neue Aufgabe auf die KV zu-
kommen.

Da bei der Integrierten Versorgung
noch eine ganze Reihe offener Fragen
zu klären sind, besteht im Moment
kein unmittelbarer Handlungsbedarf
für Ärzte und Psychotherapeuten. Es

muß sich erst noch zeigen, inwieweit
sich die Krankenkassen für Ge-
schäftsmodelle der Ärzte und Psycho-
therapeuten interessieren werden,
welche Zusatzkosten im Rahmen des
Managements auf die Praxen zukom-
men werden, inwiefern auch Partner-
schaften mit dem Krankenhaus für
die Ärzte und Psychotherapeuten
möglich sind. Eine der wesentlichen
noch offenen Fragen ist, ob die Pa-
tienten die neuen Angebote anneh-
men werden.

Erweiterte Honorarverteilung
Gemeinsam mit Dieter Gerlich,
Hauptgeschäftsführer der KV Hes-
sen, stellte Dr. Rebscher-Seitz Model-
le für die weitere Entwicklung der Er-
weiterten Honorarverteilung (EHV),
dem Altersversorgungswerk der KV
Hessen, vor. Zwei Feststellungen wa-
ren dem KV-Vorsitzenden in diesem
Zusammenhang wichtig: 
1. Es gibt beim Versuch der Lösung

der EHV-Problematik keinen Kö-
nigsweg.

2. Auch die bislang angedachten Lö-
sungsansätze bieten keine 100pro-
zentige Sicherheitsgarantie der
EHV für die Zukunft.

Wie auch immer eine Lösung für die
EHV aussehen wird, eines ist klar:
Von allen beteiligten Ärzte werden
Zugeständnisse gemacht werden
müssen, die sich entweder in höheren
Beiträgen oder in späteren Leistungs-
einbußen niederschlagen werden. 

Dieter Gerlich, der schon vor vie-
len Jahren darauf hingewiesen hat,
daß die Weiterführung der EHV in
massive finanzielle Probleme führen
wird, sofern sich speziell im Hinblick
auf die demographische Entwicklung
nichts ändert, gab den Zuhörern ei-
nen Überblick über die bisherigen Be-
ratungen der KV Hessen zur EHV
und die verschiedenen Lösungsansät-
ze, an denen die EHV-AG der KV im
Augenblick arbeitet. 

Da für eine Lösung der EHV-Pro-
blematik auch die Rückendeckung
von Seiten der Politik, hier insbeson-
dere der hessischen Landesregierung

notwendig ist, stehen Dr. Rebscher-
Seitz und Dr. Margita Bert, die 2.
Vorsitzende des Vorstandes der KV
Hessen, in ständigem Kontakt mit
Landespolitikern. In diesem Zu-
sammenhang appellierte der KV-Vor-
sitzende an die Zuhörer: „Sprechen
auch Sie über gesundheitspolitische
Fragen mit Ihren Kommunalpoliti-
kern oder gehen Sie in die Partei.
Wenn wir nicht selbst versuchen, die
Dinge positiv zu verändern, dann ga-
rantiere ich Ihnen, wird sich letztend-
lich nichts verändern.“ 

Die positive Rückmeldung aus dem
Publikum kam sofort: Mehrere Ärzte
meldeten sich zu Wort und wiesen
darauf hin, daß sich bereits vieles
zum Positiven verändert hat, seit Dr.
Horst Rebscher-Seitz und Dr. Margita
Bert in Frankfurt „die Führung über-
nommen“ haben. „Wir haben mit Ih-
nen sehr gute Berufspolitiker an der
Spitze der KV Hessen, die nicht müde
werden, unsere Interessen engagiert
zu vertreten.“

EBM2000plus
Abschließend gab Dieter Gerlich
noch einen ersten Einstieg in die neue
Gebührenordnung EBM2000plus, die
zum 1. Juli 2004 in Kraft treten wird.
Er schilderte detailliert die Konse-
quenzen, die sich aus der getrennten
Betrachtung von ärztlichen Leistun-
gen und technischen Leistungen so-
wie aus dem kalkulatorischen Arzt-
lohn je Minute auf 77,9 Cent für die
einzelnen Arztgruppen ergeben wer-
den. Nicht zuletzt an den zahlreichen
Fragen der Zuhörer war abzulesen,
wie wichtig und richtig die Initiative
des Limburger Bezirksstellenvorsit-
zenden Dr. Hermann Feig gewesen
war, zu dieser Veranstaltung einzula-
den.

Denise Jacoby

Schlüsselwörter
GMG, EBM 2000 plus, KV Hessen, Inte-
grierte Neuversorgung
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Mit Bedauern hat Dr. med. Horst
Rebscher-Seitz, 1. Vorsitzender der
KV Hessen zur Kenntnis genommen,
daß die patientenfreundliche hessi-
sche Sonderregelung zur „Praxisge-
bühr“ im Rahmen des Notfalldien-
stes Anfang Februar aufgegeben wer-
den mußte. Der KV-Vorstand hatte
sich ursprünglich zum Ziel gesetzt,
die Patienten bei der Notarztbehand-
lung von mehrfachen „Praxisgebüh-
ren“ zu befreien. Die nun auch in
Hessen geltende neue Regelung sieht
hingegen die Unterscheidung von
„ungeplanten“ Notfällen, in denen
die „Praxisgebühr“ mehrfach gezahlt
werden muß, sowie „planbaren“
Notfällen vor, in denen eine erneute
Zahlung entfällt.

„Leider war es uns nicht möglich,
die kluge und pragmatische Lösung,
die bei uns in Hessen im Sinne der
Patienten für den Notfalldienst ge-
troffen wurde, aufrecht zu erhalten.
Wir hätten uns sicherlich eine andere
Lösung gewünscht. Doch um das
Ziel einer bundeseinheitlichen Rege-
lung zu verwirklichen, haben wir uns
mit den Krankenkassen auf ein Vor-
gehen geeinigt, wie es die Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung und die
Spitzenverbände der Krankenkassen
am 22. Januar 2004 beschlossen ha-
ben.“ Mit diesen Worten kommen-
tierte der KV-Vorsitzende das Ergeb-
nis der Gespräche der KV Hessen mit
den Verbänden der Krankenkassen in
Hessen von Anfang Februar. Entge-
gen der in den Bundesmantelverträ-
gen festgelegten Regelung hatte der
Vorstand der KV Hessen zunächst

vereinbart, daß im Rahmen des Not-
falldienstes innerhalb eines Quartals
die „Praxisgebühr“ nur einmal be-
zahlt werden muß und auf eine
Unterscheidung von „planbaren“
und „ungeplanten“ Notfällen ver-
zichtet.

Die in den Bundesmantelverträgen
vereinbarte Regelung sieht vor, daß
die „Praxisgebühr“ nicht nur beim
Erstkontakt in jedem Quartal beim
Vertragsarzt zu zahlen ist, sondern
bei mehrfacher Inanspruchnahme des
organisierten Notdienstes auch
mehrfach erhoben werden muß. Aus-
genommen davon sind die sogenann-
ten „planbaren“ Notfälle, in denen
der behandelnde Arzt eine Behand-
lung des Patienten im Notfalldienst
für erforderlich hält. In einem sol-
chen Fall befreit die vorgelegte Über-
weisung zum organisierten Notdienst
von einer erneuten Zahlung der
„Praxisgebühr“. 

Wie schwierig die praktische Um-
setzung der Vereinbarung ist, betonte
auch Dr. med. Margita Bert, 2. Vor-
sitzende der KV Hessen: „Diese Re-
gelung wird dazu führen, daß Patien-
ten, die am Wochenende z.B. wegen
eines Verbandwechsels einen Arzt
aufsuchen müssen, mit einer Über-
weisung versorgt werden müssen.
Gleiches gilt beispielsweise für Asth-
matiker, die bei schweren Anfällen
natürlich ‚ungeplant’ ärztlicher Hil-
feleistung bedürfen.“ 

Ab sofort gilt in Hessen folgende 
Regelung:
● Für jede erste Inanspruchnahme

eines Arztes im Notfall oder im or-
ganisierten Notdienst ist die „Pra-
xisgebühr“ fällig. Bei mehrfacher
Inanspruchnahme des Notdienstes
fällt die Zuzahlung mehrfach an.

● Wenn eine Überweisung aus dem-
selben Quartal zur ärztlichen Ver-
sorgung im Notfall vorliegt, fällt
die „Praxisgebühr“ nicht an („ge-
planter Notfall“).
Dieser Fall liegt vor, wenn der be-
handelnde Vertragsarzt eine ärztli-
che Versorgung des Patienten im
Rahmen des organisierten Not-
dienstes (z.B. Verbandswechsel)
für erforderlich hält und diesem
Patienten eine oder mehrere Über-
weisungen zum organisierten Not-
dienst ausstellt. Mit dieser Über-
weisung meldet sich der Patient
dann beim organisierten Not-
dienst.

● Hat ein Patient die Zuzahlung be-
reits bei einem Arzt geleistet, der
ihn zuvor bereits im Notfall oder
im organisierten Notdienst behan-
delt hat, fällt bei erneuter Inan-
spruchnahme desselben Arztes am
gleichen Tag die „Praxisgebühr“
im Notdienst nicht mehr an. 

KV Hessen

„Wir hätten uns eine andere Regelung 
gewünscht“

KV Hessen übernimmt neue Regelung zur „Praxisgebühr“ 
im Notfalldienst

Schlüsselwörter
Praxisgebühr – Notfalldienst – KV Hessen
– GMG
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Kommentar
In dem o.g. Urteil des 4. Strafsenats des
BGH wird das Urteil des Landgericht
Halle/Saale vom 29. Oktober 2002
aufgehoben und zur Neuverhandlung
zurückverwiesen.  In dem beanstan-
deten Urteil hatte das Landgericht El-
tern eines schwer und mehrfach miß-
handelten, erst zehn Wochen alten
Babies freigesprochen, da beide El-
tern abstritten, der aktiv handelnde
Täter  gewesen zu sein. Auch habe der
nicht aktiv handelnde Elternteil nicht
wissen können, ob und daß es in Zu-
kunft zu weiteren Mißhandlungen
kommen werde. Auch sei kein Straf-
antrag wegen Unterlassung gestellt
worden. –  Zwar habe das Landge-
richt Halle zurecht festgestellt, daß
die Mißhandlungen mehrfach nach
einem Beginn in der fünften Lebens-
woche des Kindes sich wiederholten,
daß sie schwer waren und die Art der
Mißhandlungen als „roh“ im Sinne
des StGB zu bewerten seien.  

Die Kritik des 4. Strafsenats zielt
auf folgende Umstände: grundsätzlich
sind beide Eltern Garanten für die
körperliche Unversehrtheit eines Kin-
des; insbesondere, wenn dieses klein,
hilflos und seiner menschlichen Um-
gebung schutzlos ausgesetzt ist. Bei
mehrfachen Vorstellungen bei ver-
schiedenen Ärzten und in einer
Klinikambulanz in einem kurzen
Zeitraum von fünf Wochen und teil-
weise in Gegenwart beider Eltern hät-
ten beide erkennen und damit wissen
müssen, daß dem Kind eine Reihe von
nicht akzidentellen Verletzungen bei-
gebracht worden waren: Hämatome,
Kratz- und Rißwunden zu verschiede-
nen Zeitpunkten, u.a. am Thorax und

im Gesicht, Frakturen beider Schien-
beine, eine solche des Unterarms und
eine einseitige Rippenserienfraktur.
Außerdem ein Einriß des Zungen-
bändchens sowie Verletzungen im
Anal- und Genitalbereich. Beide El-
tern seien unter diesen Umständen
und einer Verleugnung jedweder akti-
ven Handlung als Täter zu verurtei-
len, auch wenn nur ein Elternteil der
aktive gewesen war. 

Der 4. Strafsenat des BGH hebt in
seiner Kritik am Urteil des Landge-
richt Halle auf zwei Merkmale der
einzelnen Mißhandlungsakte ab: auf
den Begriff des „Quälens“ und einer
„rohen“ Mißhandlung. Beides wird
als besonders schweres Delikt aufge-
faßt. Nach meiner eigenen Erfahrung
ist dies einerseits richtig, da es das
Ausmaß und die Vielzahl von
Schmerzen würdigt, die dem Kind bei
den verschiedenen Anlässen zugefügt
wurden. Andererseits muß man fest-
stellen, daß die Mehrzahl von Häma-
tomen und auch die meisten Fraktu-
ren folgenlos abheilen. Was aus der
Vielzahl von Verletzungen für das
Kind an bleibenden Schäden zurück-
bleibt sind die oft sehr schweren
Hirnschäden und solche am visuellen
System. Intelligenzminderung, spasti-
sche Lähmungserscheinungen, Blind-
heit, posttraumatische Epilepsien (im
eigenen Krankengut bei 45 % der
schwer mißhandelten Kinder) sind
durch keinerlei therapeutische Maß-
nahmen aufzuheben. Auch die sehr
häufigen Gedeihstörungen langzeitig
mißhandelter Säuglinge und Klein-
kinder können zu einer zusätzlichen
Intelligenzminderung beitragen, erlit-
tene emotionale Schäden schlagen

sich später bei den Betroffenen nicht
selten in antisozialem Verhalten und
Kriminalität nieder. – Meine kinder-
ärztliche Forderung an künftige Ur-
teile nach Mißhandlungen kann da-
her nur sein, neben der Aktuität der
beigebrachten Verletzungen, also den
Merkmalen des „Quälens“ und der
„rohen“ Mißhandlung auch die blei-
benden Folgen zu berücksichtigen.
Um deren Ausmaß anzuschätzen gibt
es neuro/pädiatrische, kinderpsychia-
trische und kinderpsychologische
Gutachter/Innen.  

Die Schilderung des Ablaufs der
Verletzungen durch das BGH läßt
noch zwei weitere, für die Beteiligten
beschämende Tatsachen erkennen:
das Kind wurde innerhalb fünf Wo-
chen einmal in einer Notfallsambu-
lanz und weitere viermal bei verschie-
denen Ärzten vorgestellt. Die Befunde
erweckten teils den Verdacht auf
Mißhandlungen, teils wurde den
Symptomen nicht nachgegangen. Der
Versuch, die Kette der Mißhandlun-
gen zu durchbrechen, fand ärztlicher-
seits wohl überhaupt nicht statt. Am
Tage der letztmaligen Vorstellung bei
einem Arzt verfiel das Kind in ein tie-
fes Koma mit zentralen Atemstörun-
gen. In der Fachklinik wurden dann
auch retinale Blutungen wie beim
„shaken baby syndrome“ festgestellt.
Sodaß als Folgen eines solchen dra-
matischen Verlaufs mit bleibenden
Hirnschäden und möglicherweise
auch Sehschäden zu rechnen ist.  

Die zweite beschämende Feststel-
lung, die nicht in dem Urteil, wohl
aber in Zeitungsmeldungen, erwähnt
ist, betrifft die Aktivität des Jugend-
amtes: nachdem ärztlicherseits

BGH – Entscheidung Nr. 4 StR 190/03 
vom 3. Juli 2003 – Kindesmißhandlung

Professor Dr. Gert Jacobi, Aschaffenburg
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schwere mehrfache Mißhandlungen
bei dem jungen Säugling festgestellt
worden waren, wurde das Kind in
Pflege gegegeben; als dann 1 1/2 Jahre
danach beide Eltern  freigesprochen
worden waren kam das Kind dann
auf Anordnung des Jugendamtes wie-
der zurück zu seinen Eltern, trotz der
gegenteiligen urspünglichen Feststel-
lung des Landgerichts Halle, daß das
Kind zweifelsfrei mißhandelt worden
war, allein die Täterschaft nicht hatte
festgestellt werden können. Eine der-
artige Handlungsweise der Mitarbei-
ter eines Jugendamtes kann nur
schärfstens mißbilligt werden: einmal
läßt sie erkennen, daß eine komplette
Ahnungslosigkeit darüber besteht,
was Mißhandlungen sind, was sie für
die Zukunft eines Kindes bedeuten
und daß sie sich mit hoher Wahr-

scheinlichkeit wiederholen werden.
Zum anderen läßt ein solches Vorge-
hen auch jedes Maß an psychologi-
schem Verständnis vermissen: wenn
ein kleines Kind – das keine bewuß-
ten Erinnerungen mehr an die erlitte-
nen Schmerzen hat – nach 1 1/2 Jahren
erneut aus seiner familiären Umge-
bung entfernt wird muß es zu einem
schweren Vertrauensbruch mit seiner
menschlichen Umgebung und einer
erneuten Störung der gesamten Emo-
tionalität des Kindes kommen – selbst
wenn es nicht wieder erneut physisch
mißhandelt wird. Leider bewegen
sich viele Mitarbeiter von Jugendäm-
tern in der irrigen Vorstellung, die be-
sten Eltern für ein Kind seien die na-
türlichen Eltern; sie springen auf die-
sen Zug einer reinen Ideologie, selbst
wenn diese Eltern dem Kind wieder-

holt und schwerst geschadet haben.
Einer solchen Ideologie muß – jeden-
falls nach schweren Mißhandlungen
und schwerwiegender Vernachlässi-
gung – mit aller Entschiedenheit ent-
gegen getreten werden.

Anschrift des Verfassers:
Professor Dr. med. Gert Jacobi
Blücherstraße 9
63739 Aschaffenburg

Schlüsselwörter
Mißhandlung eines kleinen Säuglings –
Zum Begriff des „Quälens“ und der „ro-
hen“ Mißhandlung – Eltern sind die natür-
lichen Garanten für das Wohl ihres Kindes
– Versagen von Ärzten/Innen und Jugend-
amt

Der Diskurs wird fortgesetzt: 
Des Menschen Wert ./. die Menschenwürde. 
Die zunehmende Dominanz wirtschaftlicher Interessen und
ökonomischer Zwänge über das Patienten-Arzt-Verhältnis
verstärkt die Notwendigkeit der Auseinandersetzung mit
Grundnormen ärztlichen Handelns und ethischen Prinzi-
pien. Am Beginn (der geklonte Mensch, Schwangerschafts-
abbruch) und am Ende menschlichen Lebens (Euthanasie,
aktive Sterbehilfe) werden zunehmend Entscheidungen ge-
troffen, die den Wert und nicht die Würde des Menschen
zum Gegenstand haben. Nach dem Beitrag: „Zwischen
Autonomie und unantastbarer Würde“ von Bischof Dr.
Franz Kamphaus, Hessisches Ärzteblatt 10/2002, veröf-
fentlichen wir in dieser Ausgabe zwei kontrastierende Bei-
träge. „Das Recht auf Altern in Würde und Selbständig-
keit“ von Karl Kardinal Lehman, Bischof von Mainz, und
„Wir brauchen Anatomie-Kenntnisse – aber keine Körper-
welten“ sowie eine Ansprache auf der Trauerfeier für Kör-
perspender/innen. 
Wenn in Gunther von Hagens „Körperwelten“ der plasti-
nierte Mensch seine Haut zu Markte trägt, dann stellt sich
die Frage nach der Würde des Menschen. Von der „Faszi-
nation des Echten“ getrieben, werden in dieser Menschen-
Show und mit dem weltweiten Plastinations-Handel gigan-
tische Umsätze erzielt. 
Wert und Würde sind ein himmelweiter Unterschied. Dies
scheint bei der Bildung von Bewußtsein im Umgang der

Gesellschaft mit den uns anvertrauten Menschen in ihrer
verletzlichsten und schwächsten Phase eine abnehmende
Bedeutung zu haben. Gesellschaftlicher Wandel fängt in
den Köpfen an. Bewußt sollten wir uns machen, daß nach
Kamphaus der Wert von der Bewertungsgrundlage ab-
hängt, sich mit ihr ändert und gegen Null gehen kann. Kant
hat das klar formuliert: „Was einen Preis hat, an dessen
Stelle kann auch etwas anderes ... gesetzt werden; was da-
gegen über allen Preis erhaben ist ... das hat eine Würde“
(Immanuel Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten 2,
AA, S. 434). Die Würde darf man eben nicht zu Markte
tragen und darüber verhandeln. Sie ist nicht an Bedingun-
gen geknüpft, sondern gilt unbedingt. Sie schützt davor,
daß der Mensch Mittel zum Zweck wird. Das ist unter sei-
ner Würde. Weiter schrieb Kamphaus: „Absolute Autono-
mie im Zeichen des Machens und der Selbstbestimmung
einerseits und die Unantastbarkeit andererseits (die ja nicht
nur das Handeln des anderen betrifft, sondern auch mein
eigenes an mir selbst) stehen sich gegenüber. Darin steckt
ein ungelöster Konflikt im Projekt Moderne. Wenn die Hal-
tung des nichtantastenden Annehmens verschwindet (die
pathischen Tugenden), werden wir keine Ethik der Würde
mehr haben, sondern am Ende nur noch eine „Ethik“ der
Erfolgsinteressen.“

Dr. med. Michael Popović
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I. 
Wir sind oft in Versuchung, abstrakt
vom Menschen zu reden. Dies hat ge-
wiß auch einen guten Grund, denn das
Menschliche im Sinne des Menschen-
würdigen ist ein wichtiger Gradmesser
dessen, was wir tun und vor allem, wie
wir es beurteilen. Dennoch darf man
nicht vergessen, daß unser menschliches
Dasein im Laufe eines Lebens aus ver-
schiedenen Stufen oder vielleicht auch
Schritten besteht, die sich ablösen.
Schon seit einiger Zeit gibt es dafür das
Wort von den Lebensaltern. Bereits der
heilige Augustinus (vgl. ep. 213) spricht
von der Kindheit (infantia), der Kna-
benzeit (pueritia), dem Jünglingsalter
(adolescentia), dem Mannesalter (ju-
ventus), dem reifen Mannesalter (gravi-
tas) und dem Greisenalter (senectus).
Berühmt ist ein sehr oft aufgelegtes und
heute noch lesenswertes Büchlein „Die
Lebensalter“ von Romano Guardini1.
Selbstverständlich hat gerade auch die
Entwicklungspsychologie aller Schattie-
rungen eine solche Gliederung des
menschlichen Lebens in verschiedene
Phasen versucht. Dabei ist es nicht ganz
gleichgültig, wie man von den verschie-
denen Lebensaltern spricht, ob es

Schritte, Phasen, Gestalten oder Stufen
sind. Es geht dabei nicht nur um die
Entwicklung im Ganzen, sondern auch
um die Frage, wie es zur Ablösung der
einzelnen Lebensalter kommt. Es ist
ganz wichtig, daß wir die einzelnen Stu-
fen in ihrer jeweiligen eigenen Prägung
verstehen und auch belassen. Immerhin
geht es um unwiederbringliche Gestal-
tungen unseres Lebens, die mit ihrer
Einzigartigkeit und Schönheit so nicht
mehr wiederkommen. Darum kommt es
entscheidend darauf an, daß man dem
Menschen seine verschiedenen Lebens-
alter nicht nimmt und sie auch nicht be-
deutungslos ansieht. Das Kindsein ist
nicht nur oder zuerst bloße Vorberei-
tung auf das Erwachsenwerden, und
das Alter ist nicht nur einfach ein Gerin-
gerwerden der Kräfte und Energien,
verglichen mit dem vollen Erwachse-
nenleben. Es ist deshalb erfreulich, daß
man in den letzten Jahrzehnten versucht
hat, immer mehr Sinn zu entwickeln für
die einzelnen Lebensphasen. So schrieb
Romano Guardini vor einem halben
Jahrhundert: „Es scheint aber, daß die
Jahre des hohen Alters eine wachsende
Bedeutung gewinnen. Bevölkerungssta-
tistik wie ärztliche Erfahrung zeigen,
daß das durchschnittliche Lebensalter,
die ‚Lebenserwartung‘, schnell steigt.
Die Ursachen des Todes werden wirksa-
mer bekämpft. Die Medizin entwickelt

eine genauere
Lehre vom
Zustand des
alten Men-
schen und ei-
ne ihm gemä-
ße Pflege – ei-
ne Gerontologie und Geronto-Therapie.
Die soziale Fürsorge schafft die mate-
riellen Bedingungen dafür, daß ein im-
mer höheres Alter erreicht werden
kann.“2

In der Zwischenzeit ist vieles von die-
sem Vorblick Wirklichkeit geworden,
nicht zuletzt auch bei der Entwicklung
eines Faches Geriatrie/Gerontologie. Im
Blick auf die Medizin ist das Fachgebiet
um 1940 in England stärker profiliert
worden. Durch eine entsprechende Dia-
gnostik und Therapie wurden viele
chronisch kranke alte Menschen so weit
wieder hergestellt, daß sie ein selb-
ständiges Leben führen können. Wäh-
rend in den angelsächsischen und skan-
dinavischen Ländern sowie in der
Schweiz die Geriatrie inzwischen ein an-
erkanntes medizinisches Fachgebiet
darstellt, ist diese Entwicklung in
Deutschland etwas langsamer vorange-
gangen. 

Das Recht auf Altern in Würde und 
Selbständigkeit – Grenzen und Möglichkeiten*

Karl Kardinal Lehmann,  Bischof von Mainz

„Altern in Deutschland – Erleben und Gestalten – Gegenwart und Zukunft“ 
10. Wiesbadener  Geriatrie Kolloquium der Asklepios Paulinen Klinik,  Kardinal Lehmann hielt den Festvortrag.

Am 22. November 2003 fand zum zehntenmal das Wiesbadener Geriatrie Kolloquium im Biebricher Schloß statt. Gastgeber war Dr. med. Wolf-
gang Knauf, der 1993 die geriatrische Fachabteilung an der Asklepios Paulinen Klinik aufgebaut hat und seit dieser Zeit ärztlich leitet. Es fanden
sich etwa 300 interessierte Zuhörer am frühen Samstag morgen ein, um den Vorträgen zum Thema „Altern in Deutschland“ zu folgen.

Dr. med. Wolfgang Knauf

1) Vgl. 10. Auflage, Würzburg 1967, und in
der Ausgabe der Werke: Gläubiges Dasein/Die
Annahme seiner selbst, Mainz 1993.

2) Gläubiges Dasein / Die Annahme seiner
selbst, 172.
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Die Zahl alter und sehr alter Menschen
nimmt in unserem Land ständig zu. Am
31. Dezember 2001 waren fast 4% der
bundesdeutschen Bevölkerung, d.h. fast
jede 25. Person, älter als 80 Jahre. In
den 90er Jahren ist die Anzahl der Men-
schen über 65 Jahre von 14% auf 16%
gestiegen. Dieser Prozeß wird sich fort-
setzen3. 

Im Blick auf die medizinische Hilfe
gibt es bestimmte Symptome, die im
Vordergrund stehen: Instabilität (Stür-
ze), Immobilität (Bettlägrigkeit), Inkon-
tinenz und geistiger Abbau. So wachsen
der Verlust der Alltagskompetenz, die
Abhängigkeit, die Unselbstständigkeit
und die Pflegebedürftigkeit. Was hier
medizinisch in vieler Hinsicht durch die
geriatrische Behandlung aufgefangen
wird, muß analog eine entsprechende
Hilfe in anderer Hinsicht finden, nicht
zuletzt in psychologischer, anthropolo-
gischer und religiöser Hinsicht. Auf je-
den Fall wird durch diese Maßnahmen
insgesamt erkennbar, daß bei entspre-
chender Prävention und Rehabilitation
die Selbständigkeit oft lange aufrecht
erhalten werden kann, und daß dadurch
auch das Alter in überzeugender Weise
eine Lebensphase sein und werden
kann, die eine eigene Selbständigkeit
und Würde zu beanspruchen vermag. 

So ist es gut, nicht nur von unserer ei-
genen Gegenwart auszugehen, sondern
auch in andere Kulturen hineinzusehen,
um uns selbst zu konfrontieren und uns
zu fragen, ob wir die richtige Einstel-
lung zum Alter haben. Deshalb möchte
ich in einem zweiten Schritt genauer
verfolgen, was die Bibel über das Leben
im Alter sagt. 

II.
1. Das Alte Testament
Die Hoffnung auf ein langes Leben und
der Wunsch, im eigenen Lebenswerk
und vor allem in den Kindern und Kin-
deskindern fortzuleben, hat große Be-
deutung: „Eine Krone der Alten sind
Kindeskinder; der Kinder Ruhm sind ih-
re Väter.“ (Spr 17,6) Insbesondere der

spät in Erfüllung gegangene Kinder-
wunsch gilt als großer Gnadenerweis
und Eingriff Jahwes, wo menschlich
schon nichts mehr zu erhoffen war (vgl.
z.B. Gen 18,9ff).

Oft werden alte Menschen als dieje-
nigen dargestellt, die aufgrund ihrer Er-
fahrung weise geworden sind. Sie stellen
die Urform der Autorität dar, begründet
durch Erfahrungs- und Wissensvor-
sprung. Gerade darum sollen auch die
jungen Menschen ihnen Ehrfurcht ent-
gegenbringen und Ehre erweisen. Ge-
schieht dies nicht, werden z.B. Eltern
von ihren Kindern entehrt oder mißhan-
delt, so kennt das Alte Testament für
uns heute fast unvorstellbar drastische
Strafen: „Wer seinen Vater oder seine
Mutter schlägt, wird mit dem Tod be-
straft.“ (Ex 21,15) Diese Verpflichtung
zur Ehrfurcht gilt nicht nur für das Ver-
hältnis der Kinder gegenüber den Eltern
(vgl. Ex 20,12), sondern der gesamten
älteren Generation gegenüber: „Du
sollst vor grauem Haar aufstehen, das
Ansehen eines Greises ehren und deinen
Gott fürchten.“ (Lev 19,32)

Symbol für das ehrwürdige Alter
sind die grauen Haare. „Graues Haar
ist eine prächtige Krone, auf dem Weg
der Gerechtigkeit findet man sie.“ (Spr
16,31) „Der Ruhm der Jungen ist ihre
Kraft, die Zier der Alten ihr graues
Haar“, heißt es zusammenfassend (Spr
20,29). Aus diesem Loblied auf die von
uns heute oft nicht gerade geschätzten
grauen Haare spricht die Erfahrung,
daß der Rückgang der körperlichen
Schönheit oft mit dem Wachstum der
inneren Reife des Menschen einhergeht.

Trotz dieser grundsätzlich positiven
Deutung der letzten Lebensphase kenn-
zeichnet das Alte Testament das Altsein
durchaus realistisch auch mit seinen
Schattenseiten. So wird nüchtern aufge-
deckt, wie mit fortschreitendem Alter
die Kräfte, die Sinne und die Lebensäu-
ßerungen schwach und schwächer wer-
den. Und das einzige Klagelied (Ps 71),
das eindeutig die Perspektive eines alten
Menschen vor Gott spiegelt, benennt
nicht nur das Schwinden der körper-
lichen Kräfte des alten Menschen, son-
dern vor allem seine Angst, verlassen zu

sein von Gott und den Menschen: „Ver-
wirf mich nicht, wenn ich alt bin, verlaß
mich nicht, wenn meine Kräfte schwin-
den. Denn meine Feinde reden schlecht
von mir ... Auch wenn ich alt und grau
bin, o Gott, verlaß mich nicht.“ (Ps
71,9f. 18)

Sicher steckt hinter solchen Befürch-
tungen alter Menschen oft genug die Er-
fahrung, statt der gebührenden Achtung
Rücksichtslosigkeit erlebt zu haben und
wegen der körperlichgeistigen Schwach-
heit verspottet worden zu sein. Solche
Erbarmungslosigkeit gegen alte Men-
schen ist für Israel Anzeichen eines gott-
losen Volkes: „Ein Volk mit unbewegli-
chem Gesicht, das sich dem Greis nicht
zuwendet und für das Kind kein Mitleid
zeigt“ (Dtn 28,50). Die Qualität einer
Gesellschaft läßt sich nach dem Zeugnis
der Heiligen Schrift also nicht zuletzt
daran messen, ob sie Sinn, Verständnis
und Ehrerbietung aufbringt gegenüber
alten Menschen.

Gerade hier darf jedoch nicht verges-
sen werden, daß Israel zwar keinen Kult
der Jugendlichkeit zuläßt, daß es aber
genauso wenig das Alter um des Alters
willen absolut setzt. So ist die Frage
„Findet sich bei Greisen wirklich Weis-
heit, und ist langes Leben schon Ein-
sicht?“ durchaus legitim (Ijob 12,12)
Die Bibel verdrängt die Erfahrung nicht,
daß alte Menschen auch ausgesprochen
unklug, verbohrt und starrköpfig sein
können. Auch die Alten haben keine
Garantie für Weisheit und Einsicht.
Nicht das physische Alter alleine macht
den Menschen letztlich zum Weisen, ge-
nauso wenig wie Reichtum und Erfolg
schon in sich Anzeichen eines gelunge-
nen Lebens sind: „Besser ein junger
Mann, der niedriger Herkunft, aber ge-
bildet ist, als ein König, der alt, aber un-
gebildet ist  weil er es nicht mehr ver-
stand, auf Ratschläge zu hören.“ (Koh
4,13)

Alter ist also nicht schon ein Wert in
sich; es geht um etwas anderes. Die Ar-
mut des Menschen vor Gott, das Wissen
um die menschliche Bedürftigkeit und
um die Notwendigkeit, das Entschei-
dende von Gott her zu erhalten, macht
den alten Menschen erst reich. Der Alte

3) Vgl. H.-W. Sinn, Ist Deutschland noch zu
retten?, München 2003, 340 – 350.
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ist letztlich nur dann wirklich weise,
wenn er fähig wird, das Leben wieder in
die Hände Gottes zurückzulegen. Wo es
zur schrittweisen Übereignung an Gott
wird, ist Altern  mit all seinen Gebre-
chen  das Gegenteil des Scheiterns. Wer
rechtzeitig seine Grenzen erkennt und
anerkennt, ist wirklich weise und ver-
dient höchste Anerkennung, so etwa in
der Bibel der achtzigjährige Barsillai,
der sich nicht scheut, alle seine altersbe-
dingten Schwächen zu benennen (2 Sam
19, 32-41).

In allen diesen Aussagen erweist sich
die Heilige Schrift als nüchtern und rea-
listisch im Blick auf das Leben im Alter.
Die Doppelgesichtigkeit dieser Lebens-
phase, in der Schwäche und Größe, Tor-
heit und Weisheit, Eigensinn und kluge
Zurückhaltung so dicht beieinander lie-
gen, wird nicht verleugnet. Dabei ken-
nen Altes und Neues Testament nicht
nur allgemeine Aussagen über den alten
Menschen, sondern mehr noch schil-
dern sie konkrete Menschen in ihrer
Kraft und Stärke, aber auch in der
Schwäche ihres Altseins: Isaak (Gen
27,21), Jakob (Gen 48,10), Eli (1 Sam
3,2), Mose (Dtn 34,7) und  nochmals zu
erwähnen  Zacharias und Elisabeth, Si-
meon und Hanna. Sie alle sind in ihrem
Alter Menschen, die so weise sind, daß
sie ganz dem Kommenden entgegenhar-
ren und nicht nur rückwärts schauen.
Dieses Leben in den Erinnerungen  ein
Reichtum des alten Menschen  kann
ihm ja auch zum Hindernis werden, sich
nach dem Kommenden, vor allem nach
dem kommenden Herrn auszustrecken.

Gerade die Weisheitsbücher sehen
manche Doppeldeutigkeit des Lebens.
Ein schönes Beispiel ist dafür Ijob, der
es am Glück des Frevlers veranschau-
licht und sich fragt: „Warum bleiben
Frevler am Werk, werden alt und stark
an Kraft... Ihre Häuser sind in Frieden,
ohne Schreck, die Rute Gottes trifft sie
nicht... Sie verbrauchen ihre Tage im
Glück und fahren voll Ruhe ins Toten-
reich. Und doch sagten sie zu Gott: Wei-
che von uns! Deine Wege wollen wir
nicht kennen.“ (Ijob 21, 7. 9. 13. 14) In
all diesen Aussagen, die mit zum gesam-
ten Kontext gehören, zeigt sich das Rin-

gen der Heiligen Schrift als nüchtern
und realistisch im Blick auf das Leben
im Alter. 

Wirklich herausragende alte Gestal-
ten begegnen uns auf der Schnittstelle
vom Alten zum Neuen Bund. Da sind
zunächst Zacharias und Elisabeth (Lk
1,5ff). Sie bleiben bis ins hohe Alter kin-
derlos und werden dann doch noch in
ihrer späten leiblichen Fruchtbarkeit zu
Trägern einer großen göttlichen Verhei-
ßung. Hierin sind sie verwandt mit vie-
len alttestamentlichen Gestalten, allen
voran Abraham und Sara. Ebenso wei-
sen Simeon und Hanna (Lk 2,25ff) in
die alttestamentliche Tradition zurück,
ja sie können geradezu als Exponenten
der alttestamentlichen Heilserwartung
bezeichnet werden: In ihnen harrt das
Volk des Alten Bundes der Erfüllung der
göttlichen Verheißungen entgegen. Ihr
physisches Altsein ist Symbol dieses
weisen, geduldigen, hoffnungsvollen
Ausschauens nach dem Kommen Got-
tes.

2. Das Neue Testament
Das Neue Testament kommt nur selten
auf den alten Menschen und das Alter
im physischen Sinne zu sprechen. Of-
fenbar verliert das Alter durch das
Evangelium Jesu Christi etwas an Ge-
wicht: Wo alle durch die Taufe Jesus
Christus gleichförmig geworden sind,
verlieren mit den Standes, Rassen und
Geschlechtsunterschieden (vgl. Gal
3,2628) auch die Atersunterschiede
letztlich ihre Heilsbedeutung. Das neue
Leben des vom Tod auferweckten Herrn
läßt alles in einem neuen Licht sehen.
Daher werden der alte Mensch und das
Alter im Neuen Testament oft nur noch
in einem übertragenen Sinne genannt,
so z.B. in Röm 6,6: „Wir wissen doch:
Unser alter Mensch wurde mitgekreu-
zigt, damit der von der Sünde be-
herrschte Leib vernichtet werde und wir
nicht Sklaven der Sünde bleiben.“
Nachdem die Christen durch die
„Wiedergeburt“ der Taufe geschritten
sind, hat das Altwerden der vorläufigen,
irdischen Existenz zwar keine Abwer-
tung, aber eine starke Relativierung er-
fahren. Diese dispensiert die junge Ge-

neration aber keineswegs von der den
Alten zu erweisenden Hochachtung,
wie die Ermahnungen in den Haustafeln
der Pastoralbriefe bezeugen (vgl. z.B. 1
Tim 5,18). Hier steht das Neue Testa-
ment ganz und gar in der Tradition der
alttestamentlichen Familienordnung.

Dies sollte nur eine knappe Erinne-
rung sein, was uns die Bibel zum Alter
und zu den alten Menschen sagt. Wir
spüren von selbst, welche Lebensweis-
heit aus diesen Zeugnissen spricht, und
was wir daraus lernen können. Im Ant-
litz des alten Menschen können wir wie-
der neu das Gesicht und das Bild des
Menschen überhaupt entdecken. Wir
hätten viel gelernt für den Umgang mit
Leben und für unsere Sorge um die alten
Menschen, wenn wir neu wahrnähmen,
wie sehr sich uns gerade im alten Men-
schen das Geheimnis jeden Lebens of-
fenbart.

Es ist gut, eigens und ausführlicher
auf das vierte Gebot zurückzukommen:
„Ehre deinen Vater und deine Mutter,
damit du lange lebst in dem Land, das
der Herr, dein Gott, dir gibt (Ex 20,12).
Mit diesem so genannten Elterngebot
setzt im Dekalog die Reihe der Sozialge-
bote ein. Dabei hat man sich oft gewun-
dert, warum dieses Elterngebot an der
Spitze steht. Wir sind natürlich ohnehin
im Verständnis dieses Gebotes verunsi-
chert, weil wir es schon seit langer Zeit
vor allem in der Perspektive  der  Unter-
ordnung der Kinder unter die Eltern
deuten und dabei besonders die Aspekte
der Autorität und des Gehorsams her-
vorgehoben haben. 

Dem ursprünglichen Sinn nach rich-
tete sich die Pflicht, Vater und Mutter
zu „ehren“, an die erwachsenen Kinder
zur Sicherstellung der Versorgung der
alten Eltern. Dieses Gebot steht  an der
Spitze der ethischen Weisungen im Al-
ten Testament. Dabei geht es weniger
um das Verhältnis von Kindern zu El-
tern, sondern von Erwachsenen zu Al-
ten. Diese waren allein auf die Versor-
gung durch die Jüngeren angewiesen.
„Ehren“ meint in diesem Zusammen-
hang die Verpflichtung zu konkreten
materiellen Versorgungsleistungen. Die
angemessene Versorgung der alten El-
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tern mit Nahrung, Kleidung und Woh-
nung wird vorausgesetzt. Darüber hin-
aus wird ein respektvoller Umgang und
eine würdige Behandlung verlangt, die
trotz der Abnahme der Lebenskraft ih-
rer Stellung als Eltern entspricht. 

Dafür haben die Eltern aber auch die
Aufgabe, ihren Kindern die Weisungen
Gottes und besonders den Dekalog
weiterzugeben. Wenn im Lichte der spä-
teren Interpretation des Gebotes auch
noch in einem erweiterten Sinn von „eh-
ren“ die Rede ist, dann soll dies heißen,
daß die Jüngeren den oft gegebenen
Vorsprung an Erfahrung und manchmal
auch an Weisheit der Alten respektieren
und diese „auctoritas“ nicht verachten.
Es wurde oben schon gezeigt, daß dies
nicht heißt, das Alter hätte in allem und
von vornherein einen ganz selbstver-
ständlichen Vorrang vor den Jüngeren.
Hier hat der biblische Glaube nicht eine
Gerontokratie legitimiert, die in jedem
Fall eine durchgehende Überlegenheit
der älteren Generationen fixiert. Für
dieses ausgewogenere Verständnis
möchte ich aus der späteren Zeit nur die
Benediktsregel anführen, die auf der ei-
nen Seite von der antiken Tradition her
der Erfahrung und der Weisheit der Äl-
teren Rechnung trägt, auf der anderen
Seite aber auch Weisheit bei Jüngeren
gegeben sieht. So heißt es in Kap. 3 bei
der Einberufung der Brüder zum Rat, zu
dem alle aus der Gemeinschaft zu-
sammenzurufen sind: „Wir haben aber
deshalb bestimmt, daß alle zur Beratung
einberufen werden, weil der Herr oft ei-
nem Jüngeren offenbart, was das Beste
ist.“4

III.
Nach dieser Betrachtung ist es notwen-
dig, einen zusammenfassenden Blick auf
das Thema zu lenken. Dabei leitet uns
die Frage, wie denn das Alter eine eige-
ne Würde und Selbständigkeit behalten
und bekommen kann. Ich möchte dafür
wenigstens einige Perspektiven formu-
lieren, die selbstverständlich in hohem
Maß biblisch inspiriert sind. 

Zunächst und zuerst ist es wichtig,
sein Leben im Alter anzunehmen. Die
Annahme seiner selbst wird im Alter so-

gar schwieriger. Wenn man sich nur ver-
gleicht mit dem, was bisher an Kräften
verfügbar war, sieht alles aus wie eine
Minderung. Dies kann so weit gehen,
daß man vom Altwerden lieber gar
nicht spricht, und es gar nicht hören
kann, z.B. 70 Jahre zu zählen. Dies
kann soweit gehen, daß man nicht nur
die Ohren verschließt vor einem Ge-
spräch darüber, sondern daß man sich
auch nicht dazu stellt und dazu steht. Es
gibt dann eine regelrechte Rückwen-
dung zu einer längst vergangenen Ju-
gendlichkeit, die man auch nicht durch
noch so raffinierte  Mode wieder her-
stellen kann. Es gibt hier manche For-
men des Atavismus, darin man sich in
frühere Lebensstadien zurückverwan-
deln möchte. Dies kann aber auch dazu
führen, daß man das Alter übergeht und
sich Maßstäbe und Leistungen aufbür-
det, die übertrieben sind. Wenn die An-
forderungen dann nicht erfüllt werden
können, sind oft Enttäuschung und Bit-
terkeit das Resultat. So kann es auch ei-
ne sehr hohe Unzufriedenheit mit sich
selbst im Alter geben. Manchmal kann
dies umschlagen, sodaß man sich im Al-
ter in vieler Hinsicht vernachlässigt,
weil man nichts mehr erwartet und kei-
ne Zuversicht mehr hat für dieses Le-
ben. 

Vor diesem Hintergrund ist es be-
sonders wichtig, sich selbst mit seinem
Leben im Alter anzunehmen und Ja zu
sich zu sagen. Diese Annahme des Al-
ters bringt es mit sich, daß das Älter-
werden und erst recht das Altsein nicht
nur einen Verfall, sondern eine ur-
sprüngliche Form positiven Lebens dar-
stellt, das eine eigene Produktivität auf-
weist. Dazu gehört auch, daß man eine
volle Freude hat an dem, was man jetzt
genießen kann. 

Dieses Verhältnis hat freilich eine ei-
gene Struktur. Ein solcher alter Mensch
vergißt nicht, daß er in eine letzte Phase
seines Lebens kommt. Ich glaube, daß
dies nicht hindert, die Welt mit ihren
Schönheiten zu lieben. Aber es wird

nicht so erlebt, als ob alles gleichsam im
eigenen Glück zu Ende kommt und re-
gelrecht alles in sich hineingefressen
wird. Es gibt nun eine lautere Liebe zur
Erde und zu ihren Geschöpfen, die von
einer abschiedlichen Haltung geprägt
wird. Es geht nicht darum, immer neue
Dinge, vor allem materiellen Reichtum,
anzuhäufen, sondern sich darin einzu-
üben, eines Tages auf ihn ganz verzich-
ten zu können. So wird der alte Mensch
immer mehr auf das, was er von innen
heraus ist, zurückgelenkt, nicht auf den
Besitz. Sein geht vor Haben. Darum
leuchten auch manche ältere Menschen,
die dankbar sind für alles, was ihnen
zur Verfügung steht, aber sich in die ir-
dischen Dinge nicht verkrallen, von in-
nen her. Sie haben darum auch ein be-
sonderes Gespür für das, was ihnen äu-
ßere Dinge nützen. Aus dem Gefühl der
Vergänglichkeit kann etwas in sich
selbst Positives kommen: das immer
deutlicher werdende Bewußtsein von
dem, was nicht vergeht, was bleibt und
ewig ist. Durch eine solche Haltung
kommt in das Leben etwas Ruhiges. Als
man den hl. Karl Borromäus einmal
fragte, was er tun würde, wenn er wüß-
te, daß er in einer Stunde sterben müsse,
antwortete er: „Ich würde das, was ich
jetzt tue, besonders gut tun.“ Hier wird
die Lebensangst überwunden, das ner-
vöse Auskosten-Wollen, das Sich-Voll-
stopfen mit allem, was man noch errei-
chen kann. Darin liegt eine tiefe Lebens-
angst.

Dabei zeigt sich noch etwas anderes,
das freilich eng damit verbunden ist.
Wir sind endliche Menschen. Wir wis-
sen dies immer schon, auch als jüngere
Menschen. Wir wissen, daß alles Ge-
schehen sich auf eine Vollendung hin
bewegt. Das Kind weiß davon wenig, es
zeigt sich bei ihm vor allem im Lebens-
hunger und im Schutzbedürfnis. Junge
Menschen können dieses Ende jedoch
manchmal fast ganz vergessen und, wie
es scheint, ausschließlich nach vorne le-
ben. Das Wissen darum, daß der Le-
bensbogen zu Ende geht, macht die Din-
ge und das Leben jedoch dichter und
ernster, kostbarer und wertvoller. Es ist
kein Widerspruch, wenn man zugleich

4) Die Benediksregel, hrsg. von G. Holzherr,
Zürich 1980, 62.
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sagt, daß der Erlebende immer weniger
von den Dingen ergriffen wird, und daß
Leben in diesem Sinne „dünner“ wird. 

Dies zeigt uns, daß eine abschiedliche
Grundhaltung immer wieder lernen
muß, die Dinge loszulassen und sich
selbst von ihnen zu lösen. Es wäre näm-
lich eine Täuschung, vor dem Altwerden
zu kapitulieren, das Leben im Ganzen
preiszugeben und sich an das zu klam-
mern, was noch da ist. Es gibt einen
schlimmen Altersmaterialismus, für den
die greifbaren Dinge alles werden: das
Essen und Trinken, das Bankkonto, die
Geltungssucht, das Tyrannisieren der
Umgebung. Man will aus dem, was man
anderen befiehlt oder aufträgt oder von
ihnen verlangt, das Gefühl ableiten, man
sei noch etwas. In diesem Sinne muß das
Lassen immer wieder eingeübt werden.
Diese Annahme des Alterns geht gewiß
nicht ohne Krisen. Man darf dem Altern
nicht einfach wehrlos verfallen, man darf
es aber auch nicht gleichgültig oder zy-
nisch entwerten. Dafür braucht man vie-
le Haltungen, die oft schon ein Leben
lang ausgebildet worden sind: Einsicht,
Gelassenheit, Mut, Aufrechterhaltung
des gelebten Lebens, des bisher realisier-
ten Sinns des Lebens. Dabei muß man
sich vor bestimmten Gefahren besonders
hüten: Es gibt manchmal eine Abwer-
tung und Herabsetzung der jüngeren Ge-
nerationen, regelrechte Ressentiments
gegen geschichtlich Neues, Schadenfreu-
de über das Mißlingen gegenwärtiger Be-
mühungen. Dies kann bis zu großem
Neid gehen. Im Alter kann es auch
schlimme Misanthropen geben.

Es gibt auch schlimme Formen von
Senilität, die einen unaufhaltsamen Ver-
fall mit sich bringen. Es wird nur noch
das Wenigerwerden erfahren. Die Auf-
nahmefähigkeit der Sinne wird geringer.
Es wird schwer, sich an neue Situationen
anzupassen. Die Abläufe werden starr.
Das Kämpfen hört auf. Es besteht kein
Interesse mehr für das allgemeine Le-
bensgeschehen. Es entsteht eine Gleich-
gültigkeit, die sich auch nicht darum
kümmert, welchen Eindruck man auf an-
dere macht. Es gibt eine Zähigkeit des
Festhaltens, die bis zum Kleinlichsten ge-
hen kann. In der Gesamtverfassung kann

das Negative zunehmen und dominieren. 
Man kann nur dankbar sein, daß es

heute vielen alten Menschen vergönnt ist,
durch Prävention und Rehabilitation,
durch die Geriatrie hier mannigfache Hil-
fe zu erhalten, sodaß das eingeschränkte
Leben trotz allem erträglich bleibt. Wenn
dies gelingt, dann gibt es jenseits von Re-
signation, aber auch Selbstüberschät-
zung, ein Reiferwerden. Es gibt dann
durchaus neue Motivation. Man kann
noch neue Elemente in der eigenen Bio-
grafie finden. Ja, es gibt manchmal auch
einen befreienden Humor, der über sich
selbst das Lachen lehrt. Dies ist dann im-
mer ein Zeichen dafür, daß der Mensch
nie bloßes Objekt ist. Auch wenn seine
Verantwortlichkeit kleiner geworden ist
und sich bescheiden muß, so ist er den-
noch Subjekt seines Daseins. So kann das
Leben manchmal in dieser Phase bewuß-
ter gelebt werden. Es gibt bei einem ge-
lungenen und geglückten Alter so etwas
wie eine „späte Freiheit“ (L. Rosenmayr). 

Es ist bewegend, wenn ein solches Le-
ben den Glauben an Gott nicht verliert.
Denn irgendwo lassen sich die Urfragen
des menschlichen Lebens nicht auslö-
schen: Ist der Tod die Auflösung ins Lee-
re oder ist es der Eintritt in die immer-
währende Seligkeit? Darauf gibt nur die
Religion Antwort. Nur wer das Leben
bisher schon als „vorläufig“ erfahren und
bejaht hat, kann auch in dieser Situation
gelassen bleiben. Alt werden ohne den
Glauben an Gott ist schlimm. Darum ist
das Gebet, in welcher Form es auch ein-
hergeht, im Leben des alten Menschen
wichtig. Aber wir wissen auch, daß es im
Alter eine extreme Verschlossenheit ge-
ben kann, die wirklich an das grenzt oder
auch enthält, was man Atheismus nennt.
Wie es dann am Ende in einem solchen
Menschen wirklich aussieht, kann nur
Gott selbst beurteilen. 

Solange man lebt, sollte man auch le-
ben wollen. Aber zu diesem Leben in un-
serer Gegenwart gehört für den Christen
auch der Ausblick auf das ewige Leben.
Dafür gibt es gewiß sehr verschiedene Sti-
le. Es gehört auch zur wahren Hoffnung,
in einer Weise sein Leben zu beschließen,
wie es Gottes Wille ist. Ich möchte schlie-
ßen mit den Worten meines Lehrers Karl

Rahner, der im hohen Alter, ein bis zwei
Jahre vor seinem Tod, geschrieben hat:
„Man soll mit Jesus beten: Vater, in Dei-
ne Hände empfehle ich meinen Geist;
man darf aber auch beim Sterben mit Je-
sus das Psalmwort beten: Gott, mein
Gott, warum hast du mich verlassen?,
weil auch dieses Gebet mit dem ewigen
Leben Gottes beantwortet werden wird.
So sind darum auch die Stile der hoffen-
den Erwartung des ewigen Lebens wäh-
rend unseres Lebens im Alter sehr ver-
schieden. Es kann dem einen die Hoff-
nung des ewigen Lebens als wunderbar
tröstliches Licht das Herz erfüllen und
er so freudig auf die letzte Stunde hinge-
hen. Einem anderen ist es gegeben (das
ist letztlich dieselbe Gnade), in der
Standhaftigkeit eines nüchternen Glau-
bens zu leben, ohne sich mit eigenen
Farben den Himmel ausmalen zu wol-
len: Ich glaube an das ewige Leben. Ein
solcher wird sich sagen: Mein eigenes
Herz ist schwach und eng, ich muß fast
ängstlich suchen, wo neben der Müdig-
keit und Dürre meines Alters für diesen
Glauben noch ein Platz zu finden ist;
aber Gott ist größer als mein Herz und
verlangt von mir nicht mehr, als ich ehr-
lich aufbringen kann. Der alte Mensch
ist auf die Grenzlinie zwischen Zeit und
Ewigkeit gestellt. Und da hat er seine
heiligste Aufgabe. Sie kann eine schwe-
re Last sein. Aber Gott trägt sie mit uns
und nimmt sie uns ab, wenn wir wirk-
lich nicht mehr können.“5

Anschrift des Verfassers:
Bischofsplatz 2a
55116 Mainz

* Der hier abgedruckte Text ist ein Auszug der An-
sprache. Das Manuskript wurde auf Wunsch der
Herausgeber gekürzt für den Druck.

5) Karl Rahner, Schriften zur Theologie XV,
Zürich 1983, 325.

Schlüsselwörter
Geriatrie – Gerontologie – Lebenserwar-
tung – Altes Testament – Neues Testament
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Professor Dr. med. Horst-Werner
Korf, Geschäftsführender Direktor
der Dr. Senckenbergischen Anatomie
am Fachbereich Medizin der Goethe-
Universität Frankfurt am Main, for-
dert, über eine Schließung der um-
strittenen Ausstellung „Körperwel-
ten“ Gunther von Hagens in Frank-
furt nachzudenken und sie zu betrei-
ben. Die Struktur des menschlichen
Körpers werde in „Körperwelten“
nicht dargestellt, sondern inszeniert.
Für Korf stellt dies einen unzulässigen
Eingriff dar, den sich kein Anatom
gegenüber seinem Körperspender lei-
sten könne.

Häbl: Gunther von Hagens be-
hauptet, mit „Körperwelten“

aufklären und vor allem dem medizi-
nischen Laien die Möglichkeit eröff-
nen zu wollen, den Körper und seine
Funktionen besser zu verstehen.
Müßten Sie als Lehrstuhlinhaber für
Anatomie die Ausstellung nicht gera-
de wegen ihres didaktischen Charak-
ter besonders begrüßen?

Korf: Anatomische Kenntnisse sind
ganz definitiv notwendig, um den
Aufbau, die Funktionen und Krank-
heiten des menschlichen Körpers zu
verstehen. Der Anatom untersucht
die Struktur des menschlichen Kör-
pers und gibt die Ergebnisse dieser
Untersuchungen an Ärzte, Medizin-
studierende - und an ein interessiertes
Publikum - weiter. Fundierte Anato-
miekenntnisse sind eine entscheiden-
de Voraussetzung für ärztliches Han-
deln und natürlich auch für das biolo-
gische Verständnis der menschlichen

„Wir brauchen Anatomie-Kenntnisse - 
aber keine Körperwelten“
Ein Interview mit dem Frankfurter Anatomieprofessor Horst-Werner Korf 

Natur. Eine weite Verbreitung anato-
mischen Wissens ist deshalb grund-
sätzlich zu begrüßen; dennoch lehne
ich – in Übereinstimmung mit sehr
vielen Fachkollegen  - die Ausstellung
„Körperwelten“ schärfstens ab: nach
meiner Überzeugung verstößt von
Hagens mit dem „In Szene Setzen“
toter menschlicher Körper gegen fun-
damentale inhaltliche Prinzipien und
ethische Grundsätze der modernen
Anatomie im 21. Jahrhundert. 

Häbl: Können Sie Ihre ablehnen-
de Haltung näher begründen? 

Korf: Die Anatomie geht von der rea-
len Natur aus. Sie untersucht den
menschlichen Körper so, wie er ist,
um richtige und sinnvolle Erkennt-
nisse zu gewinnen. Keinesfalls darf
dieser vorab durch Gedanken und
Aktionen des Untersuchers gedreht,
gewendet und verzerrt werden. Für
einen Anatomen ist es unabdingbar,
die Sektionen und Untersuchungen
ohne Voreingenommenheit und ohne
verfremdende Manipulationen vorzu-
nehmen. An diese Grundregel hält
sich von Hagens nicht. Ein weiterer
wichtiger Kritikpunkt ist, daß seine
anatomischen Betrachtungen keinen
inhaltlichen Erkenntnisfortschritt
gegenüber den Sektionen in den ana-
tomischen Theatern der letzten Jahr-
hunderte liefern. Die moderne Anato-
mie schlägt eine Brücke zwischen den
teils Jahrhunderte alten, mit bloßem
Auge zu erfassenden (makroskopi-
schen) Erkenntnissen und hochak-
tuellen wissenschaftlichen Untersu-
chungen an einzelnen Zellen und Mo-

lekülen, die letztlich verantwortlich
sind für Funktion und Entstehung
von Krankheiten. Durch diese zell-
und molekularbiologischen Untersu-
chungen wird die Anatomie dynami-
siert; die moderne Anatomie be-
schreibt eben nicht nur die räumliche
Dimension eines im Tod erstarrten
menschlichen Körpers, sondern auch
– und das ist der wesentliche Erkennt-
nisfortschritt der modernen Anato-
mie des 21. Jahrhunderts -  die zeitli-
che Dimension lebendiger Funktio-
nen. Diese aktuellen Einsichten wer-
den in der Schau von Hagens absolut
nicht berücksichtigt. Deshalb ist fest-
zustellen: Wir brauchen Anatomie-
Kenntnisse – aber keine „Körperwel-
ten“.

Unbestritten sind die Verdienste von
Hagens bei der Weiterentwicklung
des Verfahrens der Plastination, die
übrigens schon lange vor von Hagens
in der wissenschaftlichen Anatomie
erprobt und eingesetzt wurden. Doch
dieses – an sich sehr gute Verfahren –
instrumentaliert von Hagens mehr
und mehr und in immer unerträg-
licherer Weise - auch hier ist leider ei-
ne zeitliche Dynamik festzustellen:
Um seine „Erlebnisanatomie“ zu ver-
markten, inszeniert von Hagens die
Verstorbenen in Positionen, die Men-
schen in ihrer Todesstunde kaum ein-
nehmen können. Er begründet dies
damit, daß ein „Edutainment“, also
die Verbindung zwischen Erziehung
(„education“) und Unterhaltung
(„entertainment“), notwendig sei, um
das Interesse der Menschen zu
wecken und sie zum Lernen zu moti-
vieren. Es steht außer Frage, daß sich

??

??
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auch die Methoden der Wissensver-
mittlung verändern. Doch sollte mit
dieser Veränderung kein Rückschritt,
sondern eine Weiterentwicklung ver-
bunden sein. 

Davon kann bei „Körperwelten“ aber
nicht die Rede sein. Didaktische Prin-
zipien müssen dem eigentlichen An-
liegen, der Vermittlung von - in die-
sem Fall - anatomischen (und zellbio-
logischen!) Sachverhalten dienen und
sich ihm unterordnen. Sie dürfen sich
nicht verselbständigen, indem sie eine
eigenständige Botschaft vermitteln,
die mit dem eigentlichen Anliegen
nichts mehr zu tun hat. 
Gegen diese didaktischen Grundprin-
zipien verstößt von Hagens soge-
nanntes „Edutainment“ in eklatanter
Weise. Wo die Würde des Menschen,
auch die des toten Menschen, mit Fü-
ßen getreten wird, heiligt der Zweck
nicht die Mittel. Auch von Hagens
Anspruch, den Tod näher an die Ge-
sellschaft zu bringen, geht in die Lee-
re. Gerade die verfremdenden Effek-
te, die durch die Positionen der toten
Menschen erreicht werden, bewirken
genau das Gegenteil. Hier wird der
Tod plastiniert, bunt angemalt und
damit für den Betrachter in weite Fer-
ne gerückt.

Häbl: Die Ausstellung „Körper-
welten“ hat die Frage aufgewor-

fen, ob und wie sich Menschen vor
ihrem Ableben vor einer unerwünsch-
ten Verwendung ihres Körpers für
anatomische Zwecke schützen kön-
nen. Wer kommt überhaupt als Kör-
perspender für die Anatomie in Be-
tracht?

Korf: Wie jede andere medizinische
Disziplin ist auch die Anatomie den
ethischen und moralischen Anforde-
rungen an die Ärzteschaft unterwor-
fen. Daher gleicht die Beziehung zwi-
schen Anatomen und Körperspender
derjenigen zwischen Arzt und Patient.
Seit Mitte der sechziger Jahre decken
die Anatomischen Institute in

Deutschland ihren Bedarf an Körpern
und Präparaten durch Spenderpro-
gramme, in deren Rahmen die Kör-
perspender noch zu Lebzeiten gegen-
über den Instituten in Form eines Te-
stamentes ihre Bereitschaft zur Spen-
de erklären. Den Spendern bleibt die
Verfügungsgewalt bis ins Grab und
bis ans Präparat erhalten: sie können
entscheiden, ob Teile ihres Körpers zu
Dauerpräparaten gemacht werden,
sie können entscheiden, ob ihre Kör-
per zur Gänze oder in Teilen oder gar
nicht beigesetzt werden sollen. Be-
sonders wichtig aber erscheint mir:
Jeder Mensch kann heute frei ent-
scheiden, ob sein Körper überhaupt
in die Anatomie gelangen soll oder
nicht. Diese Freiheit hatten viele der
anonymen „Spender“ des Gunther
von Hagens offenbar nicht.

Häbl: Welche Regeln gibt es für
den Umgang mit dem mensch-

lichen Leichnam? 

Korf: Zweifellos bewegt sich die ana-
tomische Präparation in einer Grenz-
zone zwischen Mensch und Material.
Da ist auf der einen Seite der lebende
Mensch, der über seinen lebenden
Körper selbst verfügt. Und da befin-
det sich auf der anderen Seite das fer-
tig gestellte anatomische Präparat,
das dazu genutzt wird und dazu ge-
nutzt werden darf, Erkenntnis zu ge-
winnen und Wissen zu vermitteln.
Auf dem Weg vom lebenden Körper
zur toten Sache gibt es keine scharfe
Grenze. Was den toten Körper jedoch
schließlich zum Objekt und Präparat
macht, ist die Bearbeitung durch den
Anatom. Sie verhindert den Prozeß
der vollständigen Verwesung, die
nach dem Tod eintritt. 

Bei allen anatomischen Bemühungen
muß heute gelten, daß die Würde des
Menschen und seine Verfügungsge-
walt über den eigenen Körper nicht
mit dem Tode erlischt. Vielmehr hat
er einen Anspruch darauf, daß „pie-
tätvoll“ mit ihm umgegangen wird.

Wer behauptet, es sei in Ordnung,
den Körper einer namenlosen
Schwangeren samt ihrem Fötus oder
den eines hingerichteten Chinesen für
anatomische Zwecke zu verwenden –
dem muß entgegen gehalten werden,
daß es nur ein kleiner Schritt vom Tö-
ten wegen eines Verbrechens zum ver-
brecherischen Töten wegen eines
Körpers ist. Die Grenze wurde hier in
Deutschland während des dritten Rei-
ches regelmäßig überschritten. Von
Hagens vollständige, schnelle und
möglichst stillschweigende Verdingli-
chung und Anonymisierung mensch-
licher Leichname ist nicht nur pietät-
los, sondern verabscheuungswürdig
und verantwortungslos. Frankfurt
war liberal genug, die Ausstellung
nicht im Vorfeld durch juristische
Maßnahmen zu verbieten oder zu
zensieren; Frankfurt sollte jetzt seine
ethischen und moralischen Traditio-
nen umsetzen und über die sofortige
Schließung der Ausstellung Körper-
welten nachdenken - und sie betrei-
ben. 

Professor Dr. med. Horst-Werner Korf
Geschäftsführender Direktor der
Dr. Senckenbergischen Anatomie
des Fachbereichs Medizin der Johann
Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt
Theodor-Stern-Kai 7
60590 Frankfurt/Main
e-mail: korf@em.uni-frankfurt.de

Die Fragen stellte Katja Möhrle.

??

??

Schlüsselwörter
Anatomie – didaktische Prinzipien – Edu-
tainment – Erlebnisanatomie – Körper-
spender – Körperwelten – pietätvoll – Pla-
stination – Sektionen
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Verehrte Angehörige, liebe Studenten,
liebe Mitarbeiter und  Kollegen!

Wir wollen heute in aller gebotenen
Form Abschied nehmen von 20 Men-
schen, die sich der Dr. Senckenbergi-
schen Anatomie zu Lebzeiten vermach-
ten, d.h. verfügt haben, daß ihr Körper
nach ihrem Tod für Zwecke der medizi-
nischen Lehre und Forschung Verwen-
dung finden möge. Für uns, Studierende
und Lehrkörper der Johann Wolfgang
Goethe-Universität und ihrer Dr. Senk-
kenbergischen Anatomie, ist es die gute
Gelegenheit, den Toten und der Welt
heute zu zeigen, daß wir unendlich
dankbar sind für das Vermächtnis derer,
deren sterbliche Überreste in 20 Urnen
heute der Erde wieder zugeführt, d.h.
beigesetzt werden. Unsere Dankbarkeit
findet ihren sichtbaren Ausdruck auch
darin, daß wir, die Dr. Senckenbergische
Anatomie, für „unsere Toten“ auf dem
alten Teil des Frankfurter Hauptfried-
hofs eine würdige Begräbnisstätte er-
worben haben. 

Bewunderung und Dank den Toten
gegenüber gründen sich auf dreierlei:
1.) Ihre Entscheidung ist ungewöhnlich
2.) Sie ist mutig
3.) Sie ist ungemein nützlich

Zu 1.)
Wir leben in einer Zeit voller Parado-
xien: In der Medienwirklichkeit der fik-
tiven und realen Welt - heute - wird so
viel und so grausam gestorben wie noch
nie. Doch gelingt es den meisten Men-
schen - u.a. angesichts der staunenswer-
ten Entwicklungen der modernen Medi-
zin - das Altwerden, besonders aber das
Sterben weitestgehend zu verdrängen. 

Unsere Toten, sie haben, erklärter-
und bewiesenermaßen, die Endlichkeit
ihres Daseins begriffen und über den Tod

hinaus gedacht. Sie haben damit, sehr
unüblich für unser aller Denken, die Se-
kunde ihres Lebens zwischen der Ewig-
keit davor und der Ewigkeit danach (Pa-
scal) um ein Weniges, aber Wichtiges ver-
längert. Wir danken ihnen für ihr unübli-
ches eigenständiges Denken.

Zu 2.)
Die Entscheidung ist mutig. 
Sich, d.h. seinen Leib zu vermachen, ist
mutig. Denn tot, wehrlos und bereit zu
sein, dann zergliedert zu werden, ist eine
nicht nur ungewöhnliche, sondern
durchaus belastende Vorstellung.

Tatsächlich hat sich die legalisierte,
teilweise sogar gesetzlich erzwungene
Regelung im Sinn einer „Verträglichkeit“
nicht unbedingt nur positiv ausgewirkt.
Vor Jahren beispielsweise haben Patien-
ten des Universitätsklinikums Frankfurt
in der Patienten-Information durch
Unterschrift ihr Einvernehmen damit be-
kunden müssen, für den Fall ihres Able-
bens obduziert zu werden. Das hat gera-
de bei denen, die wegen eines banalen
Eingriffs unsere Kliniken aufsuchten, un-
behagliches Befremden ausgelöst. Umso
größer muß deshalb unsere Bewunde-
rung sein vor denen, die auch nach ihrem
Tod nützlich sein wollen. Sie haben illu-
sionslos begriffen, daß sie nicht mehr
sind, wenn ihr Leben sein Ende fand, sie
haben begriffen, daß ihr Körper, in dem
sie sich zu Lebzeiten realisieren durften,
als verderbliche, vergängliche Hülle
übrig bleibt. Zugegeben: Es bedarf schon
einer gehörigen gedanklichen Klarheit,
um zu begreifen, daß der Leichnam nur
ein Äquivalentbild des Lebenden ist.
Schlaf und Tod mögen einander sehr
ähnlich sein. Der Seinsumschwung, der
mit dem Tod sich herstellt, ist freilich ein
totaler, irreversibler. Ein jeder von uns
darf sich fragen, wie es mit seiner Bereit-
schaft zur Vermachung steht. Alle be-

wundern wir die Kühnheit des klaren
Kopfes gefaßten Entschlusses dazu. 

Zu 3.)
Die Entscheidung ist ungemein nützlich.
„Unsere“ Toten haben sich der Dr. Senk-
kenbergischen Anatomie vermacht. Ich
gehe davon aus, daß nicht jedem der
Unterschied zwischen Anatomie und Pa-
thologie klar gewesen ist. Aber: auch wir
Anatomen können auf die Körperspende
überhaupt nicht verzichten. Ihr Geschenk
hat in unseren Händen eine durchaus ver-
gleichbar hohe Wertigkeit wie die Organ-
spende, selbst wenn es „nur“ für die
Unterrichtung der Medizinstudenten be-
stimmt ist. Ein Curriculum des Studiums
der Medizin ohne Präparation mensch-
licher Präparate: das wäre ein Quanten-
sprung zurück. Den menschlichen Kör-
per selber durchzupräparieren: nur da-
durch lernen wir ihn zu begreifen, ihn zu
erfassen. Ich bin überzeugt, daß eine
körperliche Befundung des Patienten oh-
ne gründliche Vorkenntnis der Anatomie
nie funktionieren wird.

Zum Schluß möchte ich das, was wir
als Anatomen wollen und können, näm-
lich informierte, gute Ärzte heranzuzie-
hen, ein wenig relativieren: Gesundheit,
um deren Erhalt sich die Ärzteschaft seit
je bemüht, ist keine unabdingbare
Voraussetzung menschlichen Glücks.
Aber: Sie erleichtert das Glücklichsein
ungemein. In diesem Sinn verstehen wir -
schlicht, aber ergreifend - das Vermächt-
nis unserer Toten als einen Dienst am
Menschengeschlecht.

(Ansprache wurde gekürzt)

Ansprache von Professor Dr. Juergen Winckler, Dr. Senckenbergische Anato-
mie Frankfurt, gehalten auf der Trauerfeier für die Körperspender/innen der
Dr. Senckenbergischen Anatomie am 25. Juli 2003, Hauptfriedhof Frankfurt 

Schlüsselwörter
Ableben – Anatomie – Äquivalentbild des
Lebenden – Seinsumschwung – Tod
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Empfehlungen zur präklinischen 
Versorgung Brandverletzter
Die Versorgung von Brandverletzten
durch den Rettungsdienst stellt notfall-
medizinisch insofern eine Herausforde-
rung dar, als in der Fachliteratur und in
elektronischen Medien eine Vielzahl
sich teilweise widersprechender Emp-
fehlungen zu finden sind. In der präkli-
nischen Phase muß jedoch durch die
Vielzahl der beteiligten Einsatzkräfte
und die notwendige Begrenzung der
vorhaltbaren Ausrüstung auf eine
möglichst einheitliche Vorgehensweise
Wert gelegt werden. Eine solches stan-
dardisiertes Prozedere kann allerdings
nicht ausschließlich von den Verant-
wortlichen und Durchführenden des
Rettungsdienstes erarbeitet werden,
sondern ist in entscheidendem Maße
von den Anforderungen und Erfahrun-
gen abhängig, die diejenigen Kollegen

an den Rettungsdienst stellen, die die
zugewiesenen brandverletzten Patien-
ten weiterbehandeln.

Aus diesem Grund hat der Wetter-
aukreis im Herbst 2003 in Büdingen ei-
nen Fortbildungs-Workshop „Verbren-
nungen“ durchgeführt, an dem leiten-
de Vertreter dreier für Hessen relevan-
ter Verbrennungskliniken sowie die
Mitglieder des Arbeitskreises „Ärzt-
licher Leiter Rettungsdienst (ÄLRD) in
Hessen“ beteiligt waren. Nach den
Fachvorträgen der Verbrennungsex-
perten wurde in der Abschlußdiskus-
sion eine Empfehlung zusammenge-
stellt, die von allen Beteiligten getragen
wird. Die Empfehlungen zeichnen sich
durch eine hohe Effizienz aus, da auf
die Vorhaltung kostenintensiver Spezi-
almaterialien nahezu verzichtet werden
kann.

Der Arbeitskreis ÄLRD wird als ein

Gremium der Träger des Rettungsdien-
stes seine Möglichkeiten nutzen, um
auf der Grundlage der neuen Verord-
nung zur medizinischen Qualitätssi-
cherung im Rettungsdienst die vorlie-
genden fachlichen Empfehlungen zu ei-
nem für die hessischen Rettungsdienste
verbindlichen Mindeststandard wer-
den zu lassen. Unabhängig von diesem
formalen Prozeß soll mit der hier fol-
genden Veröffentlichung bereits jetzt
den in Hessen präklinisch tätigen Kol-
leginnen und Kollegen die Möglichkeit
gegeben werden, sich über den aktuel-
len Stand der Erkenntnisse zeitnah in-
formieren zu können.

Empfehlungen des Workshops „Ver-
brennungen“
(Büdingen / Wetteraukreis, 18. Sep-
tember 2003)
Die Grundlagen zur Erkennung der

Einheitlicher Mindeststandard für die 
Versorgung Brandverletzter durch den 
Rettungsdienst
Die folgenden Empfehlungen beruhen auf den Ergebnissen des „Workshops Verbrennungen“ vom 18. September 2003 in
Büdingen (Wetteraukreis)

1,2 R. Merbs, 3 A. Aul, 2 J. Blau, 4 Th. Fischer, 2 D. Kann, 2 D. Kersten, 3 R. Klose, 2 S. Kortüm, 2 B. Krakowka, 2 W. Lenz, 
5 H. Menke

1 Rettungsdienstbereich Wetteraukreis, 2 Arbeitskreis Ärztlicher Leiter Rettungsdienst Hessen, 3 Berufsgenossenschaft-
liche Unfallklinik Ludwigshafen, 4 Klinikum Park Schönfeld Kassel, 5 Klinikum Offenbach

Fachreferenten des Workshops:
Professor Dr. R. Klose, BGU Ludwigshafen
Dr. A. Aul, BGU Ludwigshafen
Dr. Th. Fischer, Park Schönfeld Kassel
Professor  Dr. H. Menke, Klinikum Offenbach

Die Ergebnisse werden vom Arbeitskreis Ärztlicher Leiter Rettungsdienst (ÄLRD) in Hessen getragen und sollen eine be-
reichsübergreifende einheitliche Vorgehensweise und Mindestausstattung der Rettungsmittel bei Brandverletzungen sicher-
stellen. 
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Verbrennungstiefe und des –ausmaßes
(Neunerregel, Handinnenfläche des
Pat. = 1%) werden vorausgesetzt.

1. Kühlung mit Kaltwasser
Diese Maßnahme stellt eine Laienhilfe
(= Soforthilfe) dar. Bereits zwei Minu-
ten nach Verbrennungsbeginn und da-
mit bei Eintreffen des Rettungsdienstes
ist ein positiver Effekt nicht mehr zu
erwarten. Maximale Dauer 10 Minu-
ten. Leitungswassertemperatur

2. Entkleiden und Säubern
Soweit wie möglich den Patienten ent-
kleiden und säubern ohne starke me-
chanische Gewalt auszuüben. Auf-
grund des zu beachtenden Wärmeer-
haltes findet dies im RTW statt (s.u.)

3. Volumentherapie
a) isolierte Verbrennung

bei Erwachsenen: „modifizierte“ 
Baxterformel
2 (-4) ml / kgKG / VKÖF* in den 
ersten 24 Stunden, davon die Hälfte
in den ersten acht Stunden
(*VKÖF= Anteil der verbrannten 
Körperoberfläche ab 2. Grad)
somit z.B.: 70 kg schweren Patien-
ten mit 50% VKÖF
450 bis 900 ml Ringerlactat in der 
ersten Stunde!!
Kolloidale Lösungen sind in der 
Regel verzichtbar

bei Kindern:
gleiche Formel
allgemeine Faustregel (unabhängig 
von der VKOF)
10 ml/kgKG/Stunde

Ringer-Lactat-Lösungen
Die Gabe von Kochsalz erscheint
wegen des hohen Natriumgehaltes
und die von Ringerlösungen wegen
des hohen Chloridanteils ungünsti-
ger zu sein. Eine zu hohe Volumen-
zufuhr stellt in der weiteren klini-
schen Behandlungsphase ein deutli-
ches Problem dar.

Der protrahierte Verbrennungs-
schock ist zu erwarten:

> 15% VKÖF beim Erwachsenen
> 10% VKÖF beim Schulkind
>   5% VKÖF beim Kleinkind

b) + Polytrauma: Flüssigkeitstherapie 
wie bei Polytrauma üblich
keine Beschränkungen hinsichtlich
HAES, HyperHAES,....
Zielgrößen: HF < 120 Schläge/
Minute
MAP > 80 mmHg

4. Wundbehandlung
Kontraindiziert sind aktiv kühlende
Verfahren. Andere Spezialsysteme
(z.B.: BurnPack, WaterJel,...) können
ohne den Patienten zu schädigen ver-
wandt werden. Sie bieten jedoch auf-
grund der wissenschaftlichen Datenla-
ge keinen Vorteil zu u.a. Vorgehen.

Abdecken mit sterilen Tüchern (z.B.
Verbandtücher, auch Metalline, aber
auch z.B: OP-Abdecktücher). Diese
können befeuchtet werden, aber beim
Befeuchten ist je nach Witterung mit ei-
ner verstärkten Auskühlung zu rech-
nen, daher 

im Zweifel darauf verzichten
danach Wärmeschutzfolie
danach warm einpacken

Sollte der Patient bereits ausgekühlt
sein, muß eine Erwärmung durchge-
führt werden. Die Wärmeschutzfolien
führen diese nicht zu, sondern verzö-
gern lediglich einen weiteren Abfall der
Körpertemperatur!

5. Wärmeerhalt
Eine der zentralen Aufgaben des Ret-
tungsdienstes!
Daher folgende Regeln:
RTW: Türen geschlossen, Heizung an
(bis es das Personal nicht mehr aus-
hält!)
Während der Patientenversorgung kein
Walking around zulassen (Türen blei-
ben zu!)

Entkleidung erst hier!
Infusionen: vorgewärmt
„Einpacken“ des Patienten wie oben
beschrieben

6. Analgesie / Sedierung
Empfohlene Medikamente: 

Ketanest (S)
Midazolam
Fentanyl

Anmerkung: Bei unruhigen Kindern
kann es hilfreich sein bis zur Anlage ei-
ner Verweilkanüle 10 mg/kg Ketamin
rectal zu applizieren.

7. Inhalationstrauma
Grundsätzlich: nur symptomatische
Therapie (O2, Beta-Mimetika,...)
keine Corticoide (weder inhalativ noch
systemisch)
Klinische Zeichen:  Husten

Spastik
Heiserkeit
Dyspnoe
Hypoxämie

Falls diese Zeichen nicht vorliegen ist
das Inhalationstrauma (bei sonst lun-
gengesunden Patienten) nicht relevant.

Intubation: bei Dyspnoe + Hypoxie
(s.a. Punkt 8!)

8. Allgemeine Intubationskriterien
3gradige Gesichtsverbrennungen
Schwellung der Atemwege
> 50% der Körperoberfläche
Zirkuläre Rumpfverbrennung 
3. Grades
Bewußtlosigkeit
relevantes Inhalationstrauma 
(Dyspnoe + Hypoxie)

9. Indikation für primären Transport in
die Verbrennungsklinik
Allgemeine Regel: sobald wie möglich:
> 20% VKÖF Erwachsener
> 10% VKÖF Kinder 
relevantes Inhalationstrauma
Hand, Fuß, Gesicht, Genitale, große
Gelenke betroffen
Elektrotrauma (Starkstrom)

aber: die spezielle Versorgung von
Verbrennungswunden ist nicht so zeit-
kritisch, so daß auch eine Sekundärver-
legung sinnvoll sein kann, z.B.:

- nachts
- instabiler Patient
- Anfahrt > 45 Minuten
- unsichere Atemwege 
- andere Verletzungen stehen im 

Vordergrund (Polytrauma)
- widrige Transportbedingungen
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Transportmittel:
Der Vorteil des RTH ist die Schnellig-
keit und der schonende Transport. 

Nachteil: - Zeitverlust durch Anforde-
rung in der „Unzeit“
- max. Bordtemperatur
15OC> als Außentemperatur
(je nach Modell) dadurch ist
der Patient durch die Aus-
kühlung bedroht

10. Anmerkung zu Kindern
Aufgrund der deutlich geringeren
Hautdicke ist die Problematik der
Auskühlung größer und das Auftre-
ten eines relevanten Ödems innerhalb
von 30 Minuten wahrscheinlicher.
Daher müssen diese Patienten bei Ge-
sichtsverbrennungen intubiert wer-
den. Dabei ist der größtmögliche Tu-
bus zu verwenden. Bei zu kleiner Tu-
buswahl drohen sekundäre Verlegun-
gen durch die starke Schwellungsnei-
gung. Cave Hypersalivation: dann
Atropin

„Ein zu großer Tubus schädigt die
Trachea, ein zu kleiner das Hirn“(Dr.
Köhler).

11.  MANV und Verbrennungen:
Im Klinikum Offenbach stehen Materi-

alien für die Versorgung von bis zu 20
Brandverletzten luftverlastbar abrufbe-
reit. Inhalt:

- Vena sectio Set
- Tracheotomie Set
- Chirurgisches Besteck (Wundab-

deckung etc.)
- Abdeckung Bett
- Infusionslösungen (Ringerlactat, 

HAES)
- Notarztkoffer
- Erste Hilfe Koffer

Anforderung über Leitstelle Feuerwehr
Offenbach: 069 / 80653333

12. Schwerbrandverletzten Bettenver-
teilung:
Bundesweit über die Feuerwehr Ham-
burg, Leitstelle – Rettungsleitstelle,
Wendenstr. 251, 20537 Hamburg, 
Tel: 040 / 428 51 – 3999
www.feuerwehr-hamburg.org/brand-
betten. 
Die Organisation einer entsprechenden
Behandlungsoption erfolgt über die je-
weils zuständige Leitstelle im Versor-
gungsbereich.

13. Literatur und weitere Informatio-
nen:
Die Vorträge des Workshops sind unter
www.wetterauer-rettungsdienst-tag.de

als PDF Datei zum downloaden ver-
fügbar.

Der Arbeitskreis der Ärztlichen Leiter
Rettungsdienst in Hessen hat in Ab-
stimmung mit den Verbrennungsklini-
ken einen einheitlichen Dokumenta-
tionsbogen für die prähospitale Versor-
gung der Brandverletzten erarbeitet,
der zur Qualitätssicherung in der Um-
setzung der Vorgaben Anwendung fin-
den wird.

Korrespondenzanschrift:
Dr. med. Reinhold Merbs
ÄLRD Wetteraukreis
Bürgerhospital Friedberg
Ockstädter Str. 3 - 5
61169 Friedberg
Dr. Merbs@web.de

Multiple Choice-Fragen (Nur eine Antwort ist richtig)

1. Kühlung im Bereich der Ver-
brennung ist sinnvoll 

(a) innerhalb der ersten 10 Minuten
im Rahmen der sog. Laienhilfe

(b) kontinuierlich bis Übergabe in
der weiterbehandelnden Klinik

(c) nur sofern entsprechende Cool-
Packs zur Verfügung stehen,
dann kontinuierlich

2. Sinnvolle Maßnahmen zur
Wundreinigung und Wundbe-
handlung

(a) entkleiden, vorsichtig den Wund-
bereich säubern, steril abdecken,
Wärmeerhalt

(b) Sorgfältige Wundreinigung, ggf.

Spülungen, um Infektionen zu
vermeiden

(c) Ohne spezielle Brandwunden-
Verbandmittel ist eine fachge-
rechte Versorgung kaum möglich

3. Ist Wärmeerhalt wichtig?

(a) Nein, Brandverletzte sollten im
Bereich der Verbrennung anhal-
tend gekühlt werden

(b) Abdecken der Verbrennung
reicht 

(c) Nach steriler Wundabdeckung
muss konsequent für Wärmeer-
halt gesorgt werden.

4. Volumentherapie. Wieviel ml
Ringerlactat bedarf ein isoliert
Brandverletzter 80 kgKG (40%
VKÖF, 2. Grades) in der ersten
Stunde nach Verbrennung ?

(a) 2000 bis 3000 ml Ringerlactat,
der erste Liter im Schuß

(b) 400 bis 800 ml Ringerlactat
(c) deutlich über 2000 ml 

5. Bei möglichem Inhalations-
trauma ist die Applikation von
.... nicht sinnvoll

(a) Corticoide
(b) Beta-Mimetika
(c) Sauerstoff

??

??
??

??

??

Schlüsselwörter
Rettungsdienst – Brandverletzte – Volumen-
therapie – Qualitätssicherung – Ärztlicher
Leiter Rettungsdienst
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AKADEMIE FÜR ÄRZTLICHE FORTBILDUNG UND WEITERBILDUNG
DER LÄNDESÄRZTEKAMMER HESSEN

Carl-Oelemann-Weg 7, 61231 Bad Nauheim, Telefon 0 60 32/782-200, Telefax 0 60 32/782-220
E-mail-Adresse: akademie@laekh.de / Homepage: www.laekh.de

ALLGEMEINE HINWEISE
PROGRAMME: Die Akademie muß sich kurzfristige Änderungen vorbehalten. Wir bitten um Verständnis.
ANMELDUNG: Bitte melden Sie sich unbedingt schriftlich in der Akademie an.
Bei der Vielzahl der Seminare gilt Ihre Anmeldung als angenommen, wenn wir keine Absage z.B. wegen Über-
belegung schicken. Anmeldebestätigungen und schriftliche Zusagen - mit Zahlungsaufforderung - können wir

nur bei den Kursen versenden. Beachten Sie bitte jeweils die organisatorischen Angaben, insbesondere zu den Voraussetzungen!
Teilnahmebeitrag: (sofern nichts anderes angegeben ist) e 50,-/halber Tag, e 90,-/ganzer Tag für Nicht-Mitglieder der Akademie.
Akademiemitglieder zahlen 50 %. Enthalten sind Seminarunterlagen und Pausenverpflegung. e 5 Bonus bei verbindlicher Anmeldung und vorheriger
Überweisung des Kostenbeitrages auf das Konto 360 022 55, Sparkasse Wetterau, BLZ 518 500 79 (bitte Veranstaltung im Betreff bezeichnen).
MITGLIEDSCHAFT: Es besteht die Möglichkeit, am Tagungsbüro die Mitgliedschaft zu erwerben. Dann gilt die reduzierte Teilnahmegebühr.
Ausnahme: Kurse und Veranstaltungen, für die die Teilnahmegebühr vorher entrichtet werden muß; dann kann die Mitgliedschaft nur mit der Anmel-
dung beantragt werden, und nur dann gelten die reduzierten Teilnahmegebühren. Der Jahresbeitrag für die Akademiemitgliedschaft beträgt e 90,-.
ÄRZTE IM PRAKTIKUM: Die mit AiP gekennzeichneten Veranstaltungen werden a u c h für den „Arzt im Praktikum“ als Ausbildungsseminar nach 
§ 34 c ÄAppO anerkannt. Dafür ist die namentliche schriftliche Anmeldung erforderlich! Für sie ist die Teilnahme daran kostenlos.
ZERTIFIZIERUNG: Die angegebenen Punkte P gelten für den Erwerb des Fortbildungszertifikats. Anträge auf Zertifizierung bitte mindestens 
6 Wochen vor Programmdruck stellen. Das Ausstellen von Fortbildungszertifikaten dauert in der Regel 6-8 Wochen.Wir bitten um Ihr Verständnis.
Achtung: Die AiP-Anerkennung sowie die Punktezahl für die Zertifizierung können wir erst bekannt geben, wenn das vollständige Programm vorliegt.

ZERTIFIZIERUNG DER ÄRZTLICHEN FORT- UND WEITERBILDUNG                  s. HÄ 1/2004
Anfragen bitte nur schriftlich an die Akademie, Frau Baumann, Frau Glaum, Fax 0 60 32/78 22 29

INNERE MEDIZIN                                 Strukturierte fachspezifische Fortbildung

Leitung: Prof. Dr. med. Dr. h. c. mult. H. G. Lasch, Gießen
Seminare mit praktischen Fallbeispielen und TED-Evaluation

Intensivmedizin: Mittwoch, 10. März 2004, 15 s. t. bis 18 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. K. Genth, Frankfurt a.M., PD Dr. med. D. Walmrath, Gießen

Rhythmusstörungen auf der Intensivstation: Wann welche Therapie?  Dr. med. A. Erdogan, Gießen 
Empfehlungen zur invasiven und non-invasiven Beatmung  PD Dr. med. D. Walmrath
Wie ernähre ich meinen Intensivpatienten? Dr. med. K. Mayer, Gießen

Zeit: jeweils Mittwoch, 15 s.t. bis 18 Uhr, Bad Nauheim
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Seminargebäude, Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5 
Teilnahmebeitrag: bis März 2004 e 25 (Akademiemitgl.e 15, AiP frei), ab Mai 2004:50 e / Seminar  (Akademiemitgl.25 e, AiP frei).Crash-Kurs auf Anfrage
Anmeldung schriftlich an Frau A. Zinkl, Akademie, Fax: 0 60 32/78 2-229                                                                  E-mail: adelheid.zinkl@laekh.de

I. SEMINARE / VERANSTALTUNGEN ZUR PERMANENTEN FORTBILDUNG

FRAUENHEILKUNDE / GEBURTSHILFE

Fortbildung für Assistenten in Weiterbildung und für Ärzte der Frauenheilkunde und Geburtshilfe 

Mittwoch, 16. Juni 2004, 9 c. t. bis 17.30 Uhr, Bad Nauheim Weitere Termine: s. HÄ 12/2003
Leitung: Prof. Dr. med. W. Künzel, Gießen, Prof. Dr. med. E.-G. Loch, Bad Nauheim

Themen: Endokrinologie, Onkologie, Gynäkologie
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Seminargebäude, Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5  
Teilnahmebeitrag: e 90/Tag (Akademiemitglieder e 45/Tag, ÄiP frei)  e 5 Bonus bei Voranmeldung und vorheriger Bezahlung 
Auskunft und Anmeldung an Frau H. Cichon, Akademie, Tel.: 0 60 32/78 2-213, Fax: 0 60 32 / 78 2-220                 E-mail: heike.cichon@laekh.de

KINDER- UND JUGENDMEDIZIN                       Strukturierte fachspezifische Fortbildung

Infektionen im Kindesalter
Klinik, Epidemiologie und aktuelle Aspekte häufiger und häufig vergessener Krankheiten 

Sektion Kinder- und Jugendmedizin

Samstag, 27. März 2004, 9 c.t. bis 16.30 Uhr, Bad Nauheim Weitere Termine: s. HÄ 2/2004
Leitung: Prof. Dr. med. G. Repp, Fulda

Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Akademiegebäude, Blauer Hörsaal, Carl-Oelemann-Weg 7  
Teilnahmebeitrag: e 90 (Akademiemitglieder e 45, ÄiP frei)  e 5 Bonus bei Voranmeldung und vorheriger Bezahlung.
Anmeldung bitte schriftlich an Frau K. Baumann, Akademie, Fax 0 60 32/78 2-229                                                 E-mail: katja.baumann@laekh.de

Epidemiologie der Atemwegsinfektionen Dr. med. J. Weigl, Kiel
Pneumonie im Kindesalter Dr. med. I. Reiss, Gießen
Tuberkulose und atypische Mykobakterien
Prof. Dr. med. D. Harms, Neunkirchen am Brand
Harnwegsinfektionen PD Dr. med. Jörg Dötsch, Erlangen

Infektionen des zentralen Nervensystems
Prof. Dr. med. H. W. Kreth, Würzburg
HIV bei Kindern Dr. med. Dr. rer. nat. R. Linde / C. Königs, FfM
Früherkennung von Immundefekten
Prof. Dr. med.V.Wahn, Schwedt/Oder  -Selbstevaluation (Fragebogen)-

AIP 5P

AIP 10P

AIP 9P

☛

Die weiteren Termine sind:
Crash-Kurs mit Fallseminar 

„Vom Symptom zur Diagnose“ geplant für Herbst 2004
12.05. Gastroenterologie: Prof. Rösch, Prof. Haag
09.06. Hämatologie: Prof. Hoelzer, Prof. Neubauer

Prof. Bergmann
08.09. Kardiologie: Prof. Wüsten, Prof. Hamm
06.10. Endokrinologie: Prof. Bretzel
10.11. Pneumologie: Prof. Seeger, Prof. Velcovsky
08.12. Angiologie: Prof. Hach-Wunderle

2005 19.01. Nephrologie: Prof. Fassbinder, PD Dr. Birk

23.02. Rheumatologie: Prof. Berliner
09.03. Intensivmedizin: Prof. Genth, PD Dr. Walmrath
13.04. Gastroenterologie: Prof. Rösch, Prof. Haag
11.05. Hämatologie: Prof. Hoelzer, Prof. Neubauer

Prof. Bergmann
08.06. Kardiologie: Prof. Wüsten, Prof. Hamm
14.09. Endokrinologie: Prof. Bretzel
12.10. Pneumologie: Prof. Seeger, Prof. Velcovsky
09.11. Angiologie: Prof. Hach-Wunderle
14.12. Nephrologie: Prof. Fassbinder, PD Dr. Birk
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69. FORTBILDUNGSKONGRESS

Palliativmedizin, Palliative Care und 
ambulante Hospizversorgung

für Ärztinnen und Ärzte in Klinik und Praxis sowie Hilfsberufe
Samstag, 26. Juni 2004, 9 c.t. bis 17 Uhr, Bad Nauheim

Leitung: Prof. Dr.med. U. Gottstein, Frankfurt a.M.
Dr. med. W. Spuck, Kassel

Tagungsort: Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen,
Akademiegebäude, Blauer Hörsaal,  Carl-Oelemann-Weg 7

ÄRZTLICHES BERUFSRECHT

Das Gesundheitswesen in Deutschland – 
die ärztlichen Körperschaften, Weiter- und Fortbildung,

ärztliches Berufsrecht, Sozialversicherungsrecht
Seminar für Ärzte, die ihr Staatsexamen 

nicht in der Bundesrepublik Deutschland gemacht haben.
Mittwoch, 12. Mai 2004, 9 c. t. bis 17 Uhr, Bad Nauheim

Leitung: Prof. Dr. med. E.-G. Loch, Bad Nauheim
Dr. med. M. Popović, Frankfurt a. M.

Tagungsort: Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen
Seminargebäude, Raum Gießen, Carl-Oelemann-Weg 5 
Teilnahmebeitrag: e 70 (Akademiemitglieder e 35)
Auskunft und Anmeldung an die LÄK Hessen, Im Vogelsgesang 3,
60488 Frankfurt a.M., z. Hd. Frau Lampmann

ANGIOLOGIE 
12. Bad Nauheimer Symposium der Klinischen Hämostaseologie
Die Rekonstruktion des arteriellen Gefäßverschlusses

Sektion Innere Medizin – Angiologie
– eine interaktive Veranstaltung mit dem TED-System –

Samstag, 20. März 2004, 9 s. t. bis 15 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. Viola Hach-Wunderle, Frankfurt a. M.

Pathophysiologie der Arteriosklerose Dr. med. St. Fichtlscherer, FfM
Carotisstenosen und Nierenarterienstenosen
– Wissensstand und Erfahrungsschatz –
Moderation: Prof. Dr. med. G. Torsello, Münster

Prof. Dr. med. Viola Hach-Wunderle
Nierenarterienstenose Dr. med. Th. Zeller, Bad Krozingen
Dilatation und Stenting der Carotisstenose 
Prof. Dr. med. K.-L. Schulte, Berlin 
Die Carotis-Operation PD Dr. med. H. Schumacher, Heidelberg
Kritische Ischämie der Extremitätenarterien
– Wissensstand und Erfahrungsschatz –
Moderation: Prof. Dr. med. Horst Rieger, Engelskirchen 

PD Dr. M. Düx, Frankfurt a. M.
Aktuelle operative Konzepte Prof. Dr. med. K.-D.Wölfle, Augsburg
Möglichkeiten und Aussichten der Angioplastie (PTA)
Dr. med. K. Amendt, Mannheim
Rheologische und vasoaktive Medikation Dr.med.H.Stiegler, München

-Selbstevaluation (Fragebogen)-
Tagungsort: Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hes-
sen, Seminargebäude, Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5
Teilnahmebeitrag: e 65 (Akademiemitglieder e 35)

ANÄSTHESIOLOGIE

Patientennahes autologes Blutmanagement –
Autologer Fibrinkleber und Thrombozytengel als 

neue perioperative Therapieoption
Sektion Anästhesiologie

Samstag, 13. März 2004, 9 bis 13 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. P. M. Osswald, Hanau

Dr. med. D. F. M. Kuhn, Gießen   s. HÄ 2/2004
Tagungsort: Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen,
Seminargebäude, Raum Gießen, Carl-Oelemann-Weg 5

MEDIZIN IN DER LITERATUR

Georges Simenon „Die Glocken von Bicêtre“
Mittwoch, 17. März 2004, 18Uhr, Bad Nauheim
Tagungsort: Bad Nauheim Fortbildungszentrum der LÄK Hessen,
Akademiegebäude, Raum Wetterau, Carl-Oelemann-Weg 7

Der Trinker (Alkohol)
Mittwoch, 16. Juni 2004, 18.30 Uhr, Frankfurt a. M.
16 Uhr Filmnachmittag zum Thema
Tagungsort: Frankfurt a. M., St. Markus-Krankenhaus
Leitung: Prof. Dr. D. v. Engelhardt, Lübeck
Teilnahmebeitrag: e 20 pro Veranstaltung
Anmeldung: Bitte schriftlich an die Akademie, 
Frau Rieck/Frau Zinkl Fax: 0 60 32 / 78 2-220  oder 229

REHABILITATION IN DER ORTHOPÄDIE
20. März 2004 wird verschoben

siehe aber: Der enge Spinalkanal s. HÄ 2/2004
- eine klinische und chirurgische Herausforderung

Sektion Neurochirurgie
Samstag, 6. März 2004, 9 bis 13 Uhr, Bad Nauheim

Tagungsort: KWA-Stift Aeskulap, Salon E, Carl-Oelemann-Weg 9

MYKOLOGISCHES SEMINAR

Dermatomykologie mit praktischen Übungen 
Sektion Haut- und Geschlechtskrankheiten

Ärztliches Fortbildungsseminar, in dem – neben einer aktuellen Über-
sicht über Krankheitsbilder, Problembefunde und zeitgemäße antimy-
kotische Therapie – insbesondere praktische Übungen der mykologi-
schen Diagnostik angeboten werden. Bitte Arbeitskittel mitbringen!
Samstag, 27. März 2004, 9.15 bis 16 Uhr, Bad Nauheim

Leitung: PD Dr. med. P. Mayser, Gießen
Dr. med. E. Hasche, Darmstadt

Einführung in die Diagnostik von Dermatomykosen 
PD Dr. med. P. Mayser 
Hartnäckige Dermatophytosen – neue Therapieoptionen
Prof. Dr. med. I. Effendy, Bielefeld
Therapie der Candidosen Dr. med. E. Hasche
Tiefe kutane Mykosen – Spektrum und Diagnostik 
Dr. med. W. Thoma, Berlin
Praktische Übungen der mykologischen Diagnostik (I)
- Anlegen und Beurteilung des Nativpräparates
Praktische Übungen der mykologischen Diagnostik (II)
- Identifizierung und Differenzierung praxisrelevanter Pilze 
(Dermatophyten, Hefen und Schimmelpilze) 
- Pilz-Quiz: Vorbereitungen zu mykologischen Ringversuchen

-Selbstevaluation (Fragebogen)-
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Akademiegebäude,
Raum Wetterau und Laborräume 3 und 4, Carl-Oelemann-Weg 7

31. KINDERCHIRURGISCH-PÄDIATRISCHES KOLLOQUIUM

mit der Interdisziplinären Gesellschaft für Medizin Kassel e.V.
und der Frauenklinik, Klinikum Kassel               

Wandel in der Behandlung angeborener Fehlbildungen
Sektion Chirurgie – Kinderchirurgie

Samstag, 13. März 2004, 9 s.t. bis 14 Uhr, Kassel
Leitung: Dr. med. P. Illing, PD Dr. med. Th. Dimpfl, Kassel

s. HÄ 1/2004
Auskünfte: Sekretariat Dr. med. P. Illing, Frankfurterstr. 167 
34121 Kassel Tel.: 0561- 9285 124, Fax: 0561- 9285 230
Tagungsort: Hörsaal im Hessischen Landesmuseum Kassel, 
Brüder-Grimm-Platz 5   E-mail: kinderchirurgie@park-schoenfeld.de

CHIRURGIE  

Aktuelles zur Diagnostik und Therapie 
des Gallensteinleidens

Sektion Chirurgie
Samstag, 13. März 2004, 9 s. t. bis 13 Uhr, Frankfurt a. M.

Leitung: Prof. Dr. med. W. O. Bechstein, Frankfurt a. M.
Internistische Therapie des Gallensteins Prof. Dr. med. U. Leu-
schner, Ffm Differentialdiagnose des Gallensteinleidens aus ra-
diologischer Sicht Prof. Dr. med. Th. Vogel, Ffm Endoskopisch-
interventionelle Therapie der Choledocholithiasis N.N. Laparo-
skopische Cholecystektomie als Regeleingriff Prof. Dr. med.
V. Paolucci, Ffm „Akute Galle“ – gleich operieren oder lieber war-
ten? PD Dr. med. M. Golling, Ffm Iatrogene Komplikationen nach la-
paroskopischer Cholecystektomie – wie erkennen,- wie behan-
deln? Prof. Dr. med. W. Bechstein –Selbstevaluation (Fragebogen)-
Tagungsort: Universitätsklinikum, Haus 22, Hörsaal II, 
Theodor-Stern-Kai 7

ALLERGOLOGIE 

Umwelt und Allergie
Sektionen Hygiene und Umweltmedizin und Öffentliches Gesundheitswesen

Samstag, 20. März 2004, 9 c. t. bis 13 Uhr, Bad Nauheim 
Leitung: Dr. med. M. Schimmelpfennig, Kassel

Prof. Dr. med. Th. Eikmann, Gießen   s. HÄ 2/2004
Tagungsort: Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen
Seminargebäude, Raum Gießen und Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5

AIP 5P

AIP 8P

AIP 9P

AIP 5P

5P

AIP 7P

AIP 9P

DDA 9



141Hessisches Ärzteblatt 3/2004 141

PHARMAKOTHERAPIEKURS / GASTROENTEROLOGIE 

Behandlung gastrointestinaler Erkrankungen
Sektion Klinische Pharmakologie          

Samstag, 24. April 2004, Bad Nauheim, 9 c.t. bis ca. 13 Uhr
Leitung: Prof. Dr. med. H. Breithaupt, Gießen

Tagungsort: KWA-Stift Aeskulap, Salon C+D, Carl-Oelemann-Weg 9

II.  FORTBILDUNGSKURSE

SCHWANGERSCHAFTSKONFLIKT 

Konflikt-Schwangerschaft - Schwangerschaftskonflikt
Sektionen Allgemeinmedizin und Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Wiederholungsseminar für Schwangerschaftskonflikt-Berater
Samstag, 20. März 2004, 9 c.t. bis 16.30 Uhr, Bad Nauheim

Leitung: Prof. Dr. med. Ernst-Gerhard Loch, Bad Nauheim,  
Prof. Dr. med. Hans-Georg Siedentopf, Dietzenbach

Dieses Seminar dient der Fortbildung aller an der Thematik interessier-
ter Ärztinnen und Ärzte. Insbesondere richtet es sich an die anerkann-
ten Schwangerschaftskonflikt-Berater, die sich verpflichtet haben, alle
drei Jahre ein Wiederholungsseminar zu besuchen. Der Besuch dieses
Seminars gilt allerdings  n i c h t  für den Erwerb der Berechtigung zur
Schwangerschaftskonflikt-Beratung nach § 218 StGB. s. HÄ 2/2004
Tagungsort: Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen,
Akademiegebäude, Raum Wetterau, Carl-Oelemann-Weg 7

WUNDBEHANDLUNG 
Wundbehandlung  2004 

Interdisziplinäre Fortbildung für Dermatologen
Chirurgen/Unfallchirurgen, Hausärzte

Gemeinsame Veranstaltung der Akademien für ärztliche Fort- und
Weiterbildung der Landesärztekammern Hessen und Thüringen
Samstag, 12. Juni 2004, 9 c.t. bis ca. 16.30 Uhr, Jena

Tagungsort: Jena, Landesärztekammer Thüringen, Im Semmicht 33
E-mail: verwaltung@laek-thueringen.de

ZUR ERINNERUNG
27. Bad Nauheimer Psychotherapie-Tage 
Block I     5. - 7. März 2004, Wiesbaden                        s. HÄ 12/2003
Anmeldung bitte schriftlich an Frau E. Hiltscher, Akademie 
Fax: 0 60 32/782-229                         E-mail: edda.hiltscher@laekh.de

10. Curriculum
PSYCHOSOMATISCHE GRUNDVERSORGUNG s. HÄ 11/2003
III. 23.-25. April 2004 (Fr. 16 bis So. 13 Uhr) Bad Nauheim
Dermatologische Erkrankungen, gynäkologische Erkrankungen;
Verläufe; Balintgruppenarbeit
Auskunft und schriftliche Anmeldung an Frau U. Dauth, Akademie,
Tel. 0 60 32 /7 82-2 38                           E-mail: ursula.dauth@laekh.de

ÄRZTLICHES QUALITÄTSMANAGEMENT
Curriculum Qualitätssicherung     je Block 

Auch in diesem Jahr wollen wir diesen Kurs wieder entsprechend dem
Curriculum 'Qualitätssicherung/ Ärztliches Qualitätsmanagement' der
Bundesärztekammer gemeinsam mit der KVH und der UNI Marburg in
Bad Nauheim anbieten. Er umfaßt insgesamt 200 Fortbildungsstunden
und führt für hessische Ärztinnen und Ärzte bei regelmäßiger und er-
folgreicher Teilnahme zum Zertifikat 'Ärztliches Qualitätsmanagement'
der Landesärztekammer Hessen. Im Rahmen des Kursus wird auch die
Qualifikation eines Moderators für Qualitätszirkel gemäß den in Hessen
geltenden Richtlinien von KVH und LÄKH erworben.
Leitung: Dr. med. H. Herholz, MPH, Dr. med. R. Kaiser, FfM.

Prof. Dr. med. M. Schrappe, Marburg 
Block II: Fr. 30.04. - Mi. 05.05.2004
Block III : Mo. 13.09. - Sa. 18.09.2004
Block IV: Mo. 01.11. - Sa. 06.11.2004

Tagungsort: Bad Nauheim, Fortbildungszentrum der LÄK Hessen
Teilnahmebeitrag: auf Anfrage
Auskunft und Anmeldung an Frau H. Cichon, 
Akademie, Tel.: 0 60 32/78 2-213       E-mail: heike.cichon@laekh.de

ERNÄHRUNGSMEDIZIN   
Die Akademie bietet wieder einen 100 Stunden-Kurs „Ernährungs-

medizin“ nach dem Curriculum der Bundesärztekammer an.
Teil I 30. April und 1. Mai 2004 (16 Std.)
Teil II 7. Mai und 8. Mai 2004 (16 Std.)
Teil III 4. Juni und 5. Juni 2004 (16 Std.)
Tei IV 18. Juni und 19. Juni 2004 (16 Std.)
Teil V 2. Juli und 3. Juli 2004 (16 Std.)
Teil VI Hospitation und Klausur (20 Std.)

Leitung: Prof. Dr. med. M. Krawinkel, Gießen 
Prof. Dr. med. Dr. oec. troph. J. Stein, Frankfurt a.M.

Mindestteilnehmerzahl: 50
Tagungsort: Bad Nauheim, Fortbildungszentrum der LÄK Hessen
Seminargebäude, Carl-Oelemannweg 5
Teilnahmebeitrag: e 890 (Akademiemitglieder e 801)
Anmeldung bitte schriftlich an Frau M. Jost Akademie
Fax: 0 60 32/78 2-229                       E-mail: marianne.jost@laekh.de

IMPFKURS
zur Berechtigung der Impftätigkeit

Samstag, 30. Oktober 2004, 9 bis 17.30 Uhr, Bad Nauheim
Sektion Öffentliches Gesundheitswesen

Leitung: Dr. med. H. Meireis, Frankfurt a. M.
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Seminargebäude
Teilnahmebeitrag: e 160  (Akademiemitglieder: e 144) 
Auskunft und schriftliche Anmeldungen an Frau E. Hiltscher      
Akademie, Fax 0 60 32/ 78 2-229 E-mail: edda.hiltscher@laekh.de

MEDIZINISCHE INFORMATIK

Einführungskurs (150 Stunden in 3 Monaten)
Zur Vorbereitung auf den Fort- und Weiterbildungskurs zum Erwerb
der Zusatzbezeichnung „Medizinische Informatik“ bietet die Akade-
mie in diesem Frühjahr wieder einen Einführungskurs an. Er richtet
sich an diejenigen Ärztinnen und Ärzte, die zwar Interesse an dem
Fort- und Weiterbildungskurs haben, aber noch nicht ausreichende
Vorkenntnisse besitzen.
Der Einführungskurs kann unabhängig davon zum Erwerb grundle-
gender Informatik-Kenntnisse besucht werden, wobei auch die Teil-
nahme nur an einzelnen Themen möglich ist.
Leitung: Prof. Dr. med.W. Giere, Dr. rer. med.W. Kirsten, Frankfurt a.M.
Beginn: vorauss. 15. April 2004 / Dauer: ca. 16 Kurstage in 3 Monaten
Tagungsort: Bad Nauheim, Fortbildungszentrum der LÄKH 
Teilnahmebeitrag: pro Tag e 90, (Akademiemitglieder 10% Ermäßigung)
Fort- und Weiterbildungskurs (280 Stunden über 1 Jahr)
Der Fort- und Weiterbildungskurs „Medizinische Informatik“ soll zum
vierten Mal in diesem Jahr stattfinden. Neu ist, daß dieser in Zu-
sammenarbeit mit den Ärztekammern Rheinland-Pfalz und Saar-
land angeboten wird. Innerhalb eines Jahres können berufsbeglei-
tend die Kenntnisse zum Erwerb der Zusatzbezeichnung erworben
werden. Es ist aber auch möglich, nur einzelne Teile zur eigenen
Fortbildung zu besuchen. Vorausgesetzt werden bestimmte Grund-
kenntnisse in Informatik (bitte Merkblatt anfordern!).
Leitung: Prof. Dr. med. W. Giere, Dr. rer. med. W. Kirsten, 
Frankfurt a.M., Prof. Dr. A. Goldschmidt, Trier
Beginn: September 2004 / Dauer: ca. 46 Kurstage in 1 Jahr
Tagungsort: Bad Nauheim, Fortbildungszentrum der LÄK Hessen und
Mainz, Akademie für ärztliche Fortbildung der ÄK Rheinland-Pfalz
Teilnahmebeitrag: pro Tag e 90 (Akademiemitglieder 10% Ermäßigung)

Auskunft, Information und Anmeldung an Frau H. Cichon, 
Akademie, Fax: 0 60 32/78 2-220,     E-mail: heike.cichon@laekh.de

SPEZIELLE SCHMERZTHERAPIE (80-Stunden)
Kurs zum Erwerb der Zusatzbezeichnung (s.Weiterbildungsordng.)

Gemeinsam mit der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für
Schmerztherapie (DIVS) e. V. führen wir den Kurs nach dem Kurs-
buch „Spezielle Schmerztherapie“ der Bundesärztekammer
durch. Die Kursreihe ist belegt!

PRÜFARZT / KLINISCHE STUDIEN
Freitag/Samstag, 5./6. März 2004, Bad Nauheim

Weitere Information s. HÄ 12/2003 
Anmeldung schriftlich an Frau R. Heßler, Akademie
Fax 0 60 32/78 2-229                         E-mail: renate.hessler@laekh.de

UROLOGIE 13. März 2004 wird verschoben
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KURSE ARBEITSMEDIZIN UND SOZIALMEDIZIN

Arbeitsmedizin / Betriebsmedizin je 
Grundkurs: A2 10. bis 17.09.2004
Aufbaukurs: B2 12. bis 19.11.2004

C1 05. bis 12.03.2004
C2 03. bis 10.12.2004

Sozialmedizin je
Grundkurs: GKI 23. bis 30.04.2004 

GKII 08. bis 15.10.2004
Aufbaukurs AKI 15. bis 22.04.2005

AKII 07. bis 14.10.2005

Auskunft und Anmeldung: Frau Stieler 
Akademie 0 60 32/ 78 2-2 83 Fax: 0 60 32/ 78 2-217

KURS-WEITERBILDUNG ALLGEMEINMEDIZIN

s. HÄ 2/2004
Block 14 Samstag, 24. April 2004   
„Betreuungskonzepte für den geriatrischen 
Patienten“ 

Anmeldung /Auskünfte: Wenn Sie Fragen zu der theoretischen
Kursweiterbildung haben, wenden Sie sich bitte an Frau Heßler, 
Akademie, Tel. 0 60 32/78 2-203         E-mail: renate.hessler@laekh.de.

Zum persönlichen Weiterbildungsgang: LÄK Hessen, 
Abt. Weiterbildung, Tel. 0 69/97 6-720.

20P

20P

NOTFALLMEDIZINISCHE FORTBILDUNG
„Notdienstseminar“
18./19. September und 2. Oktober 2004 in Bad Nauheim
Der vollst. Besuch wird als 1 Ausbildungsseminar für ÄiP anerkannt.
Teilnahmebeitrag: e 140, Akademiemitglieder e 70.
AiP: Akademiemitglieder frei, Nichtmitglieder e 140

Seminar „Fachkundenachweis Rettungsdienst“
20. - 24. April 2004 in Wiesbaden  
12. - 16. Oktober 2004 in Wiesbaden
Teilnahmebeitrag: e 440  (Akademiemitglieder e 400)

Seminar „Leitender Notarzt“ 
20. - 23. November 2004 in Kassel 

Wiederholungsseminar „Leitender Notarzt“
25. / 26. September 2004 in Kassel                                                
Auskunft und schriftliche Anmeldung an Frau V.Wolfinger, Akademie
Fax: 0 60 32/78 2-229      E-mail:veronika.wolfinger@laekh.de

MEGA-CODE-TRAINING                                                  
Bad Nauheim: Dr. med. K. Ratthey, E.-M. Siefert, S. Keil, 
Malteser Hilfsdienst, Tel. 0 60 47/96 14-0
Termine: 20. Mai, 17. Juli und 16. Oktober 2004
Auskunft und Anmeldung: Bitte wenden Sie sich direkt an die 
Einrichtung, in der Sie den Kurs besuchen möchten

STRAHLENSCHUTZ
FACHKUNDE IM STRAHLENSCHUTZ FÜR ÄRZTE gem. RöV

GRUNDKURS Bad Nauheim
Termin: Samstag/Sonntag, 6./7. März 2004, ganztägig*

SPEZIALKURS Bad Nauheim
Termin: Samstag/Sonntag, 17./18. April 2004, ganztägig*
*und in der Folgewoche 1 Nachmittag nach Wahl für Prakt./Prüfung
in UNI-Klinik Frankfurt a.M.
Leitung: Prof. Dr. med. H. Riemann, Frankfurt a.M.

Dipl.-Phys. Dr. phil. K.-H. Manegold, Frankfurt a.M.

INFORMATIONSKURS Bad Nauheim                              
Termin: Samstag, 12. Juni 2004

GRUNDKURS Bad Nauheim
Termin: Samstag/Sonntag, 11./12. September 2004, ganztägig*

SPEZIALKURS Bad Nauheim
Termin: Samstag/Sonntag, 6./7. November 2004, ganztägig*
*und in der Folgewoche 1 Nachmittag nach Wahl für Prakt./Prüfung
in UNI-Klinik Gießen 

Leitung: Prof. Dr. med. H. von Lieven, Gießen

Teilnahmebeitrag: Informationskurs: e 70 (Akademiemitglied e 63)
(ÄiP keine Ermäßigung), Grund- und Spezialkurs: je e 280, ÄiP 252,
(Akademiemitglied je e 252, ÄiP 226). Es wird empfohlen, den Informa-
tionskurs vor dem Grund- und Spezialkurs zu besuchen.

AKTUALISIERUNGSKURS gem. RöV
für Ärzte und Medizinphysikexperten

Samstag, 8. Mai 2004, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. H. Riemann, Frankfurt a.M.

Dipl.-Phys. Dr. phil. K.-H. Manegold, Frankfurt a.M.

VorgeseheneThemen: Gesetzliche Grundlagen; Strahlenbiologi-
sche Grundlagen; Grundlagen des Strahlenschutzes; Dosisbestim-
mung; Referenzwerte; Anwendung von Röntgenstrahlen am Men-
schen I /II; Sachverständigenprüfung; Ärztlichen Stelle; Erfolgskon-
trolle.

Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Seminarge-
bäude Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5

Samstag, 20. November 2004, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. H. von Lieven, Gießen
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Akademiege-
bäude, Raum Wetterau, Carl-Oelemann-Weg 7

Teilnahmebeitrag: e 110 (Akademiemitglieder e 99)
Auskunft / Anmeldung Frau E.Hiltscher, Akademie Tel.0 60 32/78 2-211,
Fax 0 60 32/78 2-229              E-mail edda.hiltscher@laekh.de

AKTUALISIERUNGSKURS gem. StrlSchV
für Ärzte, Medizinphysikexperten,

und Personen der technischen Mitwirkung
Termin: 2004 in Gießen

III.  WEITERBILDUNG

VERKEHRSMEDIZINISCHE BEGUTACHTUNG
16-Stunden Kurs  

Leitung: Prof. Dr. med. H. Bratzke, Frankfurt a. M.
Die Veranstaltung richtet sich an Fachärztinnen und Fachärzte, die die
„Verkehrsmedizinische Qualifikation“ nach § 11 der Fahrerlaubnisverord-
nung (FeV) erwerben wollen, um Fahreignungsgutachten für die Fahrer-
laubnisbehörde zu erstatten. Die Teilnahme an dem Kurs ist nicht erfor-
derlich für Ärzte des Gesundheitsamtes oder andere Ärzte der öffent-
lichen Verwaltung sowie Arbeits- und Betriebsmediziner, ebenso (zumin-
dest vorerst) nicht für Fahreignungsuntersuchungen gem.
Anlage 5 Abs.1 der FeV (LKW / Fahrgastbeförderung). s.HÄ 2/2004

Freitag, 25. Juni 2004, 13 s.t. bis 18 Uhr und
Samstag, 26. Juni 2004, 9 c.t. bis 18.30 Uhr, Bad Nauheim
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, 
Carl-Oelemann-Weg 7
Teilnahmebeitrag: e 200, Akademiemitglieder e 180  
Anmeldungen bitte nur schriftlich an Frau R. Heßler, Akademie,
Fax: 0 60 32 / 78 2-229,                   E-mail: renate.hessler@laekh.de

ULTRASCHALLKURSE
nach den Richtlinien der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der DEGUM
ABDOMEN UND RETROPERITONEUM (einschließlich Nieren)

Leitung: Dr. med. J. A. Bönhof, PD Dr. med. C. F. Dietrich, Dr. med.
W. Schley, Dr. med. H. Sattler, Dr. med. W. B. Stelzel (DEGUM-Semi-
narleiter)
AUFBAUKURS 30 Stunden
Theoretischer Teil: Sa. 13. und So. 21. März 2004, 9 bis 18 Uhr
ABSCHLUSSKURS 16 Stunden                                                  
Theoretischer Teil: Sa. 6. November 2004, 9 bis 18 Uhr
Praktische Teile: je 2 Tage(5 - 6 Stunden) 
in kleinen Gruppen (5-6 Teilnehmer) in verschiedenen Kliniken
Anmeldung an Frau M. Jost, Akademie, Tel. 0 60 32/782-201 
Fax: 0 60 32/782-229                        E-mail: marianne.jost@laekh.de
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Ärztliche Fortbildung im Bereich der Bezirksärztekammern 
der Landesärztekammer Hessen

Die mit  AiP gekennzeichneten Veranstaltungen werden für den Arzt im Praktikum als Ausbildungs-
veranstaltung anerkannt. Dafür ist die namentliche Anmeldung erforderlich.

Zertifizierung: Die angegebenen Fortbildungspunkte  P gelten für das vorgesehene Modellprojekt
„Zertifizierung“ nach dem Beschluß der Delegierten-Versammlung am 14. 11. 1998.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER DARMSTADT

Ärztlicher Kreisverein Bergstraße

Konferenzhotel Alleehotel Europa, Europaallee 45, Bensheim, jeweils
20.00 Uhr s.t. – 23.00 Uhr.

10.3.2004: „Osteoporose-Symposium 2004 - Pathophysiologie, Dia-
gnostik und Therapie.“ Prof. Dr. U. Libermann, Tel Aviv, Israel. AiP 3P

17.3.2004: „Verordnen von Innovationen und Generika unter dem neu-
en GMG: Folgen für den Arzt.“ Prof. Dr. P. Geiger, Kreuz-Wostheim.

AiP 3P
Auskunft: Dr. Jürgen Merke. Tel. (0 62 51) 3 80 62.

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Klinikum Darmstadt

9.3.2004, 17.00 – 21.00 Uhr: Konferenzraum Medizinische Kliniken,
Grafenstraße 9, Darmstadt. „4. Workshop Duplexsonographie in der
Nephrologie.“ Dr. Bönhof, Dr. Walker, Dr. Oppitz. Leitung: Prof. Dr. W.
Riegel. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Riegel. Tel. (0 61 51) 1 07 66 01.

4P

12.3. – 14.3.2004: Medizinische Klinik IV, Angiologie, Klinikum Darm-
stadt, Heidelberger Landstraße 379, Darmstadt. „Doppler- und Duplex-
Ultraschallkurse – interdisziplinärer Grundkurs für Gefäßdiagnostik.“
Leitung: PD Dr. R. Bauersachs. Auskunft: Frau Keidl. Tel. (0 61 51) 1 07
44 18.

13.3.2004, 9.00 – 14.00 Uhr: Maritim Rhein-Main Hotel, Am Kavalle-
riesand 6, Darmstadt. „UPDATE Neurologie 2004.“ Leitung: Prof. Dr. D.
Claus. Auskunft: Dr. M. Weis. Tel. (0 61 51) 10 70. AiP

Jeden Montag, 16.00 Uhr: Klinikum Darmstadt, 3. Obergeschoß, Konfe-
renzraum der Medizinischen Kliniken, Raum 527-529, Grafenstr. 9,
Darmstadt. „Onkologischer Arbeitskreis.“ Leitung: Prof. Dr. Dieter Fritze.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Kober. Tel. (0 61 51) 1 07 – 68 51. 3P

Ärztlicher Kreisverein Darmstadt

23.3.2004, 20.15 Uhr: Seminarraum 207, 1. OG, im neuen Verkehrstor
der Fa. Merck, Frankfurter Str. 250, Darmstadt. „Differentialdiagnose
und Therapieoptionen der Demenzen.“ Prof. Dr. Hans Förstl, München.
Auskunft: Frau Mengel-Walther. Tel. (0 61 51) 66 27 09. AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Ev. Krankenhaus Elisabethenstift

24.3.2004, 15.15 – 17.00 Uhr: Ev. Krankenhaus Elisabethenstift, Land-
graf-Georg-Str. 100, Darmstadt, Besprechungsraum der Klinik für Innere
Medizin, Gebäude A, Ebene §, Raum 05. „Moderne Aspekte zur Thera-
pie von Infektionen im Krankenhaus.“ Prof. Dr. Schmitz, Minden.AiP 2P

Auskunft: Prof. Dr. W. Schneider. Tel. (0 61 51) 4 03 10 01.

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Alice-Hospital

5.4.2004, 18.00 – 20.00 Uhr: Nebenraum Cafeteria des Alice-Hospi-
tals, Dieburger Str. 144, Darmstadt. „Prostatakarzinom – Diagnostik
und Therapie.“ Dr. Weissenfels. Auskunft: Dr. A. Mortazawi. Tel. (0 61
51) 7 73 73. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Kreiskrankenhaus Groß-Gerau

7.4.2004, 15.45 – 17.15 Uhr: Konferenzraum Kreiskrankenhaus, Wil-
helm-Seipp-Straße 3, Groß-Gerau. „Drogenerkennung im ärztlichen
Alltag.“ Dr. Raoul Hecker. Auskunft: Sekretariat Dr. R. Hecker. Tel. (0 61
52) 9 86 23 22. 2P

Kreiskrankenhaus Erbach/Odw

Jeden 1. Samstag im Monat, 9.00 Uhr, Tagesseminar: Mehrzweckhalle
des Kreiskrankenhauses Erbach/Odw., Albert-Schweitzer-Str. 10-20.
„Mega-Code-Reanimations-Training.“ Auskunft: M. Pfann, R. Müller. Tel.
(0 60 62) 46 86. 9P

Balintgruppe

Dienstags, 14täglich, 19.15 – 20.45 Uhr: Bleichstraße 19/21, Darm-
stadt. Auskunft: Dr. Georg Frieß. Tel. (0 61 51) 2 55 19. 2P

Balintgruppe

Mittwochs, 14tägig, 17.30 – 19.00 Uhr: Rodensteinstr. 83, Bensheim.
Auskunft: Dr. M. Vandewall. Tel. (0 62 51) 6 85 10. 3P

BEZIRKSÄRZTEKAMMER FRANKFURT

Klinikum Hanau

Klinikum Hanau, Leimenstraße 20, Hanau, KSH-A-Bau, Institut für Anäs-
thesie und operative Intensivmedizin, jeweils von 16.00 – 17.30 Uhr.

1.3.2004: „Eine Übersicht über Anwendungsbereiche hyperonkotischer
Volumenersatzmittel.“ Dr. Reichert.

10.3.2004: „Interdisziplinäre Schmerzkonferenz.“

22.3.2004: „Präoperative und postoperative Visit-Aufklärung und Pa-
tientenbetreuung.“

29.3.2004: „Rationale des perioperativen Einsatzes von Kathecholami-
nen.“ Dr. Hornke.

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Osswald. Tel. (0 61 81) 2 96 24 30.

Schmerztherapeutisches Kolloquium e.V.

2.3.2004, 19.00 Uhr: Schmerztherapeutisches Kolloquium, Roßmarkt 23,
Frankfurt. „Schmerzkonferenz.“ 4P

20.30 Uhr: Qualitätszirkelsitzung. 4P

17.3.2004: Frankfurt. „Reanimation Refresherkurs.“

Auskunft: Dr. Thomas Flöter. Tel. (0 69) 29 98 80 77.

Journal Club der Klinik für Strahlentherapie und Onkologie

2.3.2004, 17.00 – 18.00 Uhr: Hörsaal Ef 93 des Hauses 23, Universi-
tätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Die radiogene Pneumoni-
tis.“ Dr. Jochen Willner, Bayreuth. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. D.
Böttcher. Tel. (0 69) 63 01 59 14.

Paul-Ehrlich-Institut

4.3.2004, 14.15 Uhr: Hörsaal, Paul-Ehrlich-Institut, Paul-Ehrlich-Straße
51-59, Langen. „Wissenschaftliches Kolloquium: Including disabled Stu-
dents in Learning and Teaching Processes at higher Education.“ Anne Ty-
nan, London. Auskunft: Dörte Ruhaltinger. Tel. (0 61 03) 77 10 31.

Klinikum Offenbach

Klinikum Offenbach, Starkenburgring 66, Offenbach.

6.3.2004, 8 – 16 Uhr: Demonstrationsraum der Röntgenabteilung. „Ak-
tualisierungskurs im Strahlenschutz gem. § 18a Abs. 2 RöV 2002.“ Teil-
nahmegebühr e 80. Auskunft: Dr. Joachim Lang. Tel. (0 69) 84 05 40 23.

10.3.2004, 18.00 Uhr: Demoraum des Röntgeninstituts. „Gefäßforum
Offenbach – Interdisziplinäre Fallvorstellung und Indikationsbespre-
chung.“ Sekretariat PD Dr. N. Rilinger. Tel. (0 69) 84 05 42 80. 2P
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18.3.2004, 15.00 Uhr: „Grundlagen der Elektrophysiologie Teil 1 (NLG,
MEP, EMG) Indikation und Wertigkeit.“ Januschek. Auskunft: Sekretariat
PD Dr. Peter T. Ulrich. Tel. (0 69) 84 05 38 81.

24.3.2004, 19.00 Uhr: Hörsaal im 2. Stock des Zentralgebäudes. „Dia-
betologie in Offenbach – Seminar zum diabetischen Fuß: Pathophysio-
logische Grundlagen, Entscheidungen an der Wunde, sinnvolles diffe-
renziertes Wundmanagement, Bilder aus der Praxis für die Praxis.“ Dr.
Gerhard Herzog, Regensburg. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. Dancy-
gier. Tel. (0 69) 84 05 39 71. 2P

Deutscher Ärztinnenbund Frankfurt

10.3.2004, 19.00 – 20.30 Uhr: In den Räumen der Siemens AG, Haus 1,
Rödelheimer Landstr. 5-9, Frankfurt. „Was kann Pflegeversicherung lei-
sten?  Altersvorsorge für Ärztinnen.“ Dr. M. Sähn, Gießen. Auskunft: Dr.
U. Bös. Tel. (0 61 51) 78 36 59. 1P

Städtische Kliniken Frankfurt/Main-Höchst

10.3.2004, 16.15 Uhr: Gemeinschaftsraum, 2. Etage, der Städt. Klini-
ken, Gotenstraße 6-8, Frankfurt/Main-Höchst. „Wertigkeiten der Tumor-
markerbestimmungen für Diagnostik und Verlaufsbeurteilung.“ Prof. Dr.
C. Trendelenburg. Auskunft: Sekretariat PD Dr. H. G. Derigs. Tel. (0 69) 31
06 – 33 20.

Bezirksärztekammer Frankfurt / Stadtgesundheitsamt Frankfurt

10.3.2004, 19.00 Uhr s.t.: Hörsaal des Ärztehauses, Georg-Voigt-Straße
15, Frankfurt. „Sonderveranstaltung: Bitte nicht stören!“ „Pränataldia-
gnostik – Ist das Machbare immer sinnvoll und notwendig?“ Prof. Dr. F.
Louwen, Frankfurt. Leitung und Moderation: Dr. Sonja Stark, Prof. Dr. P.-
H. Althoff. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Althoff. Tel. (0 69) 1 50 04 10.

AiP 2P

Frankfurter Medizinische Gesellschaft

10.3.2004, 17.30 – 20.00 Uhr: „Diagnostik und Therapie der Alzhei-
mer-Demenz.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. V. Jacobi. Tel. (0 69) 63 01
72 77. AiP 3P

Nephrologisches Mittwochsseminar

Universitätsklinik Haus 23 B, Konferenzraum 1. Stock, Raum 1h6, Theo-
dor-Stern-Kai 7, Frankfurt, jeweils 15.30 s.t. - 16.30 Uhr.

10.3.2004: „Journal Club: Peritoneal Dialysis and Epithelial-to-Mesen-
chymal Transition of Mesothelial Cells.“ Dr. B. Becker, Dr. A. Seiler. 

17.3.2004: „Update DRG’s.“ Dr. St. Haack, B. Kutscher, C. Seelmann. 

24.3.2004: „Erythropoietin – mehr als nur die Korrektur einer Anämie.“
Dr. F. Bahlmann, Hannover.

31.3.2004: „Rolle des Ultraschalls beim Monitoring des Dialyseshunts.“
PD Dr. A. B. Nonnast-Daniel, Erlangen.

Veranstalter: Prof. Dr. Geiger. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Geiger. Tel.
(0 69) 63 01 55 55.

Schmerzforum Rhein-Main e.V.

Schmerzforum Rhein-Main e.V., Im Medienzentrum, Bethanien-Kranken-
haus Prüfling, Haus E, 3. Stock, Im Prüfling 21-25, Frankfurt.

11.3.2004, 19.00 – 20.30 Uhr: „Schmerzkonferenz.“ AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

20.30 – 22.00 Uhr: „Schmerztherapie und Schmerzmanagement heu-
te.“ Prof. Dr. Dr. Manfred Zimmermann, Heidelberg. AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

1.4.2004, 19.00 – 20.30 Uhr: „Schmerzkonferenz.“ AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar 

20.30 – 22.00 Uhr: „Hypnotherapie bei chronischen Schmerzen.“ Dr.
Hedwig Sombroek, Darmstadt. AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Auskunft: Dr. Benedikt Eberhardt. Tel. (0 69) 46 37 38 oder 13 37 69 66.

DRK-Blutspendedienst Baden-Württemberg-Hessen

11.3. – 12.3.2004, jeweils 8.30 – 18.00 Uhr: Haus 23, Hörsaal 1, Uni-
versitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „8. Jahressymposium
der IGLD e.V.: Zelltherapie – von der Entwicklung zur Routine.“ „Satelli-
ten-Symposium: Ringversuche zur Immunphänotypisierung und Bestim-

mung von CD34 Progenitorzellen.“ Auskunft: Dr. Torsten Tonn. Tel. (0 69)
6 78 22 28.
25.3., 26.3. und 15.4.2004, jeweils 16.00 Uhr s.t. – 18.00 Uhr: Haus
23, Hörsaal 1, 1. OG, Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frank-
furt. „Hämotherapie – Transfusionseffizienz.“ Moderation: Prof. Dr. E.
Seifried, Prof. Dr. W. K. Roth. Auskunft: Dr. Markus Müller. Tel. (0 69) 6
78 22 33. AiP
29.3. – 2.4.2004: Institut für Transfusionsmedizin und Immunhämatolo-
gie, Sandhofstraße 1, Frankfurt. „52. Fortbildungskurs für Transfusions-
medizin und Immunhämatologie mit Praktikum.“ Leitung: Prof. Dr. Er-
hard Seifried. Auskunft: Frau Stöhr. Tel. (0 69) 6 78 23 20. 21P

Neurologische Klinik der JWG-Universität / Asklepios Neurologische
Klinik Falkenstein

13.3.2004: Maritim Hotel, Theodor-Heuss-Allee 3, Frankfurt. „Multiple
Sklerose – Langzeittherapie.“ Auskunft: PD Dr. Ulf Ziemann. Tel. (0 69)
63 01 57 39. 5P

Qualitätszirkel Psychotherapie Rhein-Main

16.3.2004, 19.30 Uhr: „Qualitätszirkel Psychotherapie Rhein-Main.“
Moderation und Auskunft: Gisela Scholz-Tarnow. Tel. (0 61 02) 78 60 40.

Medizinische Klinik I, Hämophilie-Ambulanz

17.3.2004, 19.00 Uhr: Hörsaal 23-4, Universitätsklinikum, Theodor-
Stern-Kai 7, Frankfurt. „5. Rhein-Main Forum für Hämostaseologie.“ Dr.
E. Pfenning, Siegburg; Herr Janssen, Bonn. Veranstalter: Prof. Dr. I. Schar-
rer, Frankfurt; Prof. Dr. K. Lackner. Mainz. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr.
Inge Scharrer. Tel. (0 69) 63 01 50 51. 2P

Cardioangiologisches Centrum Bethanien

17.3.2004, 16.15 – 17.00 Uhr: Medienzentrum, Gebäude E, 3. OG, Be-
thanien-Krankenhaus, Im Prüfling 23, Frankfurt. „Interpretation des Rönt-
genthoraxes.“ Dr. Herrmann. Auskunft: Sekretariat PD Dr. B. Nowak. Tel.
(0 69) 9 45 02 80. AiP 1P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Sankt Katharinen-Krankenhaus

24.3.2004, 18.00 – 19.30 Uhr: Hörsaal des Sankt-Katharinen-Kranken-
hauses, Seckbacher Landstraße 65, Frankfurt. „Perinealsonographie in
der Inkontinenzdiagnostik.“ Dr. U. Scheerbaum. „Wieviel sollte ein Uro-
loge vom Genitaldeszensus wissen?“ Dr. G. Keil. Auskunft: Sekretariat
Urologie. Tel. (0 69) 46 03 12 61. 2P

Kardiologisches Centrum Frankfurt

24.3.2004, 9.30 – 12.30 Uhr: ArabellaSheraton Grand Hotel, Frankfurt.
„Früherkennung und –behandlung der Koronaren Herzkrankheit.“ Lei-
tung: PD Dr. Dr. J. Haase, Prof. Dr. F. Schwarz, Dr. H. Störger. Auskunft:
Petra Lux. Tel. (0 69) 94 43 41 53. 3P

Onkologischer Arbeitskreis Hanau e.V. / Ärzteverein Hanau e.V.

31.3.2004, 17.00 Uhr: St. Vinzenz-Krankenhaus, Am Frankfurter Tor 25,
Cafeteria, Hanau. „Interdisziplinäre onkologische Fallbesprechungen.“
Anerkannter Qualitätszirkel der KV Hessen. Auskunft: Dr. G. Lautenschlä-
ger. Tel. (0 61 81) 25 55 35. 4P

Klinik für Anästhesiologie, Intensivmedizin und Schmerztherapie

5.4.2004, 17.00 – 18.30 Uhr: Großer Hörsaal 1, Haus 23 A, 1. OG,
Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „ALI, ARDS und
maschinelle Ventilation.“ Prof. Dr. M. Max, Marburg. Auskunft: Se-
kretariat Prof. Dr. B. Zwißler und PD Dr. D. Bremerich. Tel. (0 69) 63
01 58 67. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Hessische Gefahrguttage 2004 Mainhausen/Zellhausen 
5.5. – 12.5.2004

12.5.2004, 13.00 – 17.00 Uhr: Bürgerhaus Zellhausen, Rheinstraße 3,
Zellhausen. „Beförderung von Gefahrgut der Klasse 6.2 – Ansteckungs-
gefährliche Stoffe.“ Auskunft: Lothar Müller. Tel. (0 61 02) 74 23 73.

55. Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft für Kieferchirurgie

19.5. – 22.5.2004: Maritim Kongreßzentrum, Bad Homburg v.d.H. „Äs-
thetik: Maßstab kieferchirurgischer Eingriffe.“ Auskunft: Sekretariat Prof.
Dr. Dr. T. E. Reichert, Tel. (0 61 31) 17 30 83.
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Zentrum der Frauenheilkunde und Geburtshilfe Mammaboard

Jeden Mittwoch, 15.00 Uhr: Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7,
Haus 14, EG, Demo-Raum Radiologie, Frankfurt. „Interdisziplinäre Kon-
ferenz zu Erkrankungen der Brustdrüse – Fallbesprechung, Patientin-
nenvorstellung.“ Prof. Kaufmann, Prof. Vogel, Prof. Hansmann und Mit-
arbeiter. Auskunft: Tel. (0 69) 63 01 51 15.

Klinikum Offenbach

Mittwochs, 13.15 Uhr: Demonstrationsraum der Röntgenabteilung.
„Interdisziplinäres chirurgisch onkologisches Kolloquium.“ Anmeldung
nicht erforderlich. Auskunft: PD Dr. C. Tonus. Tel. (0 69) 84 05 -30 43
oder –39 41. 1P

DRK Blutspendedienst-Baden-Württemberg-Hessen

Jeden Mittwoch, 15.00 – 16.00 Uhr: Bibliothek des Instituts für Transfu-
sionsmedizin, Sandhofstraße 1, Frankfurt. „Transfusionsmedizinische
Fortbildungsveranstaltung.“ Veranstalter: Prof. Dr. Erhard Seifried. Tel. (0
69) 6 78 22 01. 1P

Institut für Diagnostische und Interventionelle Radiologie des Universi-
tätsklinikums

Jeden Montag 15.30 Uhr: Universitätsklinikum, Demonstrationsraum,
IDIR, Haus 23A, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Interventionelle Thera-
piemaßnahmen: Thermoablation (Laser, RF), vaskuläre Therapie, Verte-
broplastie.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Thomas Vogl. Tel. (0 69) 63 01
72 77.

Balintgruppe

Dienstags 14-tägig, 19.00 – 20.30 Uhr: Frankfurt, Siegmund-Freud-Insti-
tut. Leitung: Prof. Dr. Adrian Gaertner. Tel. (0 61 71) 5 25 36.

Arbeitskreis für TCM

Jeden Mittwoch von 19.00 – 21.30 Uhr im Semester, Uniklinik Frankfurt,
Hörsaal der Gynäkologie, 2. Stock, Frauenklinik. „Arbeitskreis für TCM“
Leitung: Dr. Michael Grandjean und Dr. Klaus Birker. Tel. (0 61 42) 96 59
59 oder (0 67 75) 3 08.

Klinik für Nuklearmedizin der JWG-Universität

Jeden ersten Donnerstag, 17.00 Uhr: Haus 21 D, 1. OG, Klinik für Nu-
klearmedizin Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Kli-
nikkonferenz PET.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. F. Grünwald. Tel. (0 69)
63 01 – 43 30. 2P

Institut für Neuroradiologie der JWG-Universität

Jeden Mittwoch, 15.30 Uhr: Demonstrationsraum Neuroradiologie,
Untergeschoß, Haus 95, Schleusenweg 2-16, Frankfurt. „Interdisziplinä-
re neurovaskuläre Fallkonferenz Neurologie-Gefäßchirurgie-Neurora-
diologie.“ Auskunft: PD Dr. J. Berkefeld. Tel. (0 69) 63 01 54 62.

Zentrum der Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Jeden Mittwoch, 14.30 Uhr: Universitäts-Klinikum Frankfurt, Theodor-
Stern-Kai 7, Haus 14, EG, Onkologische Tagesklinik. „Interdisziplinäre
Tumorkonferenz - Fallbesprechung, Patientinnen-Vorstellung.“ Auskunft:
Sekretariat Prof. Dr. M. Kaufmann. Tel. (0 69) 63 01 52 24.

Balintgruppe

Montags, 14tägig, 19.30 Uhr: Holzhausenstr. 63, Frankfurt. Leitung: Dr.
Hans-Joachim Rothe. Tel. (0 69) 59 22 58. 4P

Balintgruppe

Neue Gruppe ab Januar 2004. Mittwochs zwei Sitzungen, Monat. Frank-
furt am Main. Leitung: Dr. Christine Linkert und Dr. Gabriele Otto. Tel. (0
69) 33 16 39 oder 59 44 50.

Balintgruppe

Montags, 14tägig, 19.45 Uhr: Frankfurt-Westend, Praxis Dr. Christa Hoh-
mann. Tel. (0 69) 72 44 29. 4P

Qualitätszirkel tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie

Mittwochs, 1xmonatlich, 20.00 – 21.30 Uhr in Frankfurt-Hausen. Aus-
kunft: Dr. Cordula Damm. Tel. (0 69) 76 20 18. 4P

Klinikum Stadt Hanau

Jeden Montag, 16.00 Uhr: C-Bau, 1. Stock, Klinikum Stadt Hanau.
„Interdisziplinäres Brustzentrum – Fallbesprechung.“ Anmeldung von
Patienten: Sekretariat Prof. Dr. H.-H. Zippel. Tel. (0 61 81) 2 96 25 10.

AG für die Weiterbildung zum Erwerb der Zusatzbezeichnung Psycho-
therapie

Geschäftsstelle der AGPT, Stresemannallee 11, Frankfurt.

Psychosomatische Grundversorgung: Kontinuierliche Balintgruppe Theo-
rie 50 Stunden. Leitung: Dr. Herzig, Prof. Krause. 65P

Auskunft: Dr. Schüler-Schneider. Tel. (0 69) 63 53 63.

Psychosomatische Grundversorgung

„Psychosomatische Grundversorgung“ Theorie und Technik der Verbalen
Intervention. 65P

Montags, 1xmonatlich, 19.00 – 22.00 Uhr, Humboldtstraße 25, EG,
Frankfurt. Balintgruppe. 4P

Samstags, 1xmonatlich, 9.30 – 12.30 Uhr, Humboldtstraße 25, EG,
Frankfurt. Balintgruppe. 4P

Anwendergrundkurs mit 8 Doppelstunden, Humboldtstraße 25, EG,
Frankfurt. Autogenes Training – Grundkurs und Fortgeschrittene.

Leitung: Dr. Stjepan Pervan (069) 597907-09.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER GIESSEN

Hessischer Ärzteverband Naturheilverfahren e.V.

Raum Wetterau im Seminargebäude der Akademie für ärztliche Fort- und
Weiterbildung der LÄK Hessen, Carl-Oelemann-Weg 7, Bad Nauheim,
jeweils 9.00 – 16.30 Uhr. Kostenbeitrag für Nichtmitglieder: e 50.

15.3.2004: „Arzneibuchdrogen – ihre historische und aktuelle Anwen-
dung, dargestellt in Literatur, verglichen mit heutigen Kasuistiken.“ Frau
R. Wild. Auskunft: Dr. Dr. U. Boeddrich. Tel. (0 61 42) 4 41 99.

27.3.2004: „Phytotherapie.“ Dr. Erwin Häringer, München. Auskunft: Dr.
Regina Willems. Tel. (06 41) 79 14 68.

Rehbergpark  Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie

Konferenzraum der KPP, Austraße 40, Herborn.

15.3.2004, 14.30 – 15.30 Uhr: „Testdiagnostik bei Verdacht auf de-
mentielle Entwicklung II.“ Dipl.-Psych. Weinrebe. 3P

17.3.2004, 14.30 – 16.00 Uhr: „Diagnostik und Therapie der sozialen
Phobie.“ PD Dr. Ulrich Stangier, Frankfurt. 3P

22.3.2004, 14.30 – 15.30 Uhr: „EEG-Grundkurs I.“ Dr. Schröder-Ro-
senstock. 3P

29.3.2004, 14.30 – 15.30 Uhr: „Fallvorstellung Tagesklinik Herborn:
Verschiedene Diagnosen u.a. Schizophrenie und affektive Störungen,
soziale Reintegration.“ Team Tagesklinik Herborn. 3P

31.3.2004, 14.30 – 16.00 Uhr: „Diagnostik und Bedeutung kognitiver
Störungen bei schizophrenen Erkrankungen.“ Dr. Claus-Jürgen Kraw-
zyk, Alzey. 3P

Auskunft: Sekretariat Dr. Matthias Bender. Tel. (0 27 72) 50 45 02.

Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte e.V.

17.3.2004, 16.00 – 20.00 Uhr: Großer Saal der Akademie für ärztliche
Fort- und Weiterbildung, Carl-Oelemann-Weg 7, Bad Nauheim. „Impffo-
rum Hessen 2004.“ Prof. Doerr, Frankfurt; Dr. H. Meireis, Frankfurt; Dr.
Weinke, Berlin; Prof. U. Heininger, Basel. Leitung: Dr. Josef Geisz. Aus-
kunft: Dr. Geisz. Tel. (0 64 41) 4 20 51. AiP 5P

Kerckhoff-Klinik Bad Nauheim

17.3.2004, 17.00 Uhr: Vortragsraum der Kaiserberg Klinik, Am Kaiser-
berg 8-10, Bad Nauheim. „Erfahrungen mit therapeutischer Apherese
bei Autoimmunerkrankung.“ Dr. R. Straube, Oberhausen. Auskunft: Se-
kretariat PD Dr. U. Lange. Tel. (0 60 32) 9 96 21 01.

Zentrum für Innere Medizin der Justus-Liebig-Universität

17.3.2004, 17.00 – 21.00 Uhr: Bürgerhaus Kleinlinden, Zum Weiher 33,
Gießen-Kleinlinden. „Interdisziplinäres Management des Diabetischen
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Fuß-Syndroms (DFS).“ Wissenschaftliche Leitung: Dr. Michael Eckhard,
Prof. Dr. R. G. Bretzel. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Bretzel. Tel. (06 41)
9 94 28 40. AiP 3P

Zentrum der Dermatologie und Andrologie der Justus-Liebig-Univer-
sität

19.3. – 21.3.2004: Medical Center, Universitätsklinikum, Hall 00/102,
Rudolf-Buchheim-Straße 7, Gießen. „International Symposium: Physici-
an-Assisted Suicide – Medical, Ethical, Legal, and Social Implications.“
Auskunft: Dr. Edgar Dahl. Tel. (06 41) 9 94 22 18.

Kreisverein der Ärzte des Wetteraukreises

24.3.2004, 15.00 Uhr c.t.: Bürgerhospital Friedberg, Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie, Johann-Peter-Schäfer-Str.3, Kulturhalle. „Neue Erkenntnisse
der Postinfarktbehandlung unter Berücksichtigung der AT-1 Blocker.“ Prof. Dr.
Jan Galle, Würzburg. Auskunft: Dr. Reinhold Merbs. Tel. (0 60 31) 8 90. 2P

St. Josefs-Krankenhaus Gießen

24.3.2004, 17.00 – 19.00 Uhr: Martinshof, Liebigstraße, Gießen.
„Neues und Bewährtes in der Chirurgie der benignen Struma – End-
oprothetik an Hüft- und Kniegelenk, von der Indikation bis zur Rehabi-
litation – Der diabetische Fuß, chirurgische Behandlung im multidiszipli-
nären Konzept.“ Dr. Jochen Schabram, Dr. Hermann M. Lieser. Auskunft:
Sekretariat Dr. Schabram. Tel. (06 41) 7 00 23 41. AiP 2P

Deutsche Akademie für medizinische Fortbildung und Umweltmedizin
Kassel/Bad Nauheim

25.3. – 26.3.2004: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Carl-Oele-
mann-Weg 5, Bad Nauheim. „Leere Kassen! Was nun?“ Prozeßoptimie-
rung versus Patientenorientierung im Krankenhaus. Auskunft: Deutsche
Akademie, Bad Nauheim. Tel. (0 60 32) 22 14.

Fachklinik Dr. Herzog

27.3.2004, 9.00 – 13.00 Uhr: Kurhaus, Kurstraße 2, Nidda/Bad Salz-
hausen. „Rechtzeitig daran denken: Spezielle Therapieverfahren in der
palliativen Onkologie.“ Moderation: Prof. Wust, Berlin; Dr. Herzog, Bad
Salzhausen. Auskunft: Sekretariat Dr. Herzog. Tel. (0 60 43) 98 30. AiP 

St. Josefskrankenhaus

6.4.2004, 14.00 – 15.30 Uhr: St. Josefskrankenhaus, Liebigstraße 24,
Gießen. „Internistisches Seminar Gießener Krankenhäuser: Thrombose-
therapie.“ Dr. F. Rentschler-Bellinger. In Zusammenarbeit mit dem Evan-
gelischen Krankenhaus und Krankenhaus Balserische Stiftung. Auskunft:
Sekretariat PD Dr. K. Ehlenz. Tel. (06 41) 9 79 00 40. AiP 3P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Balintgruppe

Donnerstags, 4wöchentlich in Friedberg 4P

Dr. Michael Knoll, Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie, Johann-Pe-
ter-Schäfer-Str. 3, Friedberg. Anmeldung Sekretariat Dr. M. Knoll. Tel. (0
60 31) 89 13 19.

Balintgruppe

Donnerstags, 14tägig, 20.15 Uhr: In den Räumen der Praxis
Albrecht/Bernhardt/Schmidt, Raun2, Nidda. Dr. Christel Albrecht. Tel. (0
60 43) 25 65. 3P

Balintgruppe

Montags, 14tägig, 20.15 Uhr: Ulrich Breidert-Achterberg, Nahrungsberg
53, Gießen. Tel.: (06 41) 4 46 83. 3P

Wilhelm-Conrad-Röntgen-Klinik der Universität Gießen

Jeden Donnerstag, 16.00 Uhr s.t.: Bibliothek der Wilhelm-Conrad-Röntgen-
Klinik, Universität Gießen, Langhansstraße 4. „Interdisziplinäre Tumorkonfe-
renz.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. von Lieven. Tel. (06 41) 9 94 17 00.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER KASSEL

Ärzteverein Hofgeismar

10.3.2004, 19.00 Uhr s.t.: Hotel ‚Zum Alten Brauhaus’, Marktstraße 12,

Hofgeismar. „Unklare Leberwerterhöhung – was ist zu tun?“ Dr. H.J.
Braner. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. W. Vogel. Tel. (0 56 71) 5 07 21
21. AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Klinik für Unfall- und Wiederherstellungschirurgie

10.3.2004, 18.00 Uhr c.t. – ca. 20.00 Uhr: Hörsaal des Kreiskranken-
haus Bad Hersfeld, Seilerweg 29, Bad Hersfeld. „Unfallchirurgisch-or-
thopädisches Kolloquium: Darf man mit der Gesundheit Geschäfte ma-
chen?“ Dr. Ludwig Georg Braun, Melsungen. Auskunft: Sekretariat PD Dr.
Rüdiger Volkmann. Tel. (0 66 21) 88 15 71. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Helios St. Elisabeth Klinik Hünfeld

10.3.2004, 17.00 – 19.00 Uhr: Personalcafeteria der Helios St. Elisabeth
Klinik, Schillerstraße 22, Hünfeld. „Diagnostik und Therapie von Gallen-
wegserkrankungen.“ Dr. A. Greiner. „Die operative Therapie von Er-
krankungen des Gallesystems.“ Dr. K. Witzel. Auskunft: Sekretariat Dr.
Kai Witzel. Tel. (0 66 52) 98 71 23. AiP 

Elisabeth Krankenhaus Kassel

10.3.2004, 16.15 Uhr: Refektorium Elisabeth Krankenhaus, Weinberg-
straße 7, Kassel. „Indikation und Durchführung nicht invasiver Beat-
mungsformen.“ Dr. K. Herkersdorf, Bad Lippspringe. Auskunft: Sekretari-
at Prof. Dr. Schifferdecker. Tel. (05 61) 7 20 10. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Interdisziplinäre Gesellschaft für Medizin Kassel e.V.

10.3.2004, 18.00 – ca. 20.00 Uhr: Hörsaal Klinikum Kassel, Mönche-
bergstraße 38. „Proktologie.“ Prof. Dr. R. Hesterberg, Prof. Dr. P. Prohm,
Prof. Dr. R. Rompel, Dr. H. Sostmann. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Rom-
pel. Tel. (05 61) 9 80 30 51. AiP 2P

Klinikum Fulda

Klinikum Fulda, Pacelliallee 4, Fulda.

10.3.2004, 17.00 – 20.00 Uhr: Hörsaal. „Standortbestimmung gastro-
ösophagealer Refluxerkrankung / Wann konservativ – wann opera-
tiv?“ Prof. Dr. D. Jaspersen, Prof. Dr. C. Zornig. Auskunft: Sekretariat Prof.
Jaspersen. Tel. (06 61) 84 54 21. AiP 6P

31.3.2004, 16.30 Uhr: „Klinisch-Pathologische Konferenz.“ Leitung:
Prof. Dr. H. Arps. Auskunft: Prof. Dr. W. Faßbinder. Tel. (06 61) 84 54 50.

AiP 2P

Jeden Dienstag 15.30 – 16.30 Uhr: „Chirurgisch-/Gastroenterologische
Tumorkonferenz.“ Leitung: Dr. K.-L. Diehl, PD Dr. H.-G. Höffkes, Prof. Dr.
Jaspersen, Prof. Dr. H. J. Feldmann, PD Dr. C. Manke, Dr. R. Rüttger. Aus-
kunft: Sekretariat Dr. Rüttger oder Prof. Dr. Jaspersen. Tel. (06 61) 84 –56
11 oder –54 21. 2P

Jeden Montag 16.00 - 17.00 Uhr: Bibliothek der Frauenklinik. „Interdis-
ziplinäre Tumorkonferenz gynäkologischer Tumoren einschließlich
Mammakarzinom.“ Prof. Dr. L. Spätling, Prof. Dr. H.J. Feldmann, Dr. A.
Hertel, Prof. Dr. H. Arps. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Spätling. Tel. (06
61) 84 25 30. 2P

Jeden Donnerstag 15.30 - 16.30 Uhr: Bibliothek der Frauenklinik. „Peri-
natalkonferenz.“ Prof. Dr. L. Spätling, Prof. Dr. R. Repp. Auskunft: Sekre-
tariat Prof. Dr. Spätling. Tel. (06 61) 84 59 01. 2P

Jeden 2. Montag, 16.00 – 17.00 Uhr: Medizinische Klinik II. Seminar-
raum 2. „Aktuelle Gastroenterologie.“ Leitung: Dr. K. L. Diehl, Prof. Dr. D.
Jaspersen. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Jaspersen. Tel. (06 61) 84 54
21. 3P

Jeden 2. Donnerstag, 16.00 – 17.00 Uhr: Medizinische Kliniken. Semi-
narraum 3. „Ausgewählte aktuelle Themen der Inneren Medizin.“ Lei-
tung: Prof. Dr. D. Jaspersen, Prof. Dr. T. Bonzel, Prof. Dr. W. Fassbinder.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Jaspersen. Tel. (06 61) 84 54 21. 3P

Jeden Mittwoch, 15.30 Uhr: Demonstrationsraum – Radiologie-Zentrum.
„Interdisziplinäre Tumorkonferenz – Radioonkologie.“ Prof. Dr. H. Arps,
Prof. Dr. R. Behr, Prof. Dr. W. Fassbinder, Prof. Dr. H. J. Feldmann, PD Dr.
A. Hellinger, PD Dr. A. Hertel, Prof. Dr. H.-G. Höffkes, Prof. Dr. E. Hof-
mann, Prof. Dr. D. Jaspersen, Prof. Dr. T. Kälble, Prof. Dr. D. Langohr, PD
Dr- Ch. Manke, Prof. Dr. Th. Stegmann. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H.
J. Feldmann. Tel. (06 61) 84 63 41.

Institut für Angewandte Psychosomatik e.V.

Gesundheitsakademie Bad Wilhelmshöhe, Wilhelmshöher Allee 239,
Kassel.
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12.3.2004, 18.00 Uhr: „Infoveranstaltung HerzKreisTrainerIn.“  

3 Wochenendseminare April  – September 2004, pro Seminar 17P

17.3.2004, 19.30 Uhr: „Infoveranstaltung Fortbildung Psychoonkolo-
gie.“

3 Wochenendseminare Juli – Oktober 2004, pro Seminar 17P

Anmeldung: Dr.  Michael Schmidt  Tel. (05 61) 3 16 24 70 .

Marienkrankenhaus

13.3.2004, 9.00 Uhr c.t.: Marienkrankenhaus, Marburger Straße 85,
Kassel.  „Mykosen.“ Prof. Dr. Rüchel, Göttingen. PD Dr. Karthaus, Biele-
feld. Dr. Höhl, Nürnberg. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Konermann. Tel.
(05 61) 8 07 31 33. AiP 5P

Pneumologische Seminare

17.3.2004, 18.00 Uhr; Fachklinik für Lungenerkrankungen, Robert-Koch-
Straße 3, Immenhausen. „Schlafbezogene Atmungsstörungen bei Herz-
und Kreislauferkrankungen.“ Dr. M. Meier. Auskunft: Sekretariat Prof.
Dr. G. Goeckenjan. Tel. (0 56 73) 50 10. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Klinikum Kassel

24.3.2004, 17.00 – ca. 19.30 Uhr: Großer Hörsaal, Klinikum Kassel,
Mönchebergstraße 41-43, Kassel. „Interdisziplinäre Therapie der gut-
und bösartigen Schilddrüsenknoten.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. J.
Faß. Tel. (05 61) 9 80 30 36. AiP 2P

Kinderkrankenhaus Park Schönfeld

24.3.2004, 16.30 – ca. 18.30 Uhr: Forum, Hauptgebäude, 1. Stock, Kin-
derkrankenhaus Parkschönfeld, Frankfurter Straße 167, Kassel. „Statio-
näre Behandlung bei psychosomatischen Erkrankungen von Kindern
und Jugendlichen.“ Team der Abt. Psyschosomatik. Auskunft: Sekretariat
Prof. Dr. Tegtmeyer. Tel. (05 61) 9 28 53 13. AiP 2P

Kinder- und jugendpsychiatrisches Forum

Konferenzraum Haus 4, Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des
Kindes- und Jugendalters, Herkulesstraße 111, Kassel, jeweils 15.00 –
16.00 Uhr.

24.3.2004: „Behandlugnsansätze bei Dissoziation und selbstverletzen-
dem Verhalten.“ Prof. Dr. Sachsse, Göttingen.

7.4.2004: „Schlafstörungen im Kindesalter.“ Dr. Wölk.

Auskunft: Sekretariat Dr. Günter Paul. Tel. (05 61) 31 00 64 11.

Gemeinschaftspraxis für Laboratoriumsmedizin

31.3.2004, 19.00 Uhr: Waldhotel Schäferberg. „Tuberkulose – noch im-
mer eine Gefahr.“ Dr. Naumann, Regensburg. Leitung: Prof. Dr. Baczko.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Baczko. Tel. (05 61) 9 18 81 70.

Notfallmedizinische Fortbildung

5.4.2004, 16.00 – 20.00 Uhr: Speisesaal der Kreisklinik Hofgeismar.
„difficult airway management. Ein Workshop zur Larynxmaske.“ 

Jeweils erster Montag im Monat, 17.30 – 19.00 Uhr: Kreisklinik Hofgeis-
mar. „3. Monatliche Rettungsdienstfortbildung.“ 

Auskunft: Sekretariat Frau Rapp. Tel. (0 56 71) 8 15 00.

Helios St. Elisabeth Klinik

Donnerstags, zweiwöchentlich, 16.00 – 17.00 Uhr: Kuratoriumszimmer, Schil-
lerstr. 22, Hünfeld. „Ausgewählte Themen der Chirurgie.“ Dr. K. Witzel und
Mitarbeiter. Auskunft: Sekretariat Dr. Witzel. Tel. (0 66 52) 98 71 23. 1P

Balintgruppe

Dienstags 14tätig, 19.30 Uhr: Auskunft. Dr: U. Walter, Bahnhofstr. 12, Fulda.
Tel. (06 61) 9 01 49 60. 3P

Balintgruppe

Termine nach Vereinbarung: Auskunft: Dr. H. Bornhütter, Kassel. Tel. (05 61)
31 51 83 und Dr. Wienforth, Felsberg. Tel. (0 56 62) 26 29. 4P

Qualitätszirkel Balintgruppe

Mittwochs 19.00 Uhr, 4-wöchentlich. Dr. R. Tonfeld, Stiftshof 1, Kaufungen.
Tel. (0 56 05) 9 10 73. 4P

Qualitätszirkel Methodenintegration in der Psychotherapie

Mittwochs, 20.00 Uhr, monatlich. Auskunft: Dipl.-Psych. Dieter Bruns. Tel. (05
61) 3 27 04.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER MARBURG

Klinik für Visceral-, Thorax- und Gefäßchirurgie der Philipps-
Universität

10.3.2004, 17.00 – 19.00 Uhr: „Interdisziplinäres Gefäßzentrum im Zeital-
ter von DRG und integrierter Versorgung.“ Auskunft: Sekretariat Dr. J. Geks.
Tel. (0 64 21) 2 86 64 41. AiP

Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der Philipps-Universität

13.3.2004, 10.00 – 12.00 Uhr: Hörsaal des Med. Zentrums, Klinik für Psychi-
atrie und Psychotherapie, Rudolf-Bultmann-Straße 8, Marburg. „Beziehungen
bei Patientinnen mit Borderline-Störungen.“ Dr. Birger Dulz, Hamburg. Aus-
kunft. Sekretariat Prof. Dr. Jürgen-Christian Krieg. Tel. (0 64 21) 2 86 64 28.

Zentrum für Frauenheilkunde der Philipps-Universität

Klinik für Gynäkologie, Pilgrimstein 3, Marburg.

13.3.2004:  „Mamma-Karzinom (DMP I).“ AiP

20.3. – 21.3.2004: „DVO-Osteoporose-Seminar I.“

Auskunft: Sekretariat PD Dr. P. Hadji. Tel. (0 64 21) 2 86 62 10.

Institut für Verhaltenstherapie und Verhaltensmedizin der Philipps-Univer-
sität

12.3.2004, 18.30 Uhr s.t.: Hörsaal des Zentrums für Nervenheilkunde, Rudolf-
Bultmann-Straße 8, Marburg. „Elterntraining.“ Dr. Norbert Beck, Würzburg.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Dr. H. Remschmidt. Tel. (0 64 21) 2 86 64 71.

AiP 2P
3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Ziegenhainer Ärzteverein e.V.

Restaurant Rosengarten, Schwalmstadt-Ziegenhain.

17.3.2004, 19.00 Uhr: „Borreliosen und andere durch Zecken übertragba-
re Krankheiten.“ Dr. Thomas Talaska. AiP 2P

24.3.2004, 19.00 Uhr: “Differentialtherapie des Diabetischen Fußsyn-
droms.” Dr. Hans Brill. AiP 2P

Auskunft: Prof. Dr. R. Zotz. Tel. (0 66 91) 79 92 47.

Zentrum für Frauenheilkunde der Philipps-Universität

Jeden Dienstag 16.15 Uhr: Arbeitsbereich für Senologische Diagnostik.
„Interdisziplinäre postoperative Konferenz mit Demonstrations- und Fallvor-
stellungen.“ Auskunft: Sekretariat Dr. V. Duda. Tel. (0  64 21) 28664421.

Jeden Freitag 15.00 – 18.00 Uhr: Hörsaal der Frauenklinik. „Interdisziplinä-
res Tumorboard des Brustzentrums Regio.“ Auskunft: Sekretariat Dr. U. Al-
bert. Tel. (0 64 21) 2 86 64 32.

AG Epileptologie des EZM

Jeden 1. Dienstag des Monats, 19.00 – ca. 20.00 Uhr: Konferenzraum des
Zentrums für Nervenheilkunde des Universitätsklinikums, 1. Stock, Rudolf-Bult-
mann-Straße 8, Marburg. „AG Epileptologie.“ Auskunft: Prof. Dr. F. Rosenow,
Dr. H. Hamer. Tel. (0 64 21) 2 86 52 00.

Balintgruppe

Dr. Walter Thomas Kanzow, Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie Mar-
burg-Süd, Cappeler Str. 98, Marburg. Anmeldung. Tel. (0 64 21) 40 42 27.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER WIESBADEN

Dr. Horst-Schmidt-Kliniken

Dr.-Horst-Schmidt-Kliniken, Ludwig-Erhard-Str. 100, Wiesbaden.

5.3. – 6.3.2004: Kurhaus, Thiersch Saal, Wiesbaden. „12. Gastroenter-
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ologisches Seminar: Gastro Update 2004.“ Auskunft: Sekretariat Prof.
Dr. C. Ell. Tel. (06 11) 43 27 58.  12P

8.3.2004, 16.00 – 17.00 Uhr: Hörsaal Pathologie. Gemeinsame Ver-
anstaltung der  Klinik für Geburtshilfe und Pränatalmedizin und der Kli-
nik für Gynäkologie und Gynäkologische Onkologie. „Medizinische
Strahlenbelastung in der Schwangerschaft.“ Auskunft: Sekretariat PD
Dr. Gonser. Tel. (06 11) 43 32 06.  AiP 1P
4 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

13.3.2004, 9.00 – 13.00 Uhr: Dr.-Peter-Jäger-Bildungszentrum. „8.
Fortbildungstag: Praktische Innere Medizin.“ Leitung: Prof. Dr. M. Sig-
mund, Prof. Dr. C. Ell, Prof. Dr. N. Frickhofen, Prof. Dr. E. Märker-Her-
mann. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. M. Sigmund. Tel. (06 11) 43 24
15. AiP 4P

17.3.2004, 17.30 – 19.30 Uhr: Dr.-Peter-Jäger-Bildungszentrum. Die
Veranstaltungen finden im Wechsel in der DKD und HSK statt. „Akut-
versorgung über die Notaufnahme von Myokardinfarkt und Cerebra-
le Ischämie..“ Prof. Dr. Sigmund, Dr. Hüwel. Auskunft: Sekretariat Prof.
Dr. B. Weisner. Tel. (06 11) 43 23 76. AiP 3P

20.3.2004: Dr.-Peter-Jäger-Bildungszentrum. „5. Wiesbadener Se-
minar: Dopplersonographie und Pränataldiagnostik.“ Leitung: PD
Dr. Gonser. Auskunft: Sekretariat PD Dr. M. Gonser. Tel. (06 11) 43
32 06. 9P

22.3.2004, 16.00 – 17.00 Uhr: Hörsaal Pathologie. Gemeinsame Ver-
anstaltung der  Klinik für Geburtshilfe und Pränatalmedizin und der Kli-
nik für Gynäkologie und Gynäkologische Onkologie. „Systemische
Chemotherapien – aktuelle Studien.“ Dr. Harter.  Auskunft: Sekretari-
at Prof. Dr. du Bois. Tel. (06 11) 43 23 77. AiP 1P
4 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

31.3.2004, 18.15 – 20.15 Uhr: Onkologischer Schwerpunkt, Räume
des Personalcasinos, 2. Stock.  „Krebs im Alter: Mythen und Fakten.“
Prof. Dr. Dr. Kolb, Köln. Auskunft: OSP-Sekretariat Tel. (06 11) 43 33
33. AiP 3P
2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Donnerstags 16.30 Uhr: Raum 99D302, Untergeschoß Hauptgebäude
HSK. „Interdisziplinäres Tumorboard des OSP-HSK.“ Anmeldung von
Patienten telefonisch bis 12.00 Uhr, jeden Donnerstag, Sekretariat OSP
PD Dr. N. Frickhofen. Tel. (06 11) 43 33 33. 3P

Donnerstags 8.00 – 10.00 Uhr: Räume der gynäko-onkologischen Am-
bulanz. „Gynäkologisch-onkologische-radiotherapeutische Sprech-
stunde.“ Prof. Dr. A. du Bois, PD Dr. F.-J. Prott. Auskunft: Sekretariat
Prof. Dr. du Bois. Tel. (06 11) 43 23 77. 2P

Montags 14.00 – 15.00 Uhr: Bibliothek der Klinik für Geburtshilfe und
Pränatalmedizin. „Perinatalkonferenz.“ Prof. Dr. M. Albani, PD Dr. M.
Gonser. Auskunft: Dr. Birgit Queißer. Tel. (06 11) 43 32 06. 2P

Freitags 9.00 – 11.00 Uhr: Ambulanz der Klinik für Geburtshilfe und
Pränatalmedizin. „Interdisziplinäre Sprechstunde für Hochrisiko-
schwangerschaft und –Geburt.“ PD Dr. M. Gonser, Dr. Dr. A. Klee.
Auskunft: Dr. Dr. A. Klee. Tel. (06 11) 43 32 06.1P             

Deutscher Ärztinnenbund Wiesbaden
10.3.2004, 19.30 Uhr: KV Wiesbaden, Abraham-Lincoln-Str. 36, Wies-
baden. „Qualitätszirkel: Lasertherapie am Auge, neueste Diagnostik
und Therapiemöglichkeiten.“ Dr. A. von Hörschelmann. Auskunft: Dr.
Brigitte Schuler. Tel. (06 11) 52 43 20.

18. Jahrestagung der Deutschsprachigen Vereinigung für Kinderor-
thopädie

12.3. – 13.3.2004: Kurhaus Wiesbaden. „18. Jahrestagung der
Deutschsprachigen Vereinigung für Kinderorthopädie.“ Leitung: Prof.
Rüdiger Krauspe, Prof. Joachim Pfeil.  AiP
Beide Tage = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Schmerztherapeutisches Kolloquium e.V.
15.3.2004, 18.00 – 20.00 Uhr: Bibliothek der Deutschen Klinik für Dia-
gnostik, Aukammallee 33, Wiesbaden. „Schmerzkonferenz.“ Leitung:
Dr. Drechsel/Dr. Nolte. 2P

20.00 – 22.00 Uhr: „Qualitätszirkel Schmerztherapie.“ Leitung: Dr.
Drechsel/Dr. Nolte. 2P

Auskunft: Sekretariat Dr. Nolte. Tel. (06 11) 9 45 18 08.

St. Josefs Hospital
17.3.2004, 17.00 Uhr s.t.: Vortragssaal 7. Stock, St. Josefs Hospital,
Solmsstr. 15, Wiesbaden. „Kardiologie im JoHo: Rationale Diagnostik
und Therapie bei SIRS und Sepsis.“ Dr. D. V. Schmitt. Leitung: Dr. M. Els-

ner. Auskunft: Sekretariat Tel. (06 11) 1 77 12 01. AiP 2P
2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Gemeinschaftspraxis für Nuklearmedizin
20.3.2004, 8.30 – ca. 13.00 Uhr: Kurhaus, Kurhausplatz 1, Wiesbaden.
„Schilddrüsen-Symposium Wiesbaden 2004: Schilddrüse und Arznei-
mitteltherapie – Probleme und offene Fragen.“ Leitung: Prof. Dr. K.-M.
Derwahl, Prof. Dr. J. Spitz. Auskunft: Praxis Prof. Dr. Spitz. Tel. (06 11) 1
84 28 25. AiP 4P

St. Vincenz Krankenhaus Limburg
24.3.2004, 18.00 Uhr c.t. – ca. 20.30 Uhr: St.-Vincenz-Krankenhaus,
Auf dem Schafsberg, Limburg. „Interdisziplinäre Herausforderung: Poly-
trauma.“ Auskunft: Dr. O. Schellein. Tel. (0 64 31) 2 92 45 01. AiP 3P

Deutsche Klinik für Diagnostik
Deutsche Klinik für Diagnostik, Aukammallee 33, Wiesbaden.

24.3. 2004, 17.30 – 19.30 Uhr: Bibliothek der Deutschen Klinik für Dia-
gnostik (DKD). Die Veranstaltungen finden im Wechsel in der DKD und
HSK statt. „Neurologisch-myopathologisches Kolloquium.“ Prof. Dr. Gö-
bel, Dr. Schrank. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Weisner. Tel. (06 11)
43 23 76. 2P

31.3.2004, 17.30 – 20.00 Uhr: Bibliothek der DKD. „Aktuelle Hepatolo-
gie.“ Auskunft: Sekretariat Dr. Stephan Sahm. Tel. (06 11) 57 76 48. AiP

6.4.2004, 18.00 – 19.30  Uhr: Hörsaal der Chirurgie, Universität Mainz.
Gemeinsame Veranstaltung der DKD und Universitätsklinik Mainz. „Pro-
blemfallkonferenzen des Zentrums für Schluckbeschwerden und Motili-
tätsstörungen: Schluckstörungen bei neuromuskulären Erkrankungen.“
Dr. Schrank. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. V. F. Eckardt. Tel. (06 11) 57
76 89. 2P

Montags und dienstags, 9.00 – 16.00 Uhr: Räume der gynäkologischen
Ambulanz der DKD. „Interdisziplinäre senologische Sprechstunde.“
Prof. Dr. H. Madjar. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Madjar. Tel. (06 11) 57
76 12.

Jeden Montag, 17.00 Uhr: Interdisziplinäres Forum für Onkologie an der
DKD, Patientenbesprechung, 4. OG. Anmeldung Praxis
Hämatologie/Onkologie, Dr. Josten. Tel. (06 11) 57 74 74.

Balintgruppe Mittwochs, 14-tägig, 17.30 – 19.30 Uhr s.t.: Bibliothek der
DKD. Auskunft: Dr. L. Albers. Tel. (06 11) 57 72 52 oder J. Klauenflügel.
Tel. (06 11) 5 64 09 65. 4P

Freitags, 17.00 – 19.00 Uhr s.t., zweimonatlich: Bibliothek der DKD. Ar-
beitskreis Integrierte Medizin und Reflektierte Kasuistik.“ Auskunft: Dr. L.
Albers, Prof. Dr. O. Leiss. Tel. (06 11) 57 72 52. 2P

Medizinische Gesellschaft Wiesbaden e.V.
6.4.2004, 19.30 – 22.00 Uhr: Ärztehaus Abraham-Lincoln-Str. 36,
Wiesbaden.  „Diagnostik und konservative Therapie von Schilddrüsen-
erkrankungen.“ Dr. Baew-Christow. „Primärer Hyperparathyreoidismus
(pHPT).“ Dr. Maier. „Neue Techniken der Nebenschilddrüsen-
chirurgie/intraoperative PTH-Bestimmung.“ Dr. Gaedertz. Auskunft:
Frau Dies oder Frau Brede. Tel. (06 11) 71 00 14 o. 13. AiP 3P

St.-Vincenz-Krankenhaus
St.-Vincenz-Krankenhauses, Auf dem Schafsberg, Limburg.

Jeder erste Mittwoch des Monats, 17.00 Uhr: Demonstrationsraum der
Röntgenabteilung, Erdgeschoß. „Arbeitskreis Gefäßmedizin.“ Auskunft:
Dr. F. Rabe-Schmidt, Tel. (0 64 31) 2 92 44 01 oder Dr. S. Eichinger, Tel.
(0 64 31) 2 92 45 55.

Jeden 2. Dienstag, 17.00 Uhr: Konferenzraum. „Interdisziplinäres Brust-
zentrum – Fallbesprechung.“ Onkologischer Schwerpunkt. Auskunft: Se-
kretariat Prof. Dr. M. Volk. Tel. (0 64 31) 2 92 44 51.

Balintgruppe
Donnerstag, 14-tägig, 19.00 – 21.00 Uhr: Praxisräume Teutonenstr. 52,
Wiesbaden. Auskunft: Dr. A. von Wietersheim-Illers, Wiesbaden. Tel. (06
11) 80 72 09. 4P

Balintgruppe
Donnerstag, 14-tägig, eine Doppelstunde. Praxis Wiesenstraße 29,
Wiesbaden, Dr. Krebser. Tel. (06 11) 84 07 98. 4P

Qualitätszirkel tiefenpsychologische Psychotherapie
monatliche Sitzung dienstags, 19.30 Uhr für ärztliche und psychologische
Psychotherapeuten. Auskunft: Dr. N. Mink. Tel. (06 11) 52 88 22.
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Nach Redaktionschluß eingegangen

BEZIRKSÄRZTEKAMMER FRANKFURT

Frankfurter Klinikallianz

6.3.2004 in der Alten Oper in Frankfurt „Aktuelle Trends in der Onkolo-
gie“ entfällt

Klinikum Offenbach

6.3.2004, 10.00 Uhr: 2. Stock, großer Hörsaal, Klinikum Offenbach,
Starkenburgring 66, Offenbach. „Integrative Konzepte in der Onkolo-
gie.“ Wissenschaftliche Leitung: Prof. Dr. H. Nier. Auskunft: Dr. C. Tonus.
Tel. (0 69) 84 05 39 41.

Qualitätszirkel Palliativmedizin

24.3.2004, 17.00 Uhr s.t.: Martin-Luther-Stift, Elisabethenzimmer Ha-
nau. „Qualitätszirkel Palliativmedizin.“ Auskunft: Prof. Dr. P.M.Osswald.
Tel. (0 61 81) 2 96 24 10. Dr. G. Lautenschläger. Tel. (0 61 81) 25 55 35.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER KASSEL

Praxisgemeinschaft Hämatologie/Onkologie

8.3.2004, Klinikum Kassel. „Kasseler Tumorkonferenz.“ Dr. U. Söling,
Dr. S. Siehl, Prof. Dr. J. Faß, Prof. Dr. M. Wolf. Auskunft: Sekretariat Dr. U.
Söling. Tel. (05 61) 7 39 33 72.

Forschungsinstitut für medizinische Meßtechnik e.V. der Uni Kassel /
Klinikum Kassel

13.3.2004, 9.00 – 13.00 Uhr: Kongreßzentrum des documenta-Kultur-
bahnhofes, Kassel. „50 Jahre Urologie in Kassel.“ Auskunft: Sekretariat
Dr. Hans Löhmer. Tel. (05 61) 9 80. 4P

BEZIRKSÄRZTEKAMMER MARBURG

Klinik für Innere Medizin – Kardiologie der Philipps-Universität 

3.4.2004, 9.00 – 18.00 Uhr: Symposium zu Ehren von Prof. Dr. Kaffar-
nik. „Kardiovaskuläre Prävention im neuen Jahrtausend.“ Moderation:
Prof. Maisch, Prof. Moosdorf. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Maisch.
Tel. (0 64 21) 2 86 35 78. AiP 8P

BEZIRKSÄRZTEKAMMER WIESBADEN

Asklepios Paulinen Klinik

27.3.2004, 9.00 – 13.00 Uhr: Paulinen Bistro, Asklepios Paulinen Klinik,
Geisenheimer Str. 10, Wiesbaden. „Aktuelle Gastroenterologie.“ Eröff-
nung der neuen Endoskopie. Auskunft: Sekretariat Dr. K. Tischbirek. AiP

Gemeinschaftspraxis für Nuklearmedizin

27.3.2004, 10.00 – 14.30 Uhr: Dorint-Hotel, Auguste-Viktoria-Straße
15, Wiesbaden. „Sektion Nuklearmedizin: Fortbildung im Qualitätsma-
nagement Radiosynorthese (RSO).“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Jörg
Spitz. Tel. (06 11) 1 84 28 25.

Aufnahme von Fortbildungsveranstaltungen
Wir möchten die Veranstalter der Fortbildungsveranstaltungen bitten,
die Veranstaltungen der Bezirksärztekammern der LÄK Hessen (auch
die AiP-Veranstaltungen) direkt an die Redaktion des Hessischen
Ärzteblattes in Frankfurt termingemäß zu senden.
AiP-Veranstaltungen sowie Zertifizierungen werden weiterhin bei der
Akademie für Ärztliche Fortbildung und Weiterbildung in Bad Nau-
heim eingereicht.

Zertifizierte Qualifizierung 
als Transfusionsverantwortlicher 
und -beauftragter
Unter der Schirmherrschaft der Landesärztekammer Hessen bieten
wir die zur Qualifizierung von Transfusionsverantwortlichen und -be-
auftragten notwendige zweitägige Fortbildungsveranstaltung an:
Termin: 7. Mai 2004, 13 bis 19 Uhr

8. Mai 2004, 9 bis 18 Uhr
Ort: Hörsaal III, Universitätsklinikum Marburg, Lahnberge
Organisation und Leitung: Professor Dr. V. Kretschmer (Marburg) 
Referenten: Professor Dr. V. Kretschmer und Mitarbeiter (Marburg) 

Mitarbeiter des Instituts für klinische Immunologie und 
Transfusionsmedizin, Universitätsklinikum Gießen

Kosten: Euro 110,— für Mitglieder der Interdisziplinären 
Arbeitsgemeinschaft für Klinische Hämotherapie (IAKH)
Euro 120,— für Nichtmitglieder

Themen: Rechtliche Grundlagen ● Aufgabenverteilung und Verant-
wortung ● Bedeutung von Blutgruppen und Blutgruppenantikörpern
● Blutkomponenten, Gerinnungspräparate ● Vorbereitung, Durch-
führung und Nachbetreuung von Bluttransfusionen ● Notfall- und
Massivtransfusion ● Dokumentation ● Nebenwirkungen und Risiken
von Blutprodukten ● Abklärung und Behandlung von Transfusionsre-
aktionen ● Meldepflichten, Rückverfolgung ● Autologe Hämothera-
pie ● Depotführung im Krankenhaus ● Qualitätssicherung, Qualitäts-
sicherungshandbuch
Zertifikate: Am Ende der Veranstaltung erhalten die Teilnehmer 

Zertifikate der Landesärztekammer Hessen.
Anmeldung: Sigrid Marburger, Institut für Transfusionsmedizin und
Hämostaseologie, Universitätsklinikum Marburg, Conradistraße,
35033 Marburg, Tel. (06421)2866283, Fax (06421)2865655, 
E-Mail: marburge@med.uni-marburg.de

Akademie für Palliativmedizin, Palliativpflege
und Hospizarbeit Göttingen Kassel e.V. (APPH)

Aufbaukurs I   Palliativmedizin für Ärzte
26. – 30. April 2004

im Eden-Hotel in Göttingen
Leitung: Dr. med. Dietmar Beck, Palliativstation der Universitäts-

klinik Göttingen
Dr. med. Wolfgang Spuck, Palliativbereich Rotes Kreuz 
Krankenhaus Kassel

Anmeldung und Auskunft: Akademie für Palliativmedizin, Palliativpflege
und Hospizarbeit Göttingen Kassel (APPH). Tel. (05 61) 6 02 58 48.
Fax (05 61) 6 02 58 47. E-Mail: inco@apph-goe-ks.de

Medical Tribune und Akademie für ärztliche Fort- und Weiterbildung
der LÄK Hessen im Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hes-
sen, Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim

23. März 2004, 15.00 – 18.00 Uhr

„Durch Zecken übertragene Erkrankungen: Aktueller Stand zur Pro-
phylaxe und Therapie“ Leitung: Prof. Dr. med. Wolfgang Jilg, 
Regensburg

„Aktuelles zur Epidemiologie der FSME in Deutschland und Europa.“
Prof. Dr. Jochen Süss, Berlin. „Diagnostik und Verlauf der FSME bei
Kindern und Erwachsenen.“ Prof. Dr. Reinhard Kaiser, Pforzheim.
„Impfung gegen FSME und Borreliose.“ Prof. Dr. Wolfgang Jilg, Re-
gensburg.  „Diagnostik und Therapie der Borreliose.“ Prof. Dr. Rein-
hard Kaiser, Pforzheim. „Weitere durch Zecken übertragene Erkran-
kungen – Relevanz für die Praxis?“ Prof. Dr. Peter Kimmig, Stuttgart. 

4P

Die Veranstaltung wurde im Rahmen der Initiative „Ärzteforum Fortbil-
dung“ als Basis für eine zertifizierte Videofortbildung ausgewählt, die
in Zusammenarbeit mit der medi cine medienproduktions gmbh,
Mainz, entsteht.

Anmeldung: Akademie für ärztliche Fort- und Weiterbildung, 
Claudia Lepka, Bad Nauheim, Fax (06032) 782-228,  
E-Mail claudia.lepka@laekh.de

Hessisches Ärzteblatt 3/2004
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Fortbildung

Hydralazin

Hypertonie in der Schwanger-
schaft
In einer aktuellen Metaanalyse kom-
men die Autoren zum Ergebnis, daß
Hydralazin im Vergleich zu anderen
Antihypertensiva (genannt: Isradipin,
Labetalol, Nifedipin) aufgrund ver-
mehrter ungünstiger Wirkungen auf
Mutter und Kind bei schwerer Hyper-
tonie nicht mehr eingesetzt werden
sollte, da die unerwünschten Wirkun-
gen den Symptomen einer fortschrei-
tenden Präeklampsie ähneln. Die Auto-
ren empfehlen klinische Vergleichsstu-
dien mit Labetalol und Nifedipin.
In Deutschland wird Hydralazin nicht
empfohlen und Dihydralazin als nur
eingeschränkt geeignet bezeichnet in
der Langzeittherapie der Hypertonie in
der Schwangerschaft (Reflextachykar-
die, Kopfschmerzen), ebenso wie selek-
tive Beta-1-Rezeptorenblocker wie Me-
toprolol und Atenolol. Weiterhin gilt
�-Methyldopa als Mittel der ersten
Wahl.

Quellen: MMW-Fortschr.Med. 2002; 144(50):
1080; Brit.med.J.2003; 327: 955

Pockenimpfstoff

Myokarditis
Die aus heutiger Sicht übertriebene po-
litische Reaktion auf mögliche Pocken-
infektionen durch Bioterroristen in ei-
ner seit 1979 pockenfreien Welt sind
einem pragmatischeren Vorgehen gewi-
chen, mit dem allgemeine Szenarien zur
Bewältigung von Katastrophen vorge-
plant werden. In den USA war man
schnell entschlossen, gefährdete Perso-
nengruppen zu impfen. In einem Kom-
mentar wird die andere Seite von Impf-
stoffen, insbesondere mit nach heuti-
gen Maßstäben veralteten Impfstoffen,
herausgestellt: neben den bekannten
unerwünschten Wirkungen des in den
USA verwendeten Pockenimpfstoffes
(generalisierte schwere Hautreaktio-
nen, Enzephalitis) traten bei acht von
100.000 geimpften gesunden Armeean-
gehörigen immunbedingte Myokarditi-
den auf. Über die Inzidenz schwerer
Myokarditiden bei einer Pockenimp-

Sicherer Verordnen
fung der deutschen Normalbevölke-
rung kann nur spekuliert werden, in
den USA traten bei circa 38.000
geimpften Zivilpersonen 24 Fälle von
Pericarditis, Myokarditis, Kardiomyo-
pathie und akuten Koronarsyndromen
auf (zwei davon tödlich).

Quelle: Lancet 2003; 362:1345 und 1378

„Glitazone“

Herzinsuffizienz
Am Beispiel von sechs Fallberichten
(männliche Typ-II-Diabetiker, Alter 66-
78 Jahre) werden mögliche Auswirkun-
gen blutzuckersenkender Glitazone
(Thiazolidindione, in D: Pioglitazon,
Actos® und Rosiglitazon, Avandia®) auf
die Herzfunktion beschrieben: 
- Verschlechterung einer Herzinsuffi-

zienz ohne akute andere Ursachen, 
- Lungenödem, in zwei Fällen blieb 

eine diuretische Therapie ohne 
Wirkung. 

Nach Absetzen der verdächtigten Arz-
neistoffe  verbesserte sich die kardiale
Situation der Patienten nach Tagen bis
Wochen. Da vier Patienten auch eine
chronische Niereninsuffizienz aufwie-
sen, empfehlen die Autoren, Glitazone
nicht nur bei Herzinsuffizienz, sondern
auch bei Niereninsuffizienz zu vermei-
den.

Anmerkung: In den Fachinformationen
zu beiden Arzneistoffen diskutieren die
Hersteller eine Flüssigkeitsretention
durch Glitazone und führen Herzinsuffi-
zienz NYHA I bis IV als Kontraindika-
tion auf, ebenso wie Leberfunktionsstö-
rungen (Kontrolle der Leberenzyme im
ersten Jahr der Therapie alle zwei Mona-
te). 

Quelle: Mayo Clin.Proc. 2003; 78: 1088

Echinacinextrakt

Exanthem
In einer doppelblinden Studie zur Wirk-
samkeit eines Echinacinextrakt-haltigen
Arzneimitels bei zwei- bis elfjährigen
Kindern mit akuten Infektionen der obe-
ren Atemwege ergab sich kein Unter-
schied zwischen Verum und Placebo in
Bezug auf Krankheitsdauer und Schwere

der Symptome. Nur die Rate an allergi-
schen Hauterscheinungen war in der Ver-
umgruppe höher. (7,1% vs. 2,7% der
Kinder).

Quelle: JAMA 2003; 290: 2824

Arzneimittel-bedingt

Herzinsuffizienz
In einer Übersicht werden die unter-
schiedlichen Mechanismen, mit denen
Arzneistoffe eine Herzinsuffizienz her-
vorrufen oder verschlechtern können,
aufgezählt. Die meisten dieser Effekte
sind nach Ansicht der Autoren vorher-
sehbar und daher potentiell vermeidbar.

Salz- und Wasserretention
- Exzessive Volumenersatztherapie 

(besonders bei älteren Menschen)
- Nichtsteroidale Antiphlogistika (zusätz-

liche Hemmung der Prostaglandinsyn-
these in der Niere)

- Glukokortikoide (mineralokortikoider 
Effekt, wie auch bei Lakritze)

- Glitazone (siehe oben)
Reduzierte Herzmuskelfunktion

- Betablocker (negative Inotropie, insbe-
sondere relevant innerhalb von vier bis 
acht Wochen nach Beginn der Therapie,
wenn nicht langsam auftitriert)

- Kalziumantagonisten wie Verapamil 
und Diltiazem (negative Inotropie)

- �-Blocker (ALLHAT-Studienarm 
vorzeitig abgebrochen)

- Interferon-� und -�
- Propofol
Kardiotoxizität
- Chemotherapeutika wie Anthrazykline 

(Mitochondrienschädigung), Carbopla-
tin, Cyclophosphamid, Ifosfamid, 
Trastuzumab

- Clozapin
Proarrhythmogene Effekte
- Klasse-I-Antiarrhythmika
- alle Tachyarrhythmien erzeugende Arz-

neistoffe wie �-Sympathomimetika 
(auch �2-Agonisten in höheren Dosie-
rungen)

- Digoxin in Kombination mit Diuretika 
und Laxantien

Quelle: Adv. Drug React. Bull. 2003, Nr. 220:
843 

Dr. G. Hopf

Nachdruck aus: 
Rheinisches Ärzteblatt 1/2004
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Arzt- und Kassenarztrecht

auf der späteren Ausgabenseite nicht
gebunden. Zu beachten ist aber die
nach der Beschaffung eintretende
Verteilung der Steuer. So kommt die
Gewerbesteuer jener Gemeinde zugu-
te, in deren Einzugsbereich der „Ge-
werbetreibende“ seinen Sitz hat. Da
aber auch die freien Berufe die Infra-
struktur der Gemeinden nutzen, zu
dessen Finanzierung die Gewerbe-
steuer herangezogen wird, ist eine
Gewerbesteuerpflichtigkeit der Frei-
berufler nicht als von vornherein ab-
wegig abzutun.

Eine steuerliche Belastung stellt re-
gelmäßig nur einen Eingriff in die
Ausübungsmodalitäten des Berufes
dar, stellt mithin in der Regel einen
leichten Eingriff dar (es sei denn, daß
die steuerliche Belastung so hoch wä-
re, daß eine Berufsausübung nicht
mehr möglich wäre). Hierfür muß der
Staat lediglich sinnvolle Erwägungen
des Allgemeinwohls anführen. Eine
Finanzierung der gemeindlichen In-
frastruktur, die schließlich auch von
den Freiberuflern genutzt wird, stellt
wohl einen legitimen Grund dar, um
die Berufsfreiheit der freien Berufe in
ihrer Ausübung in jedenfalls verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden-
der Weise zu beschneiden.

Es ist sogar im Gegenteil davon
auszugehen, daß eher die derzeit be-
stehende  gewerbesteuerrechtliche
Ungleichbehandlung von freien und
nicht freien Berufen auf verfassungs-
rechtliche Bedenken trifft. Das
Bundesverfassungsgericht hat jedoch
die Verfassungsmäßigkeit der unter-
schiedlichen Belastung mit der Ge-
werbesteuer bejaht und hierin insbe-
sondere keinen Verstoß gegen das
Willkürverbot gesehen.

2. Ökonomische Auswirkungen für
die Ärzteschaft 
Professor Hoppe, Präsident der
Bundesärztekammer, sah schon eine
„Pleitewelle“ über die Ärzteschaft
Deutschlands, insbesondere über Ost-
deutschland, hereinbrechen. Ob dies
so richtig ist, soll anhand eines Re-
chenbeispiels illustriert werden:

Ausgangspunkt ist der Gewinn aus
dem Gewerbebetrieb nach § 15 des
Einkommensteuergesetzes (EStG), al-
so der bisher so bezeichnete Praxisge-
winn nach Abzug der Betriebsausga-
ben. Hinzu kommen sog. Hinzurech-
nungen nach § 8 des Gewerbesteuer-
gesetzes (GewStG). Darunter fällt
z.B. die Hälfte der Entgelte für Schul-
den, also insbesondere der Zinsen,
die wirtschaftlich mit der Gründung
oder dem Erwerb der Praxis zu-
sammenhängen. Dies allerdings nur
insoweit, als die Beträge zuvor bei der
Gewinnermittlung abgesetzt worden
sind. Gekürzt wird die daraus resul-
tierende Summe nach § 9 GewStG um
z.B. 1,2 % des Einheitswerts des zum
Betriebsvermögen des Unternehmers
gehörenden Grundbesitzes oder die

Der Arzt dient der Gesundheit des
einzelnen Menschen und der Bevölke-
rung. Der ärztliche Beruf ist kein Ge-
werbe. Er ist seiner Natur nach ein
freier Beruf.

§ 1 Abs. 1 der (Muster-)Berufsord-
nung der Deutschen Ärzte (MBO) ist
eigentlich eindeutig. So jedenfalls
denken und handeln die meisten Ärz-
te und ihre in der Berufspolitik akti-
ven Funktionäre. Der Beruf des Arz-
tes wird - wie der des Rechtsanwaltes
oder des Architekten - auch außer-
halb dieser betroffenen Kreise als
freie Tätigkeit verstanden. Dies hat
zur Folge, daß der Arzt kein Gewerbe
im Sinne des Handelsgesetzbuches be-
treibt. Begründet wird dies in erster
Linie aus traditionellen Gründen, vor
allem mit der den freien Berufen - an-
geblich - abgehenden Gewinnerzie-
lungsabsicht. Nicht das Erwerbsstre-
ben, sondern der Dienst am kranken
Menschen sei die eigentliche Beruf-
ung des Arztes.

1. Juristische Aspekte der Gewerbe-
steuer für Ärzte
Im Zuge der parlamentarischen Dis-
kussionen der Gemeindefinanzreform
war man allseits auf die Idee verfal-
len, weitere, bislang unangetastete Fi-
nanzquellen zu erschließen. Das Steu-
errecht scheint damit im Widerspruch
zur allgemeinen (Rechts-)Auffassung
zu stehen. Betrachtet man jedoch Sinn
und Zweck der Gewerbesteuer (wo-
für soll die Gewerbesteuer bezahlt
werden?), so läßt sich der scheinbare
Widerspruch, daß ein Nichtgewerbe-
treibender gewerbesteuerpflichtig ist,
auflösen: Eine Steuer dient zunächst
der allgemeinen Mittelbeschaffung
des Staates (Einnahmenseite) und ist

Gewerbesteuer für Freiberufler
Totgesagte leben länger

Rechtsanwalt Dr. A. Wienke, Köln

Dieser Restbetrag wird mit der Steuermeßzahl multipliziert (§ 11 GewStG),
die wie folgt ermittelt wird:

für die ersten 12.000 Euro 1 % = 120,- Euro
für die weiteren 12.000 Euro 2 % = 240,- Euro 
für die weiteren 12.000 Euro 3 % = 45,- Euro 
für die weiteren 12.000 Euro 4 %
für alle weiteren Beträge 5 %

Steuermeßbetrag im vorliegenden Beispiel: 405,- Euro



aus den Mitteln des Gewerbebetriebs
geleisteten Ausgaben zur Förderung
mildtätiger, kirchlicher, religiöser,
wissenschaftlicher und der als be-
sonders förderungswürdig anerkann-
ten gemeinnützigen Zwecke. 

Übrig bleibt beispielhaft ein Ge-
winn zuzüglich der Hinzurechungen
und abzüglich der Kürzungen von
50.010,- Euro. Dieser Betrag wird auf
volle 100,— Euro abgerundet:
50.000,- Euro.

Hiervon wird nach § 11 GewStG
wiederum ein Freibetrag in Höhe von
24.500,- Euro subtrahiert: es verblei-
ben 25.500,- Euro.
Dieser Steuermeßbetrag wird mit
dem Hebesatz der jeweiligen Gemein-
de multipliziert (z.B. mit einem Hebe-
satz von 410 %): 405,- Euro x 410 %
= 1.660,- Euro. Dieses Ergebnis ist
die  zu entrichtende Gewerbesteuer.

Bei einem angenommenen Gewinn
aus Gewerbebetrieb nach § 15 EStG
in Höhe von 100.000,— Euro beläuft
sich die zu entrichtende Gewerbesteuer
allerdings bei identischem Hebesatz von
410% bereits auf ca. 10.500,— Euro.
Bei einem Gewinn von 200.000,— Euro
beträgt die Gewerbesteuer ca.
31.000,— Euro.

Zu bedenken ist aber, daß die zu zah-
lende Gewerbesteuer selbst wieder als
Betriebsausgabenposition Gewinn min-
dernd angesetzt werden kann, so daß ei-
gentlich nur der um den persönlichen

len. In ländlichen Regionen liegen die
Hebesätze zum Teil unter 350 % (z.B.
Landsberg am Lech: 320 %). Kleinere
Praxen in Ballungsgebieten und Metro-
polen, wo der Hebesatz sehr hoch ist,
müssen damit rechnen, stärker mit Steu-
ern belastet zu werden. Hebesätze eini-
ger ausgewählter Städte: Köln 450%,
Münster 440%, München 490%,
Augsburg: 470%, Frankfurt a.M. 490
%, Hamburg 470%, Berlin 410%.
Schließlich ist im Zuge der aktuellen
Steuerdebatte zu bedenken, daß das
Vorziehen der letzten Stufe der Steuerre-
form zu einer Absenkung der Einkom-
mensteuersätze führen wird. Damit ver-
bunden ist per se eine Verringerung der
Steuerbelastung, die bei Einführung der
Gewerbesteuer für Freiberufler nur
nicht so stark ausfallen wird, wie das
bislang vielleicht zu erwarten war. Ob
die Gewerbesteuer für Freiberufler über-
haupt kommen wird, muß man der wei-
teren politischen Diskussion überlassen.
Sollte die Gewerbesteuerpflicht einge-
führt werden, dürften sich die damit tat-
sächlich verbundenen zusätzlichen Bela-
stungen aber in Grenzen halten.

Anschrift des Verfassers:
Wienke & Becker - Köln
Bonner Straße 323
50968 Köln
Tel.: 0221 / 3765310
Fax: 0221 / 3765312
Mail: Awienke@Kanzlei-WBK.de

Steuersatz des steuer-
pflichtigen Praxis-
inhabers verminderte
Gewerbesteuerbetrag li-
quiditätsmäßig zu be-
rücksichtigen ist. 

Die Gewerbesteuer
selbst wird nicht nur als
Betriebsausgabenposi-
tion berücksichtigt, son-
dern kann jedenfalls
nach der noch derzeit
geltenden Regelung in §
35 EStG auch noch auf
die vom steuerpflichti-
gen Praxisinhaber zu
entrichtende Einkom-
mensteuer angerechnet

werden, und zwar in Höhe des 1,8fa-
chen des Steuermeßbetrags: 405,- Euro
x 1,8 = 729,- Euro = Minderung der zu
zahlenden Einkommensteuer.

Ein Praxisinhaber als allein tätiger
niedergelassener Arzt mit einem indivi-
duellen Einkommensteuersatz ein-
schließlich Solidaritätszuschlag und
Kirchensteuer von 30 % erwirtschaftet
im Beispielsfall in seiner Arztpraxis ei-
nen Jahresgewinn in Höhe von
50.000,— Euro. Unter Berücksichti-
gung der An- und Verrechnungsmög-
lichkeiten verbleibt eine wirtschaftliche
liquide Belastung in Höhe von 81,—
Euro.
Im Falle eines Praxisgewinns in Höhe
von 100.000,— Euro bzw. 200.000,—
Euro ergeben sich durch die nach der
bisher geltenden Rechtslage möglichen
An- und Verrechnungen ebenfalls nur
Belastungen in geringem Maße; teil-
weise kommt es unter Berücksichtigung
der geltenden Regelungen sogar zu steu-
erlichen Entlastungen.

Damit ist weder die Behauptung aus
dem Finanzministerium, die Gewerbe-
steuer sei für Freiberufler nahezu bela-
stungsneutral, richtig, noch wird die
von der Bundesärztekammer beschwo-
rene Pleitewelle mit Einführung der Ge-
werbesteuer für die Ärzteschaft eintre-
ten. Inhaber gut gehender Landarztpra-
xen können aufgrund des in der Regel
niedrigen Hebesatzes damit rechnen,
per Saldo nicht mehr Steuern zu bezah-
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Einzelunternehmen oder Personengesellschaft    
Euro  Euro

Gewerbeertrag   50.000    

Freibetrag  ./.  24.500 
Verbleiben   25.500    

1. Stufe 1 %  ./.  12.000 120   
Verbleiben   13.500    

2. Stufe 2 %  ./.  12.000 240   
Verbleiben   1.500    

3. Stufe 3 % ./.  1.500 45 
Verbleiben   0   

Gewerbesteuermeßbetrag    405   

x Hebesatz (z.B. Berlin) 410 % 
= Gewerbesteuer  1.660   

Gewerbesteuer, s.o.      1.660,— Euro

Steuerentlastung durch 
Abzug als Betriebsausgabe (nach
Grundtabelle) ca. ./. 850,— Euro

Pauschale Steuerentlastung
(1,8 x Gewerbesteuermeßbetrag, 
hier 405 Euro, s.o.) ./. 729,— Euro

Endgültige liquide Belastung bei 
Gewerbesteuer           81,— Euro   

Schlüsselwörter
Gewerbesteuer – Freiberufler – Berufsfreiheit –
Musterberufsordnung – Einkommenssteuer 
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Die Tierseuche durch Influenzaviren
A/H5N1 in Asien veranlaßt die Län-
der in Deutschland, sehr sorgsam die
laufenden Mitteilungen der WHO
über die Entwicklung zu verfolgen
und die Vorkehrungen für ein Auftre-
ten von Infektionsfällen vorsorglich
zu überprüfen, gegebenenfalls auch
zu ergänzen.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt
gibt es in Asien wenige Personen, die
sich im direkten Kontakt mit infizier-
tem Geflügel mit dem Vogelgrippevi-
rus (H5N1) angesteckt haben. Der-
zeit ist also die Ansteckungsgefahr
für Menschen selbst in den betroffe-
nen Ländern nur gering.

Die Wahrscheinlichkeit, daß ein
Infizierter nach Deutschland einreist,
ist noch geringer. Von einer solchen
Person geht auch keine Gefahr für die
Öffentlichkeit aus, da die Übertra-
gung von Mensch zu Mensch noch in
keinem Einzelfall nachgewiesen ist.

Selbst wenn eine Übertragbarkeit
von Mensch zu Mensch nachgewie-
sen werden sollte, gibt es bei einzel-
nen erkrankten Personen, die auf
dem Reiseweg via Flugzeug nach
Deutschland kommen, keine Gefahr
für die Bevölkerung, da für solche
Fälle die Länder gut vorbereitet sind
(z. B. Kompetenzzentren, Isoliersta-
tionen).

Durch die bisherigen Planungen
zur Begrenzung biologischer Gefah-
ren sind die Stadt- und Kreisgesund-
heitsämter auf das Handling beim
Auftreten einer Vielzahl von Erkran-
kungsfällen eingestellt und können
vieles davon bei Auftreten von In-
fluenzafällen nutzen.

Ein Grund zu Überreaktionen be-
steht auch angesichts der Einschät-
zung der konkreten Gefahr und der
durch WHO und EU ergriffenen

Erlaß des Hessischen Sozialministeriums vom 6. Februar 2004

Vogelgrippe

Maßnahmen z. Z. für die Bevölke-
rung in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht. Gegensätzlichen oder
überzogenen Medienbewertungen
sollte mit Nachdruck sachlich wider-
sprochen werden.

Für den Fall, daß im Zuständig-
keitsbereich der Regierungspräsidien
Darmstadt, Gießen oder Kassel ein
Patient mit einer der Falldefinition
(Anlage 1) entsprechenden Sympto-
matik und einer entsprechenden An-
amnese bei einem Arzt oder Kranken-
haus vorstellig wird, sollte eine La-
bordiagnostik auf das Vorliegen einer
aviären Influenza in einem der Refe-
renzlabore (Anlage 2) veranlaßt wer-
den.

Sofern sich in diesem Zusammen-
hang die Fragestellung einer eventuel-
len Infektion durch ein Tier ergibt, ist
zur molekularbiologischen Diagno-
stik (PCR) auch das Tiermedizinische
Labor an der Universität Gießen in
der Lage.

Sollte bei einem Patienten H5N1
nachweisbar sein, wird nach Rück-
sprache mit dem Kompetenzzentrum
und dem Hessischen Sozialministerium
eine Verlegung des Kranken in die Uni-
versitätsklinik Frankfurt am Main
empfohlen.

Falldefinition
Vorgehensweise bei Auftreten von Fäl-
len mit Verdacht auf Vogelgrippe
(Stand: 4. Februar 2004)

1. Die WHO arbeitet derzeit an einem
Surveillance-Konzept einschließlich
einer Falldefinition, das spätestens
Mitte Februar vorliegen soll und
umgehend für Deutschland adap-
tiert werden wird.

2. Bis zum Vorliegen dieser abgestimm-

ten Falldefinition sollte die Ent-
scheidung für eine Untersuchung
auf Influenza A/H5 nach folgender
Risikoabschätzung erfolgen:
a.) Aufenthalt innerhalb von 7 Tagen

vor Symptombeginn in einem 
Land1, aus dem Fälle von Influen-
za A/H5N1 bei Tieren bekannt 
sind und

b.) Kontakt mit diesen Tieren 
(bspw. Besuch einer Geflügel-
farm oder eines Vogelmarktes; 
Kontakt zu Wasservögeln; Ge-
flügelhaltung im Haushalt; etc.)
und

c.) Fieber (mindestens 38,5°C) mit 
akutem Erkrankungsbeginn 
und mindestens eins der drei 
folgenden Kriterien:
●   Husten/Halsschmerzen
● Kurzatmigkeit/Dyspnoe
● Kopf-, Glieder-, Muskel- 

oder Rückenschmerzen

3. Wenn die unter Punkt 2. genannten
Kriterien erfüllt sind, sind folgende
Schritte sicherzustellen:
a.) Labordiagnostik:

●   Influenza-Schnelltest
●   Bei positivem Schnelltest 

bzw. dringendem klinischem
Verdacht: Rachenabstrich 
umgehend an eines der auf-
geführten Labore senden, wo
eine genaue Charakterisie-
rung erfolgt.

b.) Schutzmaßnahmen bei stationä-
rer Behandlung: Nach derzeiti-
gem Kenntnisstand ist eine 
Übertragbarkeit einer aviären 
Influenza von Mensch zu 
Mensch nicht nachgewiesen. 
Die Schutzmaßnahmen, wie sie 
für die humane Influenza gültig
sind, reichen folglich aus2.
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4. Ermittlungen bei Nachweis einer
aviären Influenza: Im Rahmen einer
möglichen Adaption kann sich die
Übertragbarkeit der aviären In-
fluenza ändern. Daher ist bei Nach-
weis eines neuen Subtyps (z.B.
H5N1) eine gründliche epidemiolo-
gische Aufarbeitung erforderlich.
Kontaktpersonen sind zu ermitteln
und weitere Maßnahmen mit dem
HSM abzustimmen.

Labore
Zur Entnahme und dem Transport von
Proben, bei denen der Verdacht einer
H5N1-Infektion durch molekularbio-
logische Diagnostik (PCR), ausge-
schlossen werden soll, ist folgendes
notwendig: 

● Material: Rachenabstriche, Spu-
tum, ggf. Bronchial-Lavage (BAL)

● Entnahme von Rachenabstrichen:
Geeignet sind einzeln verpackte ste-
rile Wattetupfer. 

● Sputum und BAL: Sterile Kunst-
stoffröhrchen.

● Verpackung: Für den Transport
müssen die das Probenmaterial ent-
haltenden Röhrchen in eine Umver-
packung eingebracht werden, z.B.
entsprechende bruchsichere und
verschraubbare Kunststoffbehälter.

Im Hinblick auf die gegenwärtige epi-
demiologische Situation in Deutsch-
land sollten die für den Transport dia-
gnostischer Proben üblicherweise gel-
tenden Bestimmungen befolgt werden.
Besondere Sicherheitsmaßnahmen sind
derzeit nicht erforderlich (Influenza A
gehört zur Risikogruppe 2 nach Bio-
stoff-Verordnung).

● Prof. Dr. med. Klaus Radsak
Institut für Virologie der Philipps-
Universität Marburg
Tel.: 06421-2864315, 
Fax:06421-2863154
E-Mail: radsak@mailer.uni-mar-
burg.de
Robert-Koch-Straße 17
35037 Marburg

● Prof. Dr. Wolfram H. Gerlich 
Institut für Medizinische Virologie
Tel.: 0641-9941200, 
Fax: 0641-9941209
E-Mail: wolfram.h.gerlich@viro.
med.uni-giessen.de
Frankfurter Straße 107
35392 Gießen

● Prof. Dr. H. W. Doerr
Institut für Medizinische Virologie
der Universität Frankfurt am Main
Tel.: 069-63015219, 
Fax: 069-63016477
E-Mail: h.w.doerr@em.uni-frank-
furt.de
Paul-Ehrlich-Straße 40
60596 Franfurt am Main

● Dr. Dr. Heckler 
Nationales Referenzzentrum für 
Influenza
Niedersächsisches Landesgesundheits-
amt Hannover
Tel.: 0511-4505201, 
Fax: 0511-4504240
E-Mail: rolf.heckler@nlga. nieder-
sachsen.de

Schlüsselwörter
Vogelgrippe – Hessisches Sozialministerium

Veterinärmedizin:
● Prof. Dr. med. vet. Erhard F. Kaleta

Klinik für Vögel, Reptilien, 
Amphibien und Fische
Tel.: 0641-9938430, 
Fax: 0641-9938439
E-Mail: erhard.f.kaleta@
vetmed.uni-giessen.de
Frankfurter Straße 107
35392 Gießen 

1 Die Liste mit den aktuell betroffenen Ländern
kann unter http://www.oie.int/eng/en_in-
dex.htm und http://www.who.int/en/ ab-
gerufen werden

2 Hygienemaßnahmen für Influenza siehe:
http://www.rki.de/GESUND/HYGIENE/
INFLU.PDF

5. Verleihung des Ingrid zu Solms-Wissenschaftspreises an
die Krebsforscherin PD Dr. med. Heike Allgayer 
Am 21. Januar verlieh die
Ingrid zu Solms-Stiftung
unter Mitwirkung der Lan-
desärztekammer Hessen
den mit 5.000 Euro do-
tierten Ingrid zu Solms-
Wissenschaftspreis an die
Ärztin PD Dr. med. Heike
Allgayer, Chirurgische Kli-
nik und Poliklinik Großha-
dern der Universität Mün-
chen. Die Verleihung fand
im Rahmen der Frankfur-
ter Medizinischen Gesell-
schaft in der Frankfurter
Universitätsklinik statt.
Den Festvortrag hielt die
Nobelpreisträgerin, Pro-
fessor Dr. rer. nat. Dr. hc.
mult. Christiane Nüsslein-
Volhard.

Die 34jährige Wissenschaftlerin, die  seit Juni 1999 eine eigene wissenschaftliche Arbeitsgrup-
pe mit den Schwerpunkten Molekularbiologie und Translational Research leitet, wurde für ihre
Arbeit „Tumorassoziierte Proteolyse und Onkogene bei Magen- und Coloncarzinomen: Mole-
kulare Regulation und klinische Relevanz“ ausgezeichnet.     möh

Von links: Gräfin Dr. Ingrid zu Solms, PD Dr. Heike Allgayer,
Prof. Dr. Dr. Christiane Nüsslein-Volhard Foto: Rafael Herlich



155Hessisches Ärzteblatt 3/2004

Landesärztekammer Hessen

Im Rahmen des Referendariates hos-
pitierte ich als Lehrerin im Vorberei-
tungsdienst mit den Fächern Gesund-
heit und Biologie für einen Zeitraum
von vier Wochen in der Carl-Oele-
mann-Schule (COS) der Landesärzte-
kammer Hessen. 

Die Entscheidung für diesen Hos-
pitationsort erfolgte aufgrund von
Berichten der Auszubildenden im Be-
rufschulunterricht über die Überbe-
triebliche Ausbildung (ÜBA) in der
COS. Bis zu diesem Zeitpunkt war
mir während meines Studiums zur
Lehrerin für berufliche Schulen mit
der Fachrichtung Gesundheit in
Niedersachsen eine überbetriebliche
Einrichtung zur Ergänzung der be-
trieblichen Ausbildung außerhalb von
Fort- und Weiterbildung durch eine
Schule der Landesärztekammer unbe-
kannt. 

Der Schwerpunkt der Erkundung
sollte die Ermittlung von Möglichkei-
ten zur Lernortkooperation sein, da
sich die Auswahl der Inhalte der ÜBA
mit den fachtheoretischen und –prak-
tischen Inhalten in der Berufsschule
deckten. Wegen dieser Deckungs-
gleichheit beschäftigte mich gleichzei-
tig der Zweck einer solchen Einrich-
tung innerhalb der dualen Ausbil-
dung zur Arzthelferin. 

Praxisnähe durch flexible 
„Übungs-Praxis“
Der räumliche Aufbau der Carl-Oele-
mann-Schule erinnert an eine Praxis.
Es gibt Laborräume, die Anmeldung,
die Untersuchungszimmer, den OP.
Alle Räume sind ineinander wandel-
bar und vielseitig nutzbar. Es fällt
auf, daß bei der Einrichtung der Räu-
me nicht nur nach dem aktuellen
praktischen Bedarf, sondern auch mit
Blick auf die Zukunft geplant wurde.
Die Ausstattung ist modern und ak-

Carl-Oelemann-Schule - eine effiziente Vermittlungs-
form von Ausbildungsinhalten außerhalb der Praxis

tuell. Auch hier wurde die vielfältige
Nutzbarkeit der Gegenstände berück-
sichtigt. Die Schränke in den Räumen
sind gefüllt mit Plexiglas-Schubfä-
chern. Für jede Unterweisungseinheit
gibt es ein Schubfach, in dem die
Lehrkraft die benötigten Materialien
für die Durchführung der Unterwei-
sung findet. So erscheint jede Einheit
standardisiert und ablauforientiert.
Die Böden der Schränke sind auf ihre
Nutzung ausgerichtet. Handwasch-
becken und Ablaufbecken/Laborbek-
ken sind bereits optisch durch unter-
schiedliche Formen gekennzeichnet,
sodaß für alle der Unterschied offen-
sichtlich wird. Diese Beispiele zeigen,
daß bereits im Vorfeld Expertinnen
und Experten praxis- und aufgaben-
orientiert geplant haben. Die PCs, die
zur Unterweisung in EDV und Ab-
rechnungswesen genutzt werden, sind
miteinander vernetzt. So besteht zu-
künftig die Möglichkeit neben einer
virtuellen Praxis andere virtuelle Ein-
heiten wie zum Beispiel ein virtuelles
Labor abzubilden. 

Förderung von Problemlösungs- und
Medienkompetenz
In vielen Arbeitsbereichen ist eine zu-
nehmende Technisierung zu verzeich-
nen, für die Arzthelferin resultiert
daraus die Notwendigkeit Medien-
kompetenz im Bereich der Informa-
tionstechnologie zu erlangen. Durch
den Umgang mit entsprechender Pra-
xissoftware an konkreten Fallbeispie-
len kann sie dieses in den entspre-
chenden Kursen handlungsorientiert
erlernen und üben. Weiterhin wird an
sie die Forderung gestellt, Kompeten-
zen im Bereich Praxismanagement zu
entwickeln, Arbeitsabläufe effizient
zu organisieren und dabei Problemlö-
sungsstrategien sowie Planungstech-
niken bezüglich Zeitmanagement und

Terminplanung anzuwenden. Im Kurs
Praxisorganisation erarbeiten die
Auszubildenden Checklisten für be-
stimmte Tätigkeiten oder Situationen
im Praxisalltag und werden dabei für
bestimmte Arbeitsabläufe sensibili-
siert. Sie erkennen im Verlauf der Er-
arbeitung bereits Lücken und Fehler
innerhalb ihrer Planung und erhalten
so ein Bewußtsein für die Notwendig-
keit effizient und lückenlos zu arbei-
ten. Gleichzeitig erleben sie die Vor-
teile des Arbeitens mit Checklisten
gerade im Hinblick auf ihre eigene
Einarbeitung in neue Tätigkeitsfelder.
Auch für die Betriebe bietet diese
Form der Rationalisierung von Arbeit
einen erheblichen Vorteil. Der Auf-
wand für die Einarbeitung neuer Mit-
arbeiter/innen würde durch die An-
wendung dieses Konzeptes verringert.
Da Tätigkeiten durch das Checkli-
sten-Verfahren standardisiert wür-
den, wären diese nun nicht mehr per-
sonengebunden und der Einsatz der
Mitarbeiter/innen flexibel.

Qualität durch kompetentes und moti-
viertes Team
Der Auftrag der Carl-Oelemann-
Schule ist die Ergänzung der Ausbil-
dung in der Praxis durch Unterwei-
sung in ausgewählten fachtheoreti-
schen und fachpraktischen Bereichen.
Für die unterschiedlichen Schwer-
punkte sind Lehrkräfte entsprechend
ihren Qualifikationen spezifisch ein-
gesetzt. Arzthelferinnen, Arztfachhel-
ferinnen, Medizinisch Technische As-
sistentinnen, Krankenschwestern,
OP-Fachpersonal, Diplom-Psycholo-
gen, Kommunikations- und Praxis-
managerin, Mitarbeiter/innen der KV
sowie Ärzte und Ärztinnen bilden un-
ter anderem den Mitarbeiter/innen-
stab. Dabei beeindruckt die enorme
Motivation und Flexibilität der Mit-
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arbeiter/innen. Für den reibungslosen
Verlauf eines Kurses wird optimal ko-
operiert und die Arbeit koordiniert.
Die Kompetenzen, die inhaltlich bei-
spielsweise im Fach Praxisorganisa-
tion bezüglich Effizienz und Arbeits-
organisation vermittelt werden, re-
präsentieren die Mitarbeiter/innen in
der Vorbereitung und Durchführung
eines Kurses. Dem Besucher fällt
zweifellos das enorme Engagement
der Mitarbeiter/innen auf, mit dem
die Kurse geplant und umgesetzt wer-
den.

Selbständiges Handeln durch Übung
und Transferbildung
Im Allgemeinen wird in der Carl-Oe-
lemann-Schule von Unterweisung ge-
sprochen. Unterweisung bedeutet ein
Lernen durch Imitation (BANDURA,
A.), wie es bereits im Kindergartenal-
ter gezeigt wird. Dieses Konzept ent-
spräche einer der einfachsten Formen
des Lernens, da hier nicht einmal ver-
standen werden muß, warum eine
Handlung durchgeführt wird. Ledig-
lich die Beobachtung reicht aus, um
die Handlung motorisch nachzuah-
men. Ohne das Elementare dieser
Handlung verstanden zu haben, ist
hingegen eine Transferleistung nicht
möglich. Allerdings wird in den Kur-
sen ein völlig anderes Konzept deut-
lich. Entsprechend einer vollständi-
gen Handlung planen die Schülerin-
nen ihre Tätigkeiten, führen sie durch
und kontrollieren sie selbständig.
Korrekturen werden bei der anschlie-
ßenden Präsentation der Ergebnisse
in der Gruppe durchgeführt. Die
Lehrkraft moderiert oder berät die je-
weiligen Phasen des Handlungskrei-
ses. Ein Script zur Information und
Arbeitshilfe ergänzt die eigenständige
Arbeit. Die inhaltlichen Schwerpunk-
te der Kurse orientieren sich am
Handlungsfeld in der Praxis. Durch
diesen deutlich praktischen Bezug ist
eine größere Identifikation seitens der
Auszubildenden mit der Handlung
möglich. Dies steigert die Motivation,
sich den Lerninhalt anzueignen,
enorm. Die Auszubildenden stellen

den Sinn des Lerninhaltes nicht mehr
in Frage. Der Zweck ergibt sich aus
der Praxisnähe des Inhaltes. Es wird
Wert darauf gelegt, daß die Auszubil-
denden ihre Handlungen nicht nur im
Hinblick auf die Abschlußprüfungen,
sondern auf ihr gesamtes Arbeitsle-
ben begründen können. Eine Begrün-
dung setzt vorheriges Verstehen vor-
aus und ermöglicht dann erst fach-
kompetentes Argumentieren. Die
Auszubildende lernt in den Kursen zu
argumentieren, warum sie bestimmte
Tätigkeiten so und nicht auf andere
Weise durchführen würde, beispiels-
weise welchen Sinn die getroffene
Auswahl der Instrumente für die ge-
plante OP haben. Im Kurs Labortech-
nik wird mit menschlichem Untersu-
chungsmaterial, z.B. Kapillarblut,
Urin und Stuhl gearbeitet. Mit fort-
schreitendem Ausbildungsstand wer-
den pathologische Proben verwendet.
Orientiert an der Realität in der Pra-
xis werden hier bestimmte Fragestel-
lungen bearbeitet und die Unterschie-
de zu Normwerten offensichtlich. Für
die Berufliche Schule ist die Verwen-
dung menschlichen Untersuchungs-
materials untersagt. Kunstblut und
Kunsturin eignen sich nur begrenzt
zur Veranschaulichung der Untersu-
chungsmethoden im Labor. 

Leistungsüberblick durch praktische
Evaluierung
Zur Abschlußprüfung erhalten die
Auszubildenden in der ÜBA einen
konkreten Fall, an dem Inhalte des je-
weiligen Kurses überprüft werden
können. Praxisorientiert wird bei-
spielsweise ein Patient aufgenommen,
anhand der geschilderten Symptoma-
tik Maßnahmen zur Diagnostik vor-
bereitet oder durchgeführt, Labor-
untersuchungen erledigt, Proben zum
Versand vorbereitet und der Abrech-
nungsschein ausgefüllt. Durch die
Maßnahme der Evaluierung wird der
Arbeitgeber/die Arbeitgeberin deut-
lich über die Leistungen der Auszubil-
denden informiert. Defizite werden
hier frühzeitig erkannt und können in
der Praxis bearbeitet werden. Gleich-

zeitig können hervorgetretene Stär-
ken und daraus resultierende
Ressourcen im Betrieb nutzbar ge-
macht werden. 

Aktualität durch Orientierung am
Qualifikationsbedarf
Jede Praxis unterscheidet sich in spe-
zifischer Weise von der anderen. Dar-
aus resultiert eine spezifische betrieb-
liche Ausbildung in dieser „Praxisin-
sel“. Von der Arzthelferin wird eine
gewisse Flexibilität und Anpassungs-
fähigkeit erwartet. Abgesehen von
diesen Eigenschaften ergab eine ar-
beitsmarktbezogene Studie, mit deren
Durchführung das Zentralinstitut für
die kassenärztliche Versorgung 2000
beauftragt war1, Qualifikationsbedarf
in den Leitkategorien medizinische,
psychosoziale und Praxismanage-
ment-Kompetenzen. Sonstige Kompe-
tenzen beinhalteten die verbesserte
schriftliche muttersprachliche Kom-
munikation und Fremdsprachen als
zukunftsträchtige Qualifikation. Die
Überbetriebliche Ausbildung in der
Carl-Oelemann-Schule bietet eine
breit gefächerte fachtheoretische und
fachpraktische Ausbildung, die eine
entsprechende Flexibilisierung er-
möglicht und individuelle Praxis-
unterschiede ausgleicht. In kompak-
ter Form werden innerhalb einer Wo-
che die elementaren Inhalte der jewei-
ligen Grund-/Fachstufe theoretisch
und praktisch erlernt und vor allem
geübt. Dadurch wird ein Basiswissen
geschaffen, das im Verlauf des Berufs-
lebens vertieft werden kann. Inhalt-
lich bauen die Kurse aufeinander auf,
sodaß einerseits wiederholt, anderer-
seits das bisherige Wissen am konkre-
ten Fall erweitert wird. Die Komple-
xität und Schwierigkeit der Aufgaben
nimmt entsprechend dem Ausbil-
dungsstand der Auszubildenden zu. 

1 Vgl.: DIE KAUFMÄNNISCHE SCHULE
8/2001: Qualifikationsbedarf bei Arzt-
helferinnen; Zentralinstitut für kassenärzt-
liche Versorgung
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Statt „Urlaub in Bad Nauheim“ – Ler-
nen am Abend
Den Gesprächen mit Auszubildenden
konnte entnommen werden, daß die-
se Woche nicht als willkommene Ur-
laubszeit, sondern als eine andere
Form der Arbeit empfunden würde.
Bemängelt wurde dabei die Dauer
mancher Kurstage, die zum Teil zehn
Unterrichtsstunden umfaßte und da-
mit die Aufnahmekapazität maximal
auslaste. Durch das Abschlußverfah-
ren am Ende eines Kurses müsse auch
noch nach Unterweisungsschluß ge-
lernt werden. Als besonders wertvoll
empfanden die Schülerinnen die
praktischen Elemente des Kurses.
Hier könnten Tätigkeiten geübt wer-
den, die aus verschiedenen Gründen
in der Praxis entweder nicht zu ihrem
Tätigkeitsprofil gehörten oder nicht

eingeübt werden können. Auch die
berufliche Schule böte hier keinen
Ausgleich dieses Defizits. Weiterhin
äußerten sie sich positiv bezüglich der
Simulation einer praktischen Prü-
fung. Eigene Lücken könnten direkt
und selbständig erkannt und zukünf-
tig geschlossen werden. 

Nutzen für Berufliche Schule und Arzt-
praxis
Für den Unterricht in der Beruflichen
Schule ist das Erlernte ein Anknüp-
fungspunkt für geplante Lernsituatio-
nen. Die nachhaltigen Erfahrungen
aus den Kursen in der COS erwiesen
sich für die schulische Ausbildung als
sehr wertvoll. Gelernte Fertigkeiten
und Fähigkeiten lassen sich optimal
in den Unterricht integrieren und nut-
zen. Auf betrieblicher Seite dürfte die

Anwendung und der Ausbau der er-
worbenen Kompetenzen bei optima-
ler Nutzung ähnlich gewinnbringend
sein. Es entstehen somit sowohl für
Kursteilnehmer/innen als auch für die
dualen Partner Vorteile durch den Be-
such der COS, die nicht nur eine Er-
gänzung sondern einen elementaren
Bestandteil des Ausbildungssystems
darstellen sollte.

Simone Krieger, Büttelborn

Schlüsselwörter
Arzthelferin – Überbetriebliche Ausbildung –
Berufsschule – Lernortkooperation – Arztpra-
xis – Medienkompetenz – Handlungsorientie-
rung – Praxismanagement –Praxisorganisa-
tion – ZI-Studie – Qualifikationsbedarf – Ba-
siswissen

Waagerecht
• 1 Gutartige Bindegewebswucherung bei fibroplastischer Dia-
these • 4 Fuss • 7 Teil des Larynx: ...-Knorpel (Stellknorpel) • 8

Gruppe von Viren, die durch Arthropoden übertragen wird: ...-
Viren (Akronym) • 10 Tollwut • 11 Hauptbestandteil von Kernit
oder Tinkal • 12 Impfung, die auch bei Verbrennungen durch-
geführt werden muss • 14 Angeborenes Immundefizienzsyn-
drom mit typischer Hyperimmunglobulinämie E (Syndrom) • 15
Kurzfristige cerebrale Durchblutungsstörung mit einer vollstän-
digen Restitutio ad integrum (Abk.) • 16 Halbsitzende Stellung
mit Rückenlehne und Knierolle bei Peritonitis: ...-Fowler-Lage-
rung (Eponym) • 19 Gruppe von genet. identischen Zellen oder
Organismen • 20 Abk. für transkranielle Magnetstimulation •
22 Präiktale Wahrnehmungen • 24 Gewalttätige Form politi-
scher Machtausübung • 25 Italienischer Fluss • 26 Verbren-
nung • 27 Eisenharte Struma (Eponym) • 28 Schweiss- und
Schutzgas (chem. Elementsymbol)

Senkrecht
• 1 Viszerale Leishmaniose: ...-Azar • 2 Hautrötung • 3 The-
rapie der Wahl beim akuten Schlaganfall (Kurzwort) • 5 Nur
das Epithel betreffender Substanzverlust der Haut • 6 Angio-
tensin-II-Antagonist (Substanzklassenname) • 8 Ramus • 9 Va-
riante der Sella turcica mit hohem, verdickten dorsum sellae
(Eponym) • 11 Renal-tubuläre Azidose: ...-Albright-Lightwood-
Syndrom (Eponym) • 13 Lokaler Gewebstod • 17 Cicatrix • 18
Prionenerkrankung in Papua-Neuguinea • 20 Schwanger-
schaftszeichen an der Cervix uteri: Stock-...-Zeichen • 21 Halb
• 23 Pilzbefall der Schleimhaut • 24 Porta • 25 Weiche Hirn-
haut: ... mater

© Özgür Yaldizli 7/01 – 
Kritik und Anregung bitte an: yaldizli@gmx.net

Lösungswort: 

1 2 3 4 5 6 7

Kreuzworträtsel

8 9 10
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Karl Leonhards 100. Geburtstag gibt
guten Anlaß, dieses bedeutenden Arz-
tes zu gedenken, der auch wichtige
Lebenszeiten von 1936-1955 der
Frankfurter Nervenklinik gewidmet
hat. Nach Frankfurt geholt wurde Le-
onhard von Karl Kleist, in dessen
Sinn er auch klinisch und wissen-
schaftlich gearbeitet hat, dabei aber
weit über Kleist hinaus in die Breiten
der Psychiatrie und Neurologie, der
Medizinischen Psychologie und der
Psychotherapie wissenschaftlich krea-
tiv vorgestoßen ist.

Wir stehen vor einem unglaublich
reichhaltigen, vielseitigen Lebens-
werk eines leidenschaftlichen Wissen-
schaftlers, der viel gesehen und wis-
senschaftlich bedacht hat. Zukunfts-
weisende ärztlich-psychiatrische An-
regungen in schlichter, klarer Sprache
bei selbstbewußter Bescheidenheit
sind ihm zu verdanken. Für zukunfts-
weisend halte ich weniger die diffe-
renzierte psychopathologische Klassi-
fikation der Schizophrenien und ma-
nisch-depressiven Erkrankungen,
sondern mehr noch deren Prognose-
orientierung und besonders auch sei-
ne Offenheit für Erfahrungen mit den
einzelnen Patienten, die Leonhard im
einfühlsamen, achtungsvollen Ge-
spräch gewinnen konnte. Hier könnte
in der Zukunft eine wesentliche Er-
gänzung eines Hauptstromes der heu-
tigen wissenschaftlichen Psychiatrie
liegen, die ihre Patienten nicht mehr
selbst sieht, sondern zunehmend
durch die Filter abstrakter Schablo-
nen definiert, wie ICD-10, DSM IV
und durch eine wachsende Testflut,
die Meßzahlen liefert, statt anschau-
licher psychopathologischer Befunde.
Wichtige statistische Forschungen

machen dies zwar notwendig, es
droht aber – besonders unseren
Nachwuchs – von der Realität ihrer
Patienten zu distanzieren, wenn nicht
mehr gefragt wird „Wer steht vor mir
und was hat er“, sondern nur „Was
kann ich ankreuzen“.

- Seine konsequente wissenschaftli-
che Orientierung hat Leonhard zuerst
in Frankfurt, dann in Erfurt und in
der Charité Berlin, auch vor den Ver-
suchungen und Gefahren des Natio-
nalsozialismus und des DDR-Kom-
munismus geschützt. -

Leonhards 21 Monographien und
263 Publikationen zwischen 1928
und 1988 (also 60 Jahre lang vier bis
fünf Publikationen jährlich) lagen oft
neben den zeitgeistigen Hauptströ-
mungen der etablierten Psychiatrie.
Sie wurden wenig bedacht, auch aus
oberflächlicher Kenntnis mißachtet
und haben heute noch nicht die ver-
diente breitere Beachtung gefunden.

Helmut Beckmann (Würzburg) ist
im Nachruf zu seinem Tode 1988 in
einer sehr gerechten Würdigung auch
darauf eingegangen (Nervenarzt
1988, S. 63-64).

Leonhards Zentrierung auf wissen-
schaftliche Produktion, bei persön-
licher Bescheidenheit, der er auch al-
les Persönliche untergeordnet hat,
war von einer zugewandten, offenen
und freundlichen Art begleitet, die
Freundschaften und liebende Fami-
lienbande, in lebenslanger Ehe (seit
1931) mit drei Kindern, Enkeln und
Urenkel, erlaubten. Seine Begabung
zur Zuwendung, die andere öffnete,
hat ihn vor innerer Vereinsamung zu-
verlässig bewahrt, dies im Gegensatz
zu Kleist. So konnte er auch Spiele,
Sport und Reisen genießen. Seine

starke Autorität
distanzierte ihn
nicht wie Kleist,
sondern kam
uneitel, schlicht
und offen ande-
ren entgegen.

Ein Gedanke,
den ich mit Leonhard selbst gern dis-
kutiert hätte:

Leonhard schilderte (S. 144f der
Biographie s.u.): „Viel Kummer berei-
tete mir in der Schule meine Konzen-
trationsschwäche“, die er mit Neigun-
gen zu Flüchtigkeitsfehlern festmachte.
Er sagt weiter: „Die Konzentrations-
schwäche ist mir auch im späteren Le-
ben geblieben. Ich führe sie heute auf
meinen niedrigen Blutdruck zurück.
Wenn ich ein Buch lese, ..., dann fühle
ich mich oft schon nach einer halben
Stunde müde, manchmal direkt schläf-
rig und fasse nicht mehr alles auf, was
ich lese. Wenn ich einmal längere Zeit
lesen soll, dann lege ich mir drei Bü-
cher zurecht und lese im Wechsel dar-
in, da die Ermüdung bei dem wechsel-
seitigen Inhalt geringer ist.“

Seine Schilderung der lebenslangen
Konzentrationsschwäche einerseits
und andererseits seiner „wissen-
schaftlichen Hyperaktivität“, die wis-
senschaftliches Denken und Publizie-
ren zur beherrschenden Lebensform
gemacht hat, lassen daran denken,
daß auch Leonhard zu der großen
Gruppe der aufmerksamkeitsgestör-
ten hyperaktiven Menschen (ADHS)
gehört, von denen zwar manche im
Leben scheitern, aber andere wenige
zu hervorragenden Leistungen kom-
men, wenn ihre sonstige Begabung
dem Handlungsdrang Inhalte geben
konnte (so wohl auch Benjamin

Erinnerung an Professor Dr. med. Karl Leonhard
21.  März 1904 – 23. April 1988
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Franklin, Albert Einstein, Winston
Churchill, Bill Clinton). Zu fragen
wäre die Familie, ob unter den Vor-
fahren oder den Nachkommen Auf-
fälligkeiten aus dem Umkreis des
ADHS anzunehmen sind.

Karl Leonhard wuchs als Sohn ei-
ner begabungsreichen Pfarrerfamilie
und einer Pfarrertochter in Wilchen-
reuth/Oberpfalz als 6. Kind mit sie-
ben Brüdern und vier Schwestern auf.
Seine Jugend war schön, ländlich frei,
bei sittenstreng liebenden Eltern. Sein
humanistisches Abitur bestand er
1923, das medizinische Staatsexamen
1928, Promotion 1929. 

Nach kurzer Assistentenzeit in der
Psychiatrischen Klinik Erlangen
wechselte er in die Heil- und Pflege-
anstalt Gabersee, in der er viel über
die Behandlung chronisch Schizo-
phrener, einschließlich der Simon’-
schen Arbeitstherapie lernte. Dort be-
gann auch seine über 60 Jahre wäh-
rende wissenschaftliche Produktion,
die Karl Kleist (1920-1950) veranlaßt
hat, ihn als Leitenden Mitarbeiter
1936 an die Frankfurter Nervenklinik
zu holen. Dort habilitierte er sich
1937. Außerplanmäßiger Professor
wurde er 1946. Sein Wunsch, die
Nachfolge Kleists anzutreten, schei-
terte an den damals gegen ihn ver-
breiteten Einschätzungen. Mit Kleists
Nachfolger Jörg Zutt (1950-1962),
der die Psychiatrie auch anthropolo-
gisch sah, verband ihn wissenschaft-
lich eher Abneigung als nur Unver-
ständnis. So folgte Leonhard 1955
dem Ruf in die DDR nach Erfurt auf
das Ordinariat für Psychiatrie und
Neurologie, von dort wurde er an die
traditionsreiche Nervenklinik der
Charité der Humboldt-Universität in
Berlin berufen (1957-1970). Sein
Herzenswunsch, nach der Emeritie-
rung von Zutt nach Frankfurt beru-
fen zu werden, ging zwar 1964 in Er-
füllung – er nahm den Ruf auch an – ,
wurde aber zunichte, da die DDR
nach dem Mauerbau 1961 ihr Ver-
sprechen auf freie Beweglichkeit
brach. Dieses Opfer wurde Leonhardt
durch die DDR vergoldet, die ihm le-

benslange Forschungsmöglichkeiten
mit einer Assistentin und einer Sekre-
tärin über seine Emeritierung hinaus
zusagte, die er auch bis zuletzt aktiv
genutzt hat. 

So hat die DDR letztlich auch mei-
ne Berufung nach Frankfurt ermög-
licht (1966-1988).

Ein Beispiel für die Unterschätzung
Leonhards erlebte ich bei Bürger-
Prinz („Hamburger Schule“), der ihn
gutmütig und scharfzüngig als
„Volksschullehrer“ charakterisierte.
Dies war, bei der üblichen hochmüti-
gen Kritikfreude der Schulen unter-
einander, kein besonders negatives
Urteil. Es zielte wohl einerseits auf
Leonhards schlichte deutsche Spra-
che, die sich vom „gehobenen Wis-
senschaftsjargon“ der Zunft bewußt
fernhielt, weiter auf seine manchmal
naiv scheinenden Rückschlüsse auf
eigene Erfahrungen und seine Freude
am Systematisieren, die den falschen
Eindruck eines dogmatischen Geistes
hervorrufen konnte. Dabei ist jede
der differenzierten Leonhard’schen
Klassifikationen auf konkrete Patien-
ten zurückzuführen.

Bürger-Prinz, in der Patientenorien-
tierung Leonhard vergleichbar, kam zu
prinzipiell gleichartigen Auffassungen
hinsichtlich der Schizophrenie, indem
er prognostisch die atypisch phasi-
schen Psychosen, die Leonhard als zy-
kloide Psychosen kennzeichnete, von
den defektbildenden Schizophrenien
abgrenzte, was heute auf ganz anderen
methodischen Wegen durch die Aner-
kennung der Sonderstellung der schi-
zoaffektiven Psychosen Allgemeingut
geworden ist.

Leonhard selbst hat biographische
Aufzeichnungen gemacht, die schließ-
lich von seinem Sohn Volkmar Leon-
hard in der umfangreichen Monogra-
phie „Meine Person und meine Auf-
gabe im Leben“ herausgegeben wur-
den (Verlag Frankenschwelle H.-J.
Salier, Hildburghausen 1995). Diese
erstaunliche und spannende Biogra-
phie kann ich nur jedem empfehlen,
der an psychisch Kranken und an
ärztlichen und psychiatrischen Sicht-

weisen interessiert ist. Dabei tritt Le-
onhard in seinen Schilderungen als
Person weitgehend zurück. Es geht
fast immer um Sachverhalte, um Zu-
sammenhänge, um begriffliche Ansät-
ze und um schlichte und offene Kriti-
ken an den wissenschaftlichen Zeit-
strömungen. Beim Lesen dieses Bu-
ches steht man mitten in der Psychia-
trie. Es erhebt sich dabei – ungeachtet
aller berechtigten Begeisterung über
die Fortschritte der Neurowissen-
schaften mit Biologie, Pharmakologie
und bildgebenden Verfahren – die
Frage an die psychiatrischen Zunftge-
nossen, ob da nicht etwas fehlt. 
– Wohin geht ihr eigentlich?

Noch lieferbare Werke von Karl Leon-
hard:
● Kinderneurosen und Kinderper-

sönlichkeiten, 4. Auflage, Ulstein
Mosby, Wiesbaden 
(1991)

● Differenzierte Diagnostik der en-
dogenen Personen, abnormen Per-
sönlichkeitsstrukturen und neuro-
tischen Entwicklungen, 4. Auflage
(1991) Verlag Ulstein Mosby,
Wiesbaden

● Bedeutende Persönlichkeiten mit
ihren psychischen Krankheiten,
Beurteilung nach ihren eigenen
Schriften und Briefen, 2. Auflage,
Verlag Ulstein Mosby, Wiesbaden
(1992)

● Karl Leonhard 1904-1988. Das
wissenschaftliche Werk in Zeit-
schriften und Sammelwerken,
Hrsg. Internationale Wernicke-
Kleist-Leonhard-Gesellschaft e. V.,
Verlag Ulstein Mosby, Wiesbaden
(1992)

● Biologische Psychiatrie, 6. Aufla-
ge, S. Hirze Verlag, Stuttgart
(1993)

● Aufteilung der endogenen Psycho-
sen und ihre differenzierte Ätiolo-
gie, 8. Auflage, (2003) 
Georg-Thieme-Verlag Stuttgart
(auch Nachdruck in engl. Sprache)

Professor Dr. med. H. J. Bochnik,
Frankfurt
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Hier spricht der Freund, der heute in
Ruhe an ihn denken kann. Zusammen
mit der Familie haben wir den Verstor-
benen auf den Frankfurter Hauptfried-
hof begleiten können. Dort fand in der
Trauerhalle der endgültige Abschied
statt.

Es war erstaunend und gut, daß alle,
aber wirklich alle, die eine Funktion in
der hessischen Ärzteschaft zu tragen
haben, an der Trauerfeier erschienen
waren. Henning Blauert war und ist
ein großartiger Mitarbeiter in Hessens
Ärzteschaft. Wir danken ihm zunächst
für seinen Einsatz bis zuletzt, für seinen
stets ausgleichenden Zorn und gleich-
wertige Hilfe. Wir werden ihn nicht
vergessen!

Henning Blauert hat die höchsten
Auszeichnungen der Ärzteschaft und
der Politik erhalten, die er erreichen
konnte. Bundesverdienstkreuz für die
Politik, Ehrenplakette in Gold von den
Kollegen für die hervorragenden Lei-
stungen.

Hier spricht der Freund, muß ich
noch einmal auf seine Verdienste
„außerhalb der Reihe“ eingehen, muß
ich wieder vortragen, wie er sich stark
und manchmal unerbittlich für die
Kollegen einsetzte?

Die Laudationes waren jeweils im
Hessischen Ärzteblatt zu lesen. Ich bin
sicher, daß er solche Wiederholungen
nicht immer hören wollte, aber er
konnte auch sicher sein, daß er keine
Feinde hatte. Und das ist, meist in jeder
Art von Politik, sehr heilsam.

Bis zuletzt hat sich Henning Blauert
nicht für ein Amt, sondern im hessi-
schen Bezirksverein dafür eingesetzt,
daß den Kollegen geholfen wurde, wo
geholfen werden konnte.

Als gebürtiger Sachse und jetziger
Hesse konnte er so manches noch er-
reichen, was zunächst unmöglich er-
schien. Blauert schaffte das...

Geboren 1927, Gymnasium in Dres-
den, Flakhelfer, Sanitätssoldat, Stu-
dium in Frankfurt. Welche Schwierig-
keiten mußten bei dieser Skala über-
wunden werden! Studium, Examen,
Facharzt, Heirat 1954. Was mag da-
mals zu überwinden gewesen sein!

Hilfestellung für alle jungen Kolle-
gen durch den Marburger Bund und
persönlichen Einsatz...

Aber er feierte auch gerne; seine ei-
genen „runden Geburtstage“ waren
berühmt. Viele Kollegen lernten sich
dort kennen und fanden sich immer
wieder.

Zwei Kin-
der, heute er-
wachsen mit
eigenen Pro-
blemen. Sei-
ne liebe Frau
haben wir
schon vor
langer Zeit
zu Grabe ge-
tragen.

Wir werden in seinem Sinne weiter-
arbeiten. Sein Name wird noch oft fal-
len, wenn wir zusammen sind.

Aber noch etwas (hier spricht der
Freund). An bestimmten Sonntagen,
wenn die Konzerte der Frankfurter
Museumsgesellschaft in der Oper auf-
geführt wurden, war Henning Blauert
immer dabei und siehe da, an einer be-
stimmten Stelle im Foyer bildete sich
(immer) ein Kreis um Henning Blauert,
der über das Konzert, die Ärzteschaft
und die Berufspolitik bei einem Glas
diskutierte. Der Kreis war leicht zu er-
kennen (es waren Damen und Herren),
Henning Blauert war der Mittelpunkt.
Die Zeiten für Entschlüsse war zu
kurz, der Kreis besteht weiter und ist
eine Garantie für die Zukunft!

Wolfgang Weimershaus

Dr. med. Henning Blauert  †

Professor Dr. phil. Jost Benedum  †
Zur Würdigung des wissenschaftlichen
Lebens von Professor Dr. phil. Jost Be-
nedum geboren am 16. Januar 1937 in
Merzig/Saar, kann ich bis auf das Jahr
1949 zurückblicken. Nach seinem
Wechsel aus dem Kapuzinerkloster in
Blieskastel (damals Saargebiet) drück-
ten wir beide bis zum Abitur 1957 die
Schulbank des humanistischen Gym-
nasiums zu St. Ingbert. Latein und

Griechisch waren seine Lieblingsfä-
cher, Englisch zusätzliches Wahlfach.
Aus der frankophilen Einstellung eines
„Saarois“ resultierte die Verehrung zu
Rimbaud, Verlaine und Baudelaire.
Künstlerisch gehörte er zur malenden
Zunft der „Bliesgauer Künstler“.
Schwachstellen waren die naturwissen-
schaftlichen Fächer Mathematik, Phy-
sik und Chemie. Die geisteswissen-

s cha f t l i che
Schulausbil-
dung führte
zwangsläufig
zur Einschrei-
bung an der
juristischen
und philoso-
phischen Fa-
kultät der



161Hessisches Ärzteblatt 3/2004

Von hessischen Ärztinnen und Ärzten

Universität Saarbrücken. Es folgten
Studienaufenthalte in Paris, London,
Gießen und ein ganzes Jahr in Athen,
1962 das Philosophikum in Saarbrük-
ken und 1964 das Staatsexamen in
Gießen. Mit der Dissertation über das
elegische Spätwerk des verbannten
Dichters Ovid beendete er 1966 das
philosophische Studium und wandte
sich dem Studium der Humanmedizin
zu mit dem Physikum 1970. Benedum
entdeckte sein Interesse an der Ge-
schichte der Medizin, war ab 1966
wissenschaftlicher Assistent am Insti-
tut für Geschichte der Medizin, wo er
sich 1972 habilitierte, wurde ab 1973
kommissarischer Leiter des Gießener
Instituts und folgte 1978 dem Ruf auf
den Gießener Lehrstuhl, dem er, unter-
stützt durch seine Frau, bis zuletzt die
Treue gehalten hatte und zwei Rufe an
den Neckar bzw. die Düssel ablehnte.

Mit großer Liebe wurde das histori-
sche Gebäude in der Iheringstraße 6
eingerichtet mit Ausbau der Bibliothek
und dem wohl einmaligen medizinhi-
storischen Bildarchiv in Hessen. Es
folgten mehrfach Aufenthalte in Grie-
chenland mit der Suche nach dem tat-
sächlichen Wirkort von Hippokrates,
dem Ahnherrn der abendländischen
Medizin, zumal bei ihm Zweifel über
den postulierten Ort auf der Insel Kos
bestanden. Anhand von Steininschrif-
ten, als unumstößlichen Beweis, verla-
gerte er den Ort auf das andere Ende
der Insel und trug die Ergebnisse 1978
auf dem Internationalen Kongreß in
Paris vor. Leider blieb es nur beim Ver-
messen der verborgenen Gebäude und
den Einsturz der verlassenen Kapelle,
die auf einem antiken Tempel steht,
konnte er durch den frühen Tod nicht
mehr erleben. Durch seine Forschung
auf Kos wurde die Tradition des Gieße-
ners Ausgräbers Rudolf Herzog fortge-
setzt, der 1902 das Asklepeion auf Kos
entdeckt hatte. Griechenland war seine
zweite Heimat. 1992 hielt er auf Einla-
dung des Athener „Parnassos“ auf
Neugriechisch einen Festvortrag.
Mit einer Ausstellung 1982 wurde an-
läßlich der 375-Jahresfeier die Ent-
wicklung der Medizin in Gießen aufge-

zeigt und in der Folge in über 22 Bän-
den festgehalten. Zahlreiche Werke
stammten aus seiner Feder z.B. 175
Jahre Klinik für Frauenheilkunde und
Geburtshilfe, Fortbildungskurse auf
dem Gebiet der Arbeits- und Sozialme-
dizin, Mitarbeit an Kompendien z.B.
Transfusionsmedizin, physikalische
Medizin und Balneologie. Wichtig war
die Interdisziplinarität des Brückenfa-
ches Medizingeschichte. Er warnte vor
modischen Erscheinungen: „Wer sich
mit dem Trend verheiratet, wird bald
Witwer sein“ sein beliebter Aus-
spruch. Neben dem Spezialwissen in
der Medizin gehört auch die allgemei-
ne Medizingeschichte. Vielfach zitierte
er den Dorpater Pharmakologen Ru-
dolf Kobert (18. Jahrhundert) „Nicht
charakterisiert so sehr die Unfertigkeit
einer Wissenschaft, als wenn sie
glaubt, aus der Geschichte ihrer Diszi-
plin nicht mehr lernen zu können“.

1981 wurde Benedum zum korre-
spondierenden und 1993 zum ordent-
lichen Mitglied der Akademie der Wis-
senschaften und Literatur in Mainz ge-
wählt, um an der Soemmering-Ausga-
be mitzuwirken und schließlich die
Projektleitung zu übernehmen. Inzwi-
schen liegen acht Forschungsbände
und sieben Editionsbände vor, darun-
ter der Augen-Band. Benedum war seit
1990 Mitglied des Vorstands der Gie-
ßener Hochschulgesellschaft, lange
Jahre ihr Schriftführer, wurde 1993 als
stellvertretendes Mitglied des Fachbe-
reichs Humanmedizin und im gleichen
Jahr in den wissenschaftlichen Beirat
der hessischen Heilbäder beim Mini-
sterium für Wissenschaft und Kunst in
Wiesbaden gewählt, wurde ordentli-
ches Mitglied der Wissenschaftlichen
Gesellschaft an der Johann Wolfgang
Goethe-Universität Frankfurt, 1994
auswärtiges Mitglied der Akademie
gemeinnütziger Wissenschaften zu Er-
furt, der Humboldt Gesellschaft für
Wissenschaft, Kunst und Bildung so-
wie zahlreicher nationaler und inter-
nationaler wissenschaftlichen Gesell-
schaften. Er war Träger der Bernhard-
Christoph-Faust-Medaille des Hessi-
schen Sozialministeriums für Verdien-

ste um die Gesundheitserziehung im
Land Hessen, der Wilhelm-Pfeiffer-
Medaille des Fachbereichs Veterinär-
medizin.

Nicht nur als Wissenschaftler, son-
dern auch als akademischer Lehrer, ge-
noß er bei den Studenten durch seine
brilliante und mitreißende Rhetorik in
den Vorlesungen und den persönlichen
Kontakt in alter tradierter akademi-
schen Gemeinschaft ein hohes Anse-
hen.

Ende des Wintersemesters 2001/
2002 trat er formal in den Ruhestand,
leitete bis Anfang 2003 kommissarisch
das Institut und wollte nach seiner
Emeritierung seine medizinhistorische
Forschung in Griechenland fortsetzen,
die nur allzu früh durch seinen plötz-
lichen Tod vereitelt wurde. Mit Jost Be-
nedum verliert die Wissenschaft eine
national und international renommier-
te Persönlichkeit, die sich mit großem
Engagement für das Fach Geschichte
der Medizin eingesetzt und als Medi-
zinhistoriker einen wertvollen wissen-
schaftlichen Beitrag geleistet hat.
Rückblickend hatte seine Biographie
ihren Ausgangspunkt in der schuli-
schen Ausbildung, die vom humanisti-
schen Geist geprägt wurde.

Professor Dr. Dr. med. Dieter Loew,
Wiesbaden

Richtige Antworten
Zu der Fragebogenaktion „Tuberkulose“ in
der Januar-Ausgabe, 
Seite 18

Frage 1: d

Frage 2: c

Frage 3: a

Frage 4: d

Frage 5: e

Frage 6:  d

Frage 7:  c

Frage 8:  d

Frage 9:  e

Frage 10: d
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Dr. med. Claudia
Kuhli, Assistenz-
ärztin an der Au-
genklinik des
Universitätsklini-
kums Frankfurt
am Main, wurde
anläßlich der
101. Jahresta-

gung der Deutschen Gesellschaft für
Ophthalmologie e.V. in Berlin der Pro-
motionspreis des Herrmann-Wacker-
Fonds für die Arbeit „Untersuchungen
zur Bedeutung thrombophiler Gerin-
nungsstörungen für die Entstehung ve-
nöser retinaler Gefäßverschlüsse“ ver-
liehen.

Professor Dr.
med. Eberhard
Götz, Darmstadt,
wurde anläßlich
einer Veranstal-
tung des Ärzt-
lichen Kreisver-
eins Darmstadt
die Ehrenplakette
der Landesärztekammer Hessen verlie-
hen. Die Auszeichnung nahm Dr. med.
Margita Bert, Mitglied des Präsidiums
der Landesärztekammer Hessen für
sein außerordentliches Engagement für
die Ärzteschaft vor. 

Professor Dr. med.
Alfred Pannike,
Dreieich, wurde
anläßlich einer
Feierstunde in der
Bezirksärztekam-
mer Frankfurt
durch Dr. med. W.
A. Fach, Vorsitzen-

der der Bezirksärztekammer Frankfurt
die Ehrenplakette der Landesärzte-
kammer für seine außerordentlichen
Verdienste um die hessische Ärzte-
schaft verliehen.

Professor Dr. med. Karl Huth, Frank-
furt, wurde anläßlich einer Sektions-
vorstandssitzung die Ernst-von-Berg-
mann-Plakette der Bundesärztekam-
mer verliehen. Die Auszeichnung über-

reichte Dr. med.
A. Möhrle, Präsi-
dent der Landes-
ä r z t e k a m m e r
Hessen für sein
berufspolitisches
Engagement.

Professor Dr.
med. Horst-Werner Korf, Frankfurt,
Gf. Direktor der Dr. Senckenbergi-
schen Anatomie am Fachbereich Medi-
zin der Goethe-Universität Frankfurt
wurde im November 2003 in die Deut-
sche Akademie der Naturforscher Leo-

poldina gewählt.
Die Deutsche
Akademie der
Natur forscher
Leopoldina (ge-
gründet 1652 in
Schweinfurt) mit
Sitz in Halle (seit
1878) ist eine
übe r r eg iona l e

Gelehrtengesellschaft mit gemeinnützi-
gen Aufgaben und Zielen. Sie ist die äl-
teste naturwissenschaftliche Akademie
in Deutschland. Ihr gehören ca. 1.000
Mitglieder in aller Welt an. 

Der Hessische Naturheilkunde-Preis
wurde im Oktober 2003 erstmals vom
Hessischen Ärzteverband Naturheil-
verfahren  e.V. in der Festung zu Rüs-

selsheim verliehen. Aus dreizehn Be-
werbungen ging dieser an Dr. Detmar
Jobst (Universität Düsseldorf) und Pro-
fessor Karin Kraft (Lehrstuhl für Na-
turheilkunde/Universität Rostock). Sie
haben mit ihrer Studie zum Thema
„Candida“ einen wichtigen praxisrele-
vanten Beitrag in der naturheilkund-
lichen Forschung geleistet. 

Verein zur Förderung der Neurologi-
schen Wissenschaften Frankfurt am
Main e.V.
Die Verleihung des Förderpreises durch
den Verein zur Förderung der Neurolo-
gischen Wissenschaften, gestiftet von
der Janssen-Cilag GmbH, wurde im
November 2003 im Steigenberger
Frankfurter Hof, Frankfurt, in Anwe-
senheit von zahlreichen Ehrengästen,
Förderern sowie Mitgliedern des Ver-
eins, vorgenommen. 
1. Preis
Dr. Anne Schänzer, Neurologisches In-
stitut (Edinger Institut), Frankfurt, für
ihre Arbeit „Direct stimulation of neu-
tral stem cells in vitro and adult neuro-
genesis in vivo by vascular endothelial
growth factor“.
2. Preis
Priv.-Doz. Dr. Konrad Werhahn, Neu-
rologische Klinik, Universitätsklini-
kum Mainz, für seine Arbeit „Die Be-
deutung des ipsilateralen motorischen

Kortex in der funktio-
nellen Erholung nach
ischämischen Hirnin-
farkt“
3. Preis
Dr. Rüdiger Gerlach,
Klinik und Poliklinik
für Neurochirurgie,
Klinikum der Goethe-
Universität Frankfurt
am Main für seine Ar-
beit „Increased risk for
postoperative hermor-
rhage after intracranial
surgery in patients
with decreased factor
XIII activity – implica-
tions of a prospective
study“.

(von links nach rechts): Dr. med. Peter Gündling, Frau Regina
Willens, Dr. med. Detmar Jobst, Prof. Karin Kraft, Dr. med. Dr.
h.c. Ute Boeddrich, Prof. Hartmut Heine, Dr. med. Lothar
Hahn; halbverdeckt: Prof. Klaus Jork.
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Sehr verehrte Frau Ministerin 
Lautenschläger,

ich erlaube mir, Ihnen die Kopie ei-
nes Öffentlichen Briefes an die Kas-
senärztliche Vereinigung Hessen zu
schicken, in Sorge um unsere Alters-
versorgung in Hessen, die, wie Sie
sicher wissen, durch die neuen
Strukturen im Gesundheitssystem -
Einzelverträge der Kassen mit Ärz-
ten unter Ausschluß der Kassenärzt-
lichen Vereinigung -   in höchster
Gefahr ist.

Ich wende mich auch an Sie, da
ich weiß, daß Ihre Unterstützung
zum Erhalt der EHV für uns von Be-
deutung ist, durch eine gesetzliche
Grundlage, in der die Einbeziehung
jener Kassenärzte, die durch Einzel-
verträge mit den Kassen aus der Ho-
norierung durch die Kassenärzt-
lichen Vereinigungen ausscheiden,
geregelt wird.

Ich möchte Sie mit diesem Brief
darauf aufmerksam machen, daß es
sich bei der Erweiterten Honorarver-
teilung für den „Durchschnitts-Kas-
senarzt“ keinesfalls um eine quantité
négligable handelt, ein Einkommen,
auf das er verzichten könnte. Kolle-
ginnen und Kollegen, die den beilie-
genden Brief lesen, können dies
leicht nachvollziehen. 

Gerne stelle ich Ihnen meine Zah-
len zur Verfügung (nach fast 30 Jah-
ren kassenärztlicher Tätigkeit als
hausärztlicher Internist in einer so-
genannten Durchschnittspraxis).

Von Luxusrente, ein Wort, das in

Ihrem Haus gefallen sein soll, kann
nicht die Rede sein, sofern man im
Sozialministerium einer CDU-ge-
führten Regierung nicht der Auffas-
sung ist, alle Altersbezüge oberhalb
einer Einheitsrente seien Luxus, und
zwar unabhängig von der erbrachten
Lebens-/Arbeitsleistung des Empfän-
gers dieser Bezüge. Aus Ihrem Hause
wird folgende Bemerkung berichtet: 

“Das ist allein Sache der Ärzte;
diese hätten das System der EHV
schon längst ändern können“. 

Warum hätten wir das tun sollen?
Die hessische Kassenärzteschaft
mußte, jedenfalls bis vor kurzem,
nicht davon ausgehen, daß das Sy-
stem der Krankenversorgung in
Deutschland auf den Kopf gestellt
werden würde mit
letztendlicher Ab-
schaffung der
Kassenärztlichen
Vereinigung. Bis-
her waren die hes-
sischen Kassen-
ärzte  Zwangsmit-
glieder (!) der
Kassenärztlichen
Vereinigung und
sind es noch, einer
Körperschaft des
Ö f f e n t l i c h e n
Rechts, und zwar
hinsichtlich ihrer
gesamten kassen-
ärztlichen Tätig-
keit, und damit
auch in der EHV,
in die sie in der

Konsequenz im Laufe ihres Berufsle-
bens nicht unerhebliche Beträge ein-
zahlen mußten. 

Folgerichtig geschah und ge-
schieht dies alles unter der Aufsicht
Ihres Hauses, das ja auch bisher die
Satzung der EHV und jede Satzungs-
änderung geprüft und genehmigt
hat. Insofern hat die Landesregie-
rung eine Fürsorgepflicht für die
EHV und muß sich an einer fairen
Lösung der entstandenen Probleme
beteiligen.

Mit freundlichen Grüßen,
Ihr

Dr. Hartmut P. Aßmann, Heppenheim

30. Januar 2004
Frau                                                                                                                     
Ministerin Silke Lautenschläger
-Sozialministerium-
Postfach 3140

65021 Wiesbaden

Betr.: Altersversorgung der Hessischen Kassenärzte  
- Erweiterte Honorarverteilung (EHV) -

Anzeige 
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II. Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze
Die immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen sind zu An-
schaffungs- bzw. Herstellungskosten (einschließlich nicht abzugsfähiger
Vorsteuer) abzüglich Abschreibungen bewertet. Die planmäßigen Ab-
schreibungen werden entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer

nach der linearen Methode vorgenommen, wo-
bei - mit Ausnahme der Gebäude und Außen-
anlagen - auf Zugänge des 1. Halbjahres der
volle und auf Zugänge des 2. Halbjahres der
halbe Abschreibungssatz verrechnet wird. Die
Abschreibungszeiträume betragen zwischen 3
und 5 Jahren bei EDV-Programmen, 50 Jahre
bei den Gebäuden (Ausnahmen: Büroapparte-
ments 18 bzw. 20 Jahre, Außenanlagen des
Seminargebäudes 12,5 Jahre, Zaunanlage 12
Jahre) und 3 bis 14 Jahre bei anderen Anla-
gen, Betriebs- und Geschäftsausstattung. Ge-
ringwertige Anlagegegenstände werden - mit
Ausnahme der Erstausstattung des Semínarge-
bäudes, die über 5 Jahre abgeschrieben wird -
sofort abgeschrieben und ihr Abgang unter-
stellt.
Die zur Finanzierung von Sachanlagen erhalte-
nen öffentlichen Zuschüsse wurden in einen
passiven Sonderposten eingestellt. Dieser wird
entsprechend der durchschnittlichen Abschrei-
bungsdauer der bezuschußten Sachanlagen er-
tragswirksam aufgelöst.
Die Anteile an verbundenen Unternehmen sind
zum niedrigeren beizulegenden Wert, die übri-
gen Finanzanlagen zu Anschaffungskosten an-
gesetzt.
Die Forderungen und sonstigen Vermögens-
gegenstände - ausgenommen ungewisse Bei-
tragsforderungen - sind zum Nennwert bilan-

Anhang 2002
I. Allgemeines
Der Jahresabschluß zum 31. Dezember 2002 ist nach den Vorschriften
des HGB für große Kapitalgesellschaften erstmalig in Euro aufgestellt. Die
davon abweichende Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung folgt
dem Haushaltsplan der Kammer.

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2002

Jahresabschluß der Landesärztekam
Bilanz zum 31. Dezember 2002
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ziert; erkennbare Risiken sind durch
Wertberichtigungen gedeckt. Unge-
wisse Beitragsforderungen (fehlende
Selbsteinstufung) wurden mit dem
durchschnittlich ausstehenden Kam-
merbeitrag angesetzt.
Die Wertpapiere des Umlaufvermö-
gens - einschließlich der Fremdwäh-
rungsforderungen - sind mit ihren
durchschnittlichen Anschaffungsko-
sten bzw. dem niedrigeren Kurswert
zum Bilanzstichtag angesetzt.
Die unter den aktiven und passiven
Rechnungsabgrenzungsposten aus-
gewiesenen Beträge wurden in Höhe
der vorausbezahlten Aufwendungen
bzw. vereinnahmten Erträge unter
Berücksichtigung der künftigen Lauf-
zeiten der zugrunde liegenden Ver-
träge ermittelt.
Die Rückstellungen für Pensionen und
ähnliche Verpflichtungen sind nach
vers i cherungsmathemat i schen
Grundsätzen mit dem steuerlichen
Teilwert (Zinsfuß 5% p.a.) unter Ver-
wendung der Richttafeln 1998 von
Professor Dr. Klaus Heubeck ange-
setzt. Die übrigen Rückstellungen
sind in Höhe der voraussichtlichen In-
anspruchnahme gebildet.
Die Verbindlichkeiten sind zu ihrem
jeweiligen Rückzahlungsbetrag an-
gesetzt.

III. Angaben und Erläuterungen zur Bilanz und zur Gewinn- und 
Verlustrechnung
Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens sind aus
dem AnIagenspiegel ersichtlich.
Bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen handelt es sich um die
100 %ige Beteiligung an dem „Gästehaus Am Hochwald“ der Landes-
ärztekammer Hessen GmbH i.L., Bad Nauheim. Die GmbH weist un-
verändert einen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag in Hö-
he von rd. e 0,9 Mio aus, der durch kapitalersetzende Gesellschafter-
darlehen gedeckt ist.
Die Beteiligung besteht in Höhe von 11,1 % an der Versicherungsver-
mittlungsgesellschaft für ärztliche Gruppenversicherungsverträge mit
beschränkter Haftung, Hannover. Das Geschäftsjahr 2002 der Gesell-
schaft schließt mit einem Jahresüberschuß von T e 286, das Eigenkapi-
tal am 31. Dezember 2002 beträgt T e 313.
Gemäß Vereinbarung zwischen dem Hessischen Sozialministerium
einerseits und der Landesärztekammer Hessen sowie der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Hessen, Körperschaft des öffentlichen Rechts (KVH),
andererseits über die Einrichtung einer Ärztlichen Stelle nach § 16
Abs. 3 der Röntgenverordnung wurde die Ärztliche Sachverständigen-
stelle für Strahlenschutz und Strahlenhygiene, Frankfurt am Main, bis
30. Juni 1998 als gemeinsame Einrichtung der Kammer und der KVH
betrieben (Arbeitsgemeinschaft). Der letzte vorliegende Jahresab-
schluß der Ärztlichen Stelle Hessen zum 31. Dezember 2002 weist ei-
nen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag von T e 854 aus.
Für das Risiko aus der gesamtschuldnerischen Haftung für die Verbind-
lichkeiten der Ärztlichen Stelle Hessen hat die Kammer insgesamt 
T e 1.159 zurückgestellt.
Die Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhält-
nis besteht, betreffen Gewinnansprüche aus der Beteiligung an der Versi-
cherungsvermittlungsgesellschaft für ärztliche Gruppenversicherungsver-
träge mit beschränkter Haftung, Hannover.
Die sonstigen Vermögensgegenstände enthalten u.a. mit T e 1.379 Bei-
tragsforderungen, mit T e 80 abgegrenzte Zinserträge, mit T e 7 Steuer-
erstattungsansprüche sowie mit T e 8 Forderungen aus dem Abwicklungs-
gesetz Reichsärztekammer, deren Restlaufzeiten ungewiß sind, und  mit 
T e 5 Forderungen aus Kautionen mit einer Restlaufzeit von mehr als ei-
nem Jahr.

Auf die Wertpapiere des Umlaufvermögens wurden aufgrund gesunkener
Stichtagskurse gemäß § 253 Abs. 3 Satz 1 HGB Abschreibungen von 
T e 283 vorgenommen.
Die zweckgebundenen Mittel entfallen auf die “Akademie für Arbeits-,
Sozial- und Umweltmedizin“ (AKASU; T e 196), den Fonds “Akademie
für ärztliche Fortbildung und Weiterbildung“ und “Geriatrische For-
schung“ (T e 65) und einen Unfallfonds (T e 3). Der Fehlbetragssaldo
der AKASU für das Jahr 2002 in Höhe von T e 30 wurde zulasten der
zweckgebundenen Mittel den Rücklagen der Kammer ergebnisneutral
gutgeschrieben.
Die sonstigen Rückstellungen betreffen u.a. mit T e 750 notwendige
bzw. künftig fällige lnstandhaltungsmaßnahmen (überwiegend Auf-
wandsrückstellungen gemäß § 249 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 HGB).
Von dem unter den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten ausge-
wiesenen Darlehen sind T e 120 innerhalb von 1 bis 5 Jahren fällig; 
T e 2.850 haben eine Restlaufzeit von mehr als 5 Jahren. Das Darlehen
ist nicht besichert.
Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und die sonstigen
Verbindlichkeiten sind innerhalb eines Jahres fällig. Für diese Verbind-
lichkeiten wurden keine Sicherheiten gestellt.
Die Gesamtbeträge der sonstigen finanziellen Verpflichtungen, die
nicht in der Bilanz erscheinen und auch nicht nach § 251 HGB anzu-
geben sind, betragen T e 2.476 für Mieten, Leasingraten u.Ä. im Jahr
2003  und den voraussichtlichen Anteil am Finanzierungsbeitrag der
Kammer zum Immobilienerwerb der Bundesärztekammer im Jahr
2004.
Die Kammerbeiträge betreffen mit T e 449 Vorjahre (2001: T e 333).
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten mit T e 151 peri-
odenfremde Aufwendungen. 

IV. Sonstige Angaben
Während des Geschäftsjahres 2002 waren einschließlich der Mitglieder
der Geschäftsführung durchschnittlich 160 Arbeitnehmer (davon 52 Teil-
zeitkräfte) bei der Kammer beschäftigt (Vorjahr 157).
Dem Präsidium (Vorstand) der Kammer gehörten 2002 folgende Ärztin-
nen und Ärzte an:
• Dr. med. Alfred Möhrle - Präsident -

niedergelassener Arzt
• PD Dr. med. Roland Wönne - Vizepräsident -

angestellter Arzt
• PD Dr. med. Michael Berliner - Beisitzer -

angestellter Arzt
• Dr. med. Margita Bert - Beisitzerin -

niedergelassene Ärztin
• Dr. med. Siegmund Drexler - Beisitzer -

niedergelassener Arzt
• Dr. med. Siegmund Kalinski - Beisitzer -

Arzt im Ruhestand
• Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach - Beisitzer -

niedergelassener Arzt
• Martin Leimbeck - Beisitzer -

niedergelassener Arzt
• Dr. med. Elmar Lindhorst - Beisitzer -

angestellter Arzt
• Dr. med. Horst Löckermann - Beisitzer -

niedergelassener Arzt
• Dr. med. Dipl.-Chem. Paul Otto Nowak - Beisitzer -

angestellter Arzt
Für ihre Tätigkeit im Rechnungsjahr 2002 erhielten der Präsident und 
der Vizepräsident Aufwandsentschädigungen in Höhe von insgesamt 
e 113.484,00.
An einen ehemaligen Vizepräsidenten wurden im Jahr 2002 Übergangs-
gelder in Höhe von e 5.911,80 gezahlt. Der Betrag, der für diese Person
gebildeten Rückstellung für laufende Übergangsgelder, beläuft sich zum
31. Dezember 2002 auf e 9.912,00.

Frankfurt am Main, den 30. Juni 2003

mer Hessen zum 31. Dezember 2002



Die Rechnungslegung des Versorgungswerkes erfolgt gesondert.

Treuhandvermögen, Treuhandverbindlichkeiten
Über gesonderte Beiträge finanziert wird die vom Präsidium als Sonder-
vermögen der Kammer verwaltete Fürsorgeeinrichtung. Der Ausweis der
dem Fonds zur Verfügung stehenden Mittel erfolgt als Treuhandvermögen
bzw. Treuhandverbindlichkeiten.
Neben dem Fürsorgefonds bestehen noch die Sonderfürsorgefonds 
Gießen, Kassel und Marburg, der Fonds „Ziele der hessischen Ärzte-
schaft“, der Fonds „Begegnung mit der ärztlichen Jugend“ sowie der
Fonds „Allgemeinmedizin“ der Akademie für ärztliche Fortbildung und
Weiterbildung der Landesärztekammer Hessen. Die Vermögenswerte der
Vertrauensstelle nach dem Krebsregistergesetz werden ebenfalls berück-
sichtigt.

Entwicklung im Geschäftsjahr und wirtschaftliche Lage
Der Mitgliederbestand der LÄKH hat sich im Berichtsjahr wie folgt
entwickelt:

Stand Nettozugang Stand
01.01.2002 2002 31.12.2002

Gesamtzahl der Ärztinnen/Ärzte
Berufstätig 21.632 + 40 21.672
Im Praktikum 1.172 + 118 1.290
Ohne ärztliche Tätigkeit 5.077 + 231 5.308

27.881 + 389 28.270

Das Beitragsaufkommen 2002 lag unter Berücksichtigung einer unverän-
derten Beitragsordnung mit T e 9.490 um T e 373 unter dem Vergleichs-
wert des Vorjahres. 
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Lagebericht 2002

Allgemeine Informationen
Die Landesärztekammer Hessen ist nach § 1 des Gesetzes über die Be-
rufsvertretungen, die Berufsausübung, die Weiterbildung und die Berufs-
gerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Psychologi-
schen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten  (Heilberufsgesetz) in der Fassung vom 26. September 2002 eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts.
Nach § 13 Heilberufsgesetz und dem entsprechenden § 4 der Hauptsat-
zung der Landesärztekammer Hessen vom 11. März 1995 sind Organe
der Kammer
• die Delegiertenversammlung sowie
• das Präsidium (Vorstand).
Der Sitz der Verwaltung befindet sich in Frankfurt am Main, Im Vogelsge-
sang 3.
In dem Fortbildungszentrum in Bad Nauheim befinden sich das neue Se-
minargebäude, die Akademie für ärztliche Fortbildung und Weiterbil-
dung sowie die Carl-Oelemann-Schule mit den wesentlichen Aufgaben,
die Ausbildung von Arzthelferinnen durch überbetriebliche Ausbildungs-
maßnahmen zu ergänzen und die berufliche Fort- und Weiterbildung von
Arzthelferinnen und Arzt-Fachhelferinnen zu fördern.
Die Bezirksärztekammern in Darmstadt, Frankfurt am Main, Gießen, Kas-
sel, Marburg und Wiesbaden nehmen die dezentralen Aufgaben der Lan-
desärztekammer nach regionalen Gesichtspunkten wahr.
Als besondere Einrichtung der Landesärztekammer Hessen mit eigener
Satzung hat das Versorgungswerk die Aufgabe, für die Kammerangehö-
rigen und ihre Hinterbliebenen Versorgungsleistungen zu gewähren, so-
weit sie Mitglieder des Versorgungswerkes sind.
Gemeinsames Organ von Kammer und Versorgungswerk ist die Delegier-
tenversammlung.

Jahresabschluß der Landesärztekam
Anlagenspiegel
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Aufgrund der nachträglichen
Einstufungen durch rückstän-
dige Kammermitglieder konn-
te daneben im Geschäftsjahr
ein periodenfremder Ertrag
aus Kammerbeiträgen der
Vorjahre in Höhe von T e 449
erzielt werden.
Der von der Delegiertenver-
sammlung in der Sitzung am
10. November 2001 auf
Empfehlung des Finanzaus-
schusses genehmigte Haus-
haltsplan 2002 umfaßt - ne-
ben der Stellenübersicht - ei-
nen Investitionshaushalt von
T e 5.146 und einen Gesamt-
haushalt (einschließlich der
Aufwendungen für Seminar-
gebäude) mit Erträgen von 
T e 14.452 und Aufwendun-
gen von T e 16.438 (Jahres-
fehlbetrag T e 1.986). Der In-
vestitionshaushalt wurde im
Berichtsjahr um insgesamt 
T e 1.442 unterschritten. Das
ist im Wesentlichen auf die
Nichtinanspruchnahme der
Mittel für den Neubau Ver-
pflegungszentrum zurückzu-
führen.
Der Jahresfehlbetrag (T e 1.282)
liegt unter dem Planansatz von 
T e 1.986. Der in dieser Höhe
geplante Jahresfehlbetrag sollte
wesentlich zur Reduzierung der

nach der Haushalts- und Kassenordnung vorgegebenen Rücklage beitragen. Die
Planunterschreitung ist hauptsächlich auf das höhere Beitragsaufkommen 
(T e 224) und höhere sonstige Erträge (T e 366, insbesondere aus Wertpa-
pierverkäufen und Auflösung von nicht mehr erforderlichen Wertberichti-
gungen) zurückzuführen.
Die Bilanzsumme hat sich gegenüber dem Vorjahr um 
T e 2.958 auf T e 26.964 erhöht. Auf der Aktivseite sind die Sachanlagen
aufgrund der weiteren Investitionen in das Seminargebäude und auf der
Passivseite die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten aufgrund der
Darlehensaufnahme angestiegen. Durch den Jahresfehlbetrag des Be-
richtsjahres von T e 1.282 und unter Berücksichtigung einer Entnahme aus
zweckgebundenen Mitteln (Fehlbetrag der „AKASU“ von T e 30) verrin-
gerten sich die Rücklagen auf T e 8.494.
Das mittel- bis langfristig gebundene Anlagevermögen von T e 13.870 ist
durch langfristig verfügbare Mittel von T e 18.580 (Rücklagen und Pen-
sionsrückstellungen) gedeckt.
Zur Sicherstellung der Liquidität der Kammer wurde im Berichtsjahr ein
langfristiges Darlehen bei der Deutschen Apotheker- und Ärztebank eG in
Höhe von T e 3.000 zur Finanzierung des Seminargebäudes in Bad Nau-
heim aufgenommen.

Personalbericht
Insgesamt waren einschließlich der Mitglieder der Geschäftsführung am
Jahresende 168 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr 160) beschäf-
tigt. Darin enthalten sind 49 Teilzeitkräfte und 5 Aushilfen, 10 Angestellte
im Mutterschutz bzw. Elternzeit, 1 Auszubildende sowie 5 Mitarbeiter der
Vertrauensstelle nach dem Krebsregistergesetz. Im März 2003 erfolgte ei-
ne Einmalzahlung in Höhe von maximal e 185 je Mitarbeiter rückwirkend
für die Monate November und Dezember 2002. Ab 1. Januar 2003 wur-
den die Bezüge für die Vergütungsgruppen X bis IVa, und ab 1. April
2003 für die Vergütungsgruppen III bis I jeweils um 2,4% erhöht. 

Ärztliche Stelle Hessen
Gemäß Vereinbarung zwischen dem Hessischen Sozialministerium einer-
seits und der LÄKH sowie der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen, Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts (KVH), andererseits über die Einrichtung
einer Ärztlichen Stelle nach § 16 Abs. 3 der Röntgenverordnung wurde

die Ärztliche Sachverständigenstelle für Strahlenschutz und Strahlenhy-
giene Frankfurt am Main (Ärztliche Stelle) bis 30. Juni 1998 als gemein-
same Einrichtung der LÄKH und der KVH betrieben (Arbeitsgemein-
schaft). Wegen der ungeklärten rechtlichen Situation und der unbefriedi-
genden wirtschaftlichen Lage der Ärztlichen Stelle hatten Kammer und
KVH die Vereinbarung mit dem Hessischen Sozialministerium bereits En-
de Dezember 1996 gekündigt. Die Arbeitsgemeinschaft befindet sich der-
zeit in der Abwicklung. Die bei der Ärztlichen Stelle beschäftigten Arbeit-
nehmer sind Ende 1998 gegen Zahlung von Abfindungen ausgeschieden.
Das Oberlandesgericht Frankfurt hat mit Urteil vom 8. Februar 2001 die
Berufung der LÄKH und KVH gegen das in 2000 ergangene Urteil, wo-
nach das von der Ärztlichen Stelle erhobene Entgelt zurückzuzahlen ist,
zurückgewiesen. Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hat mit Urteil vom
19. September 2001 die Beleihung der Landesärztekammer für rechts-
widrig erklärt und die Revision gegen dieses Urteil nicht zugelassen. Die
hiergegen beim Bundesverwaltungsgericht erhobene Nichtzulassungsbe-
schwerde wurde abgelehnt, so daß die von der Ärztlichen Stelle erhobe-
nen Entgelte zurückzuzahlen sind. Unabhängig davon wird mit allen Mit-
teln versucht werden, das Land Hessen wegen der fehlerhaften Beleihung
in Regreß zu nehmen. Die bisher gestellten Schadenersatzforderungen
seitens der Betreiber von Röntgenanlagen belaufen sich auf T e 1.266.
Eventuelle weitere Rückzahlungsverpflichtungen betragen ca. T e 180. Da
die LÄKH ebenso wie die KVH für die Verbindlichkeiten der Arbeitsge-
meinschaft gesamtschuldnerisch haftet, wurde im Jahresabschluß für die
voraussichtlich anfallenden Zahlungen zur Abwicklung der Arbeitsge-
meinschaft (einschließlich drohender Schadenersatzleistungen und Rück-
zahlungen an die Betreiber von Röntgenanlagen) mit insgesamt T e 1.159
bilanzielle Vorsorge getroffen. Die Rückzahlung der Entgelte an die Be-
treiber der Röntgenanlagen werden von der LÄKH und der KVH vorge-
nommen. Im Jahr 2002 wurden T e 88 und in 2003 T e 600 seitens der
LÄKH an die KVH überwiesen, die in Vorlage getreten ist.

Vertrauensstelle nach dem Hessischen Krebsregistergesetz 
vom 17. Dezember 2001
Der Hessische Landtag hat am 17. Dezember 2001 eine neue Fassung
des  Krebsregistergesetzes verabschiedet. Das Hessische Krebsregisterge-
setz vom 31. Oktober 1998, geändert durch Gesetz vom 27. Dezember
1999, wurde aufgehoben. Das neue Hessische Krebsregistergesetz ist mit
Wirkung vom 22. Dezember 2001 in Kraft getreten. Es verliert mit Ablauf
des 31. Dezember 2006 seine Wirkung. In § 2 des Gesetzes  ist geregelt,
daß die Vertrauensstelle bei der Landesärztekammer Hessen eingerichtet
wird. § 13 regelt die Kostenfrage. Ein Vertrag zur Durchführung des
Krebsregistergesetzes (Vertrauensstellenvertrag) zwischen dem Land Hes-
sen - vertreten durch das Hessische Sozialministerium in Wiesbaden - und
der Landesärztekammer Hessen regelt nähere Einzelheiten. Danach trägt
das Land die erforderlichen und tatsächlich nachgewiesenen Kosten 
der Vertrauensstelle, für das Jahr 2002 insgesamt einen Betrag von vor-
aussichtlich T e 300, für Personalkosten bis zu T e 222,9, für laufende
Sachkosten bis zu T e 52,1 und für Meldungen bis zu T e 25. Die Mittel
sind gegenseitig deckungsfähig. Die Auszahlung erfolgt in zwei Teilbeträ-
gen und zwar T e 165 im April und T e 135 im November 2002. Zudem
hat das Hessische Sozialministerium der Übertragung und der Verwen-
dung der im Jahr 2001 nicht verbrauchten Mittel von T e 116 auf das Jahr
2002 zugestimmt.
Die bisher eingestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  stehen in einem
Vertragsverhältnis mit der Landesärztekammer Hessen, das auf fünf Jahre
befristet ist. Es muß noch eine vertragliche Vereinbarung mit dem Land
Hessen erfolgen, wonach zum einen die für alle Mitarbeiter der Landes-
ärztekammer Hessen geltenden Altersversorgungszusage sowie die Rege-
lungen im Sozialkatalog der LÄKH anerkannt werden und zum anderen
die Landesärztekammer Hessen nicht verpflichtet werden kann, die Mitar-
beiter nach Ablauf dieses Gesetzes weiter zu beschäftigen. Mit Schreiben
vom September 2002 teilt das Hessische Sozialministerium mit, daß die
nach der Dienstvereinbarung über Soziale Leistungen bei der Landesärz-
tekammer vorgesehenen Leistungen und der Anspruch auf betriebliche Al-
tersversorgung auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Vertrau-
ensstelle des Hessischen Krebsregisters Gültigkeit besitzen.
Seit Mai 2002 befindet sich die Vertrauensstelle nicht mehr im Verwal-
tungsgebäude der Landesärztekammer Hessen, jedoch in unmittelbarer
Nähe in angemieteten Räumen in Frankfurt am Main, Im Vogelsgesang 2.
Die Jahresrechnung für die Vertrauensstelle für die Zeit vom 1. Januar bis
31. Dezember 2002 wurde am 16. Mai 2003 dem Hessischen Sozialmi-
nisterium übersandt. Aus dieser Abrechnung geht hervor, daß T e 349 zur
Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes verwandt wurden. Im Hinblick

mer Hessen zum 31. Dezember 2002
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auf die bereits verauslagten Kosten für das Jahr 2003 wurde das Ministerium
gebeten, die im Jahr 2002 nicht verbrauchten Mittel von T e 66 auf das Jahr
2003 vorzutragen.

Neubau Seminargebäude
In der Delegiertenversammlung am 16. November 2002 wurde berichtet,
daß die derzeit unstrittigen Baukosten bei T e 8.000 angelangt seien. Die Ko-
stensteigerung wurde durch die Erläuterung von mehreren Sachverhalten be-
gründet. Die strittigen Baukosten belaufen sich auf derzeit noch ca. T e 375.
Diese betreffen die durch verschiedene Umstände eingetretene Bauzeitver-
längerung, wodurch der Generalunternehmer über einen längeren Zeitrah-
men eine Baustelle mit entsprechendem Personal vorhalten mußte. Insgesamt
wurden für das Seminargebäude einschließlich Außenanlagen T e 8.513
aufgewendet. Die endgültige Honorarabrechnung des Architekten liegt noch
nicht vor. Die eingereichte Schlußrechnung des Generalunternehmens ist
noch  mit T e 213 strittig.  Für die Inneneinrichtung/Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung einschließlich Planungskosten wurden insgesamt T e 1.781 auf-
gebracht. Im Rahmen der Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten
wurden am 5. November 2001 Anträge an das Bundesinstitut für Berufsbil-
dung in Berlin sowie an das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr
und Landesentwicklung gestellt. Mit Bewilligungsbescheid von 5. Dezember
2001 teilt das Bundesinstitut für Berufsbildung mit, daß ein Betrag in Höhe
von T e 340 zur Verfügung steht. Das Hessische Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung bewilligte mit Schreiben vom 18. März
2002 einen Betrag von T e 291. Am 19. Dezember 2002 wurde der Ver-
wendungsnachweis betreffend der Förderung der überbetrieblichen Berufs-
bildungsstätten an das Bundesinstitut für Berufsbildung abgegeben. Von den
bewilligten Mitteln des Bundes und des Landes in Höhe von insgesamt 
T e 631 konnten T e 421 als Fördermittel in Anspruch genommen werden.
Ein Betrag von T e 210 wurde an die beiden Förderstellen wieder zurük-
küberwiesen. Der geplante Einweihungstermin am 1. Mai 2002 konnte nicht
eingehalten werden. Der Grund hierfür waren u.a. Planungs- und Ausfüh-
rungsmängel, die zu einer Bauzeitverlängerung führten. Die Einweihungs-
feier fand am 31. August 2002 statt.

Vermögensverwaltungs- und Betreuungsvertrag mit der Georg Seil Con-
sulting AG
In der Sitzung des Präsidiums am 29. November 2000 wurde beschlossen,
daß die Georg Seil Consulting AG (GSC) mit der Vermögensverwaltung und
-betreuung der LÄKH beauftragt wird. Der Finanzausschuß hat in seiner Sit-
zung am 13. Dezember 2000 seine Zustimmung mit folgendem Hinweis er-
teilt: Der Finanzausschuß befürwortet nach eingehender Diskussion den Prä-
sidiumsbeschluß, einen Vermögensverwaltungs- und Betreuungsvertrag über
zunächst T e 7.670 mit der GSC abzuschließen. Ausgangspunkt der Überle-
gungen des Präsidiums war die Verzinsung der frei zur Verfügung stehenden
T e 7.670, die als Festgeld bei der Deutschen Apotheker- und Ärztebank an-
gelegt waren, zu optimieren. Der Anlagerahmen soll bis zu 10% europäi-
sche Aktien, bis zu 10% internationale Renten und bis zu 100% Euro-Renten
sowie Geldmarktpapiere und Bankguthaben umfassen. Der am 14./18. De-
zember 2000 abgeschlossene Vermögensverwaltungs- und Betreuungsver-
trag läuft seit Januar 2001 auf unbestimmte Zeit und kann von beiden Seiten
jederzeit unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen zum jeweiligen Quar-
talsende schriftlich gekündigt werden. Auf Empfehlung der GSC wurde ein
Depot bei der UBS Private Banking Deutschland AG (ehemals UBS Schröder
Münchmeyer Hengst AG) in Frankfurt am Main eröffnet. Auf Vorschlag der
GSC AG hat das Präsidium in seiner Sitzung am 6. Juni 2001 beschlossen,
den Anlagerahmen von europäischen Aktien von bisher bis zu 10% auf bis
zu 20% zu erhöhen, und in seiner Sitzung vom 6. Februar 2002, die Erhö-
hung der Asset-Klasse Renten International (ex Euro) von bis zu 10% auf bis
zu 20% vorzunehmen. Der Finanzausschuß wurde hierüber informiert.
Chancen und Risiken von Wertänderungen dieses Depots trägt in voller Hö-
he die  Kammer.

Immobilienerwerb der Bundesärztekammer in Berlin sowie Umzug der
Bundesärztekammer nach Berlin und Verkauf der Immobilie der KBV und
BÄK in Köln-Lindenthal
Die Delegiertenversammlung hat am 8. April 2000 beschlossen, dem vorge-
sehenen Umzug der Bundesärztekammer nach Berlin zuzustimmen und den
auf die LÄKH entfallenden Finanzierungsanteil für den Immobilienerwerb in
Berlin zu übernehmen. Dabei sollte von folgenden Prämissen ausgegangen
werden: Nähe zum Regierungsviertel (Berlin-Mitte), Kauf bzw. Neubau eines
Verwaltungsgebäudes, keine Miete, möglichst genaue Raumbedarfsermitt-
lung. Das Präsidium wurde beauftragt, den Delegierten kontinuierlich über

den Fortgang des Projektes zu berichten und zum gegebenen Zeitpunkt, nach
Beratung im Finanzausschuß, ein entscheidungsreifes Finanzierungskonzept
betreffend den Anteil der Landesärztekammer Hessen vorzulegen. In den De-
legiertenversammlungen am 11. November 2000, 31. März 2001, 10. No-
vember 2001, 16. November 2002 sowie am 29. März 2003 hat der Prä-
sident die Delegierten über den aktuellen Stand unterrichtet.
Unter Bezugnahme auf die Schreiben der Geschäftsführung der Bundesärz-
tekammer vom 9. und 10. April 2001 sowie auf seinen Bericht auf dem Deut-
schen Ärztetag 2001 in Ludwigshafen hat der Vorsitzende der Finanzkom-
mission der Bundesärztekammer in seinem Schreiben vom 11. Juni 2001
mitgeteilt, daß die Verhandlungen über den Verkauf und Rückmietung der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung und Bundesärztekammer gehörenden
Immobilie Köln-Lindenthal ihren Abschluß gefunden haben. Die Konditionen
von Veräußerung und Rückmietung sind gegenüber dem Schreiben der Ge-
schäftsführung der Bundesärztekammer vom 10. April 2001 unverändert
geblieben:
Der Kaufpreis beträgt T e 12.272 für die gesamten Liegenschaften von KBV
und BÄK. Auf die Bundesärztekammer entfällt hiervon ein Anteil von 39,6%
= T e 4.860. Die Nettokaltmiete beträgt pro Jahr T e 998 für die gesamte Im-
mobilie. Auf die Bundesärztekammer entfällt hiervon ein Anteil von 40,2% =
T e 401. Bereits auf dem 104. Deutschen Ärztetag in Ludwigshafen in der
Zeit vom 22. bis 25. Mai 2001 wurde vorgeschlagen, daß die Anhörung der
Finanzkommission zur Veräußerung der Lindenthaler-Immobilie im schrift-
lichen Verfahren erfolgen könnte. Da die finanziellen Konditionen von Ver-
kauf und Rückmietung sich gegenüber der Erörterung vor dem Deutschen
Ärztetag nicht geändert haben, bittet der Vorsitzende die Finanzkommission
mit Schreiben vom 11. Juni 2001 um schriftliches Votum.
Die Finanzierung der Immobilie in Berlin wurde inzwischen in mehreren Gre-
mien, einschließlich des Vorstandes der Bundesärztekammer, intensiv bera-
ten. Man hat sich auf das sog. Rücklagenmodell geeinigt: Dies bedeutet, daß
die Landesärztekammern im Verhältnis ihrer Mitgliederzahlen Zahlungen an
die Bundesärztekammer leisten, welche dort einer zweckgebundenen Rück-
lage für den Erwerb des Objektes in Berlin zugeführt werden. Diese Rückla-
ge wird analog zur Entwicklung des Buchwertes der Immobilie jährlich plan-
mäßig abgeschrieben. Für den Fall einer Auflösung der Bundesärztekammer,
welche zwar ziemlich unwahrscheinlich, aber immerhin möglich ist, wurde 
§ 10 der Satzung der Bundesärztekammer anläßlich des 104. Deutschen
Ärztetages in Ludwigshafen dahingehend geändert, daß das dann vorhan-
dene Vermögen der Bundesärztekammer an die Landesärztekammern ver-
teilt wird. Die Finanzkommission der Bundesärztekammer hat am 17. No-
vember 2001 beschlossen, dem Vorstand der Bundesärztekammer den Ab-
schluß des Kaufvertrages mit der Firma Bavaria zu empfehlen. Der Kaufver-
trag wurde am 20. Dezember 2001 abgeschlossen. Der Kaufpreis wird mit
dem Bezug des noch herzustellenden Gebäudekomplexes voraussichtlich
Oktober 2004 fällig. Der auf die Landesärztekammern entfallende Betrag
wird wie geplant bei T e 19.000 liegen, so daß der Anteil der Landesärzte-
kammer Hessen entsprechend der prozentualen Aufteilung nach den Mitglie-
derzahlen 7,7675% = ca. T e 1.475 betragen wird.

Grundlegende Modernisierung der Carl-Oelemann-Schule, inkl. Verpfle-
gungszentrum im Gebäude der COS
In der Bauausschußsitzung am 14. Juni 2000 wurde der Architekt des Semi-
narneubaus gebeten, einen ersten Rohentwurf bezüglich der Errichtung eines
Verpflegungszentrums im Erdgeschoß der CarI-Oelemann-Schule zu unter-
breiten. In der Bauausschußsitzung am 6. Juni 2001 hat der Architekt letzt-
malig einen aktuellen Sachstandsbericht hierzu abgegeben. In einer Baube-
gehung wurde festgestellt, daß die vorliegende Vorentwurfsplanung für das
Verpflegungszentrum vom Grundsatz her möglich ist. In Teilbereichen muß
mit zusätzlichen Stützen gerechnet werden. Die Bestandsstatik wurde weiter
vorangetrieben und kann voraussichtlich ohne Sondierungsöffnungen an tra-
genden Teilen erstellt werden. Nach Klärung der Umsetzbarkeit des Vorent-
wurfes soll ein Planungsfachmann für die Planung des Küchen- und Ausga-
benbereiches gefunden und hinzugezogen werden. Der Architekt wurde be-
auftragt, mit drei Cateringfirmen Kontakt aufzunehmen, und diese zu einem
Vorstellungsgespräch zur nächsten Sitzung des Kleinen Bauausschusses ein-
zuladen. Parallel dazu soll in diesem Stadium auch ein Fachingenieur für Lüf-
tungs- und Klimatechnik beauftragt werden.
Die Delegiertenversammlung hat am 10. November 2001 über die Bau-
maßnahmen beraten und die Auffassung vertreten, daß sowohl die auszu-
bildenden Arzthelferinnen, die sich als Internatsschülerinnen in dem Fortbil-
dungszentrum aufhalten, ebenso die an der Fort- und Weiterbildung teilneh-
menden Arzthelferinnen wie auch die Ärztinnen und Ärzte, welche an Wei-
ter- und Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen, eine Verpflegungsmöglichkeit
im Fortbildungszentrum erhalten sollen. Daher war man grundsätzlich der
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Meinung, daß auch in der Carl-Oelemann-Schule eine Verpflegungseinrich-
tung zu schaffen ist. Hierfür bedürfe es konkreter Planungen sowie der
Planung alternativer Möglichkeiten. 
In der Delegiertenversammlung am 13. April 2002 wurde der Antrag
des Präsidiums hinsichtlich des Planungsstandes, der Kostenberech-
nung und des Förderungsverfahrens ausführlich beraten und es wurden
folgende Beschlüsse gefaßt:
1. In der nächsten Delegiertenversammlung soll eine Grundsatzdiskus-

sion über die Aufgaben der Carl-Oelemann-Schule erfolgen. Eine
entsprechende Vorlage wird vom Präsidium erbeten.

2. Das Präsidium wird beauftragt, einen Planungswettbewerb einzulei-
ten, der die Gesamtsanierung der Carl-Oelemann-Schule beinhal-
tet.

3. Die Obergrenze für den Planungsrahmen an Kosten für die Landes-
ärztekammer Hessen wird auf e 3,5 Mio festgesetzt.

In der Delegiertenversammlung am 16. November 2002 wurde berich-
tet, daß bis dato noch keine weiteren konkreten Planungsmaßnahmen
ergriffen wurden, da die zeitgerechte Inbetriebnahme des neuen Semi-
nargebäudes vordringlich war. Zwischenzeitlich wurden lediglich Ge-
spräche mit Projektmanagementfirmen über eine grundlegende Moder-
nisierung der Carl-Oelemann-Schule geführt. Nach kontroverser Dis-
kussion um Standort und Konzept der Carl-Oelemann-Schule und
eventuelle Alternativen zur überbetrieblichen Ausbildung als solche
und deren Gestaltung unter Qualitäts- und Kostenaspekten wurden fol-
gende Beschlüsse gefaßt:
1. Es soll geprüft werden, ob die überbetriebliche Ausbildung für Arzt-

helferinnen dezentral erfolgen kann.
2. An der Carl-Oelemann-Schule werden Baumaßnahmen vorgenom-

men, die die Kammer mit maximal e 3,5 Mio belasten, im Idealfall
unter Hinzunahme von Fördermitteln in Form einer grundlegenden
Modernisierung.

3. Struktuelle Alternativen wie dezentrale Ausbildungsangebote und
Unterbringungsangebote unter wirtschaftlichen Aspekten für Hessen
sind zu untersuchen und der Delegiertenversammlung vorzulegen.

Das Präsidium hat aufgrund dieser Vorgaben ein Projektplanungs- und
Steuerungsbüro nach vorheriger Ausschreibung damit beauftragt, Vor-
stellungen für die grundlegende Modernisierung der Carl-Oelemann-
Schule zu entwickeln. In der Delegiertenversammlung am 29. März
2003 wurde über die getroffenen Entscheidungen des Präsidiums be-
richtet. 

Voraussichtliche Entwicklung
Nach den bisher vorliegenden Zahlen des ersten Halbjahres 2003
kann im Jahr 2003 mit einem Jahresergebnis entsprechend dem Haus-
haltsplan 2003 (eingeplanter Jahresfehlbetrag von T e 803) gerechnet
werden. Aufgrund der Erhöhung Kammerbeiträge um 6 % zuzüglich
1 %, das bisher an den Fürsorgefonds abgeführt wurde, wurde der
Planwert für Kammerbeiträge im Jahr 2003 um T e 985 angehoben.
Nach den bisher vorliegenden Beitragseinstufungen kann davon aus-
gegangen werden, daß der Planansatz voraussichtlich erreicht wird.
Die wesentlichen Mehraufwendungen gegenüber dem Haushaltsansatz
2002 sind die Personalkosten für neue Stellen und Abschreibungen für
das Seminargebäude in Bad Nauheim, die sich in 2003 erstmalig in
voller Höhe auswirken.

Sonstige Risiken der künftigen wirtschaftlichen Entwicklung der Kam-
mer und Ereignisse nach dem Bilanzstichtag
Der Finanzierungsbeitrag zum Immobilienerwerb der Bundesärzte-
kammer und die von der Delegiertenversammlung beabsichtigte grund-
legende Modernisierung der Carl-Oelemann-Schule, einschließlich ei-
nes  Verpflegungszentrums im Bereich der Carl-Oelemann-Schule, füh-
ren dazu, daß die hierfür notwendige Liquidität ohne eine weitere
langfristige Darlehensaufnahme nicht mehr vorhanden sein wird.
Die Delegiertenversammlung hat am 10. November 2001 beschlossen,
kein neues Verwaltungsgebäude zu kaufen oder zu bauen, sondern
weiterhin zu mieten. Das Präsidium wurde beauftragt, mit dem Vermie-
ter des Gebäudes Im Vogelsgesang 3 über neue Mietkonditionen ab 
1. Juli 2004 zu verhandeln und im Hinblick auf alternative Standorte
mit anderen Anbietern Gespräche zu führen. In der Delegiertenver-
sammlung am 16. November 2002 informierte der Präsident das Ple-
num, daß auftragsgemäß die Suche nach neuen Räumlichkeiten für die
Zenteralverwaltung der Landesärztekammer weitergeht. Der Gedanke,

mit der KV Hessen in ein Gebäude zu ziehen sowie die Möglichkeit, im
Tiefgeschoß Im Vogelsgesang 3 noch Räume hinzuzumieten, werde
vorangetrieben. In der Delegiertenversammlung am 29. März 2003
konnte der Präsident berichten, daß sich die KVH nun entschieden ha-
be, kein neues Gebäude zu kaufen bzw. anzumieten. Ein Angebot des
Vermieters auch hinsichtlich der Anmietung von zusätzlichen Räumen
im Tiefgeschoß zu erheblich verbesserten Konditionen gegenüber dem
bestehenden Vertrag und der Zusage Modernisierungsmaßnahmen
durchzuführen, wird nun intensiver verfolgt.
In der Delegiertenversammlung am 29. März 2003 konnte der Präsi-
dent der Delegiertenversammlung mitteilen, daß nach langwierigen
und ausführlichen Beratungen innerhalb der Landesärztekammer und
ihres Versorgungswerkes die Dienstvereinbarungen über die betriebli-
che Altersversorgung nunmehr für die Zentralverwaltung einerseits und
das Versorgungswerk andererseits mit identischem Wortlaut unter-
zeichnet werden konnten. Mit dem Abschluß dieser Dienstvereinba-
rung zum 1. Januar 2003 werden die bestehenden Treuegeldstatuten
von 1959 bzw. 1984 unter Wahrung der arbeitsrechtlichen Besitzstän-
de abgelöst. Aus Gründen der Transparenz wurde ein Punktesystem
gewählt, daß der neuen tarifvertraglichen Zusatzversorgung im Öffent-
lichen Dienst weitgehend entspricht. Mit dem vorliegenden System kön-
nen nunmehr außerdem die individuellen betrieblichen Lebensläufe der
Begünstigten im Vergleich zu den abzulösenden Versorgungsregelun-
gen in angemessener Weise berücksichtigt werden.
Die Bewirtschaftungskosten und Abschreibungen für das neue Semi-
nargebäude werden in den kommenden Haushaltsjahren zu einer er-
heblichen Belastung führen. Durch die in den letzten Jahren zusätzlich
geschaffenen Stellen, insbesondere im vergangenen Jahr bedingt
durch den Betrieb des neuen Seminargebäudes, werden zudem die
Personalkosten spürbar ansteigen. Unter Berücksichtigung dieser Ent-
wicklung ist die Notwendigkeit der Zuschüsse für die einzelnen Berei-
che der Landesärztekammer zu überprüfen bzw. ist eine weitere Erhö-
hung des Kammerbeitrages bzw. der Gebühren absehbar. Andernfalls
sind dauerhafte Jahresfehlbeträge zu erwarten, die langfristig nicht
mehr durch die vorhandenen Rücklagen gedeckt werden könnten.

Frankfurt am Main, den 30. Juni 2003

PwC Deutsche Revision, Frankfurt

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 8. Oktober 2003 die Bi-
lanz und Gewinn- und Verlustrechnung sowie die Prüfberichte der Fir-
ma PwC Deutsche Revision in allen Einzelheiten ausführlich beraten
und der Delegiertenversammlung die Feststellung des Jahresergebnis-
ses 2002 sowie die Entlastung des Präsidiums empfohlen.
Die Delegiertenversammlung hat am 22. November 2003 dem mit dem
uneingeschränkten Prüfvermerk der Firma PwC Deutsche Revision ver-
sehenen Jahresabschluß 2002 zugestimmt. Dem Präsidium wurde oh-
ne Gegenstimme Entlastung erteilt.

Ärztewoche Thüringen 2004
2. – 4. April 2004

Kongreßzentrum Neue Weimarhalle, Weimar

Themen: ● Leitsymptom Rückenschmerz in der Hausarztpraxis ●
Hypertonie und deren Endorganschäden ● Akutes Abdomen im Kin-
desalter ● Arterioskleroseprävention durch Sport ● Chronisch ob-
struktive Atemwegserkrankungen ● Asthma bronchiale versus COPD
● Ganzheitliche Konzepte in der Schmerztherapie ● Osteoporose ●
Gerinnung und Antikoagulation
Wissenschaftliche Leitung: Professor Dr. med. Jörg Schubert, Jena

Professor Dr. med. Günter Stein, Jena
Schirmherrschaft: Dieter Althaus, Ministerpräsident des 

Freistaates Thüringen
Das komplette Programm kann angefordert werden: Akademie für
ärztliche Fort- und Weiterbildung der Landesärztekammer Thürin-
gen, Postfach 10 07 40, 07707 Jena. Tel. (0 36 41) 61 41 42-5.
Email: treffer.akademie@laek-thueringen.de
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Bezirksärztekammer Darmstadt
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Bezirksärztekammer Frankfurt
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Dr. med. Edgar Dereser, Bad Soden, am 30. April,
Dr. med. Klaus Röwe, Frankfurt, am 30. April.

Bezirksärztekammer Gießen
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Dr. med. Johanna Eisenhardt, Wetzlar, am 29. Januar.

Bezirksärztekammer Kassel
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Dr. med. Michael Ehrlich, Korbach, am 9. April, 
Dr. med. Gerhard Mense, Kassel, am 24. April.

Bezirksärztekammer Marburg
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Bezirksärztekammer Wiesbaden
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Wir gratulieren den Kolleginnen und Kollegen zu ihrem Geburtstag und
wünschen ihnen für das kommende Lebensjahr alles Gute.

Verlust von Arztausweisen
Folgende Arztausweise sind verlorengegangen und werden hiermit
für ungültig erklärt.

Arztausweis Nr. HS/F/11461, ausgestellt am 2.7.2003, für Evan-
gelos Alexakis, Frankfurt,

Arztausweis Nr. HS/M 49/1988, ausgestellt am 1.6.1988, für Dr.
med. Wilhelm Bräutigam, Marburg,

Arztausweis Nr. HS/F/11504, ausgestellt am 28.7.2003, für Dr.
med. Dagmar Charrier, Steinbach,

Arztausweis Nr. HS/F/10773, ausgestellt am 11.6.2002, für Dr.
med. Dirkje Frühauf, Offenbach,

Arztausweis Nr. HS/K 5885, ausgestellt am 7.8.2002, für Frank
Garbe, Fulda,

Arztausweis Nr. 13978, ausgestellt am 3.12.1998 durch die Be-
zirksärztekammer Südbaden, für Dr. med. Michaela Henke, Frank-
furt,

Arztausweis Nr. HS/M 17/2000, ausgestellt am 25.1.2000, für
Petrissa Kappen, Frankfurt,

Arztausweis Nr. 15727, ausgestellt am 19.7.2001 durch die Be-
zirksärztekammer Südbaden, für Dr. med. Veit Mylius, Marburg,

Arztausweis Nr. HS/F/10047, ausgestellt am 28.3.2001, für Dr.
med. Aglaja Valentina Stirn, Frankfurt,

Arztausweis Nr. HS/F/11120, ausgestellt am 2.12.2002, für Dr.
med. Sabine Wuttke, Frankfurt,

Stempel Nummer 40 75 237, Ärztlicher Notdienst Frankfurt (Dr.
med. Jörg Schröter, Frankfurt),

Stempel Nummer 40 77 244, Ärztlicher Notdienst Hanau (Dr. med.
Antal Reissenberger, Gemünden).
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Wir gedenken der Verstorbenen
Dr./Univ.Zagreb Biljana Arezina, Bad Homburg

* 18.8.1944     † 19.5.2003

Hansheinrich Benner, Friedberg
* 20.10.1924     † 4.1.2004

Dr. med. Hans Bösenberg, Kelkheim
* 28.2.1923     † 14.1.2004

Dr. med. Holger Breitkreutz, Eschborn
* 18.6.1947     † 9.1.2004

Dr. med. Helmut Dietz, Gießen
* 5.7.1923     † 29.12.2003

Dr. med. Rita Emrich, Darmstadt
* 24.1.1929     † 11.1.2004

Hermann Flachshaar, Dietzhölztal
* 31.1.1922    † 10.1.2004

Dr. med. Ernst Wolfgang Paul Franz, Münchhausen
* 21.3.1922    † 20.12.2003

Dr. med. Walter Fritzsche, Schwalbach
* 23.6.1921     † 10.1.2004

Dr. med. Elisabeth Kihn, Kassel
* 23.8.1917     † 30.11.2003

Dr. med. Walther Kunz, Hofheim
* 23.2.1908     † 13.12.2003

Horst Michaelis, Wetzlar
* 2.10.1926     † 14.12.2003

Dr. med. Siegrid Poppert, Bad Nauheim
* 28.6.1915     † 3.1.2004

Dr.  med. Walter Raupp, Friedberg
* 25.5.1913     † 14.1.2004

Dr. med. Hans-Jochen Schmidt, Kassel
* 29.6.1941     † 21.12.2003

Dr. med. Helmuth Schulleri, Kassel
* 3.12.1922    † 1.1.2004

Dr. med. Christiane Schulze, Frankfurt
* 29.8.1936     † 1.12.2003

Professor Dr. med. Wolfram Schweckendiek, Marburg
* 16.2.1920     † 6.1.2004

Dr. med. Hans Urban, Butzbach
* 19.7.1929    † 21.12.2003

Ehrung langjährig tätiger Arzthelferinnen
Wir gratulieren der Arzthelferin zum mehr als 10jährigen Berufs-
jubiläum,
Tatjana Fambach, seit 12 Jahren tätig bei B. Uher, Frankfurt
In Anerkennung ihrer treuen Dienste wurde dieser Arzthelferin die
Arzthelferinnen-Brosche in Gold ausgehändigt.

Zum mehr als 25jährigen Berufsjubiläum gratulieren wir der Arzt-
helferin
Hildegard Scheidt, seit 30 Jahren tätig bei Dr. med. R. Günther,
vormals Praxis Dr. med. J. Schemmann, Obertshausen
In Anerkennung ihrer treuen Dienste wurde dieser Arzthelferin eine
Ehrenurkunde ausgehändigt.

An die Autoren
Bitte geben Sie für jeden redaktionellen Beitrag bis zu 10 Stichworte
an, die sich auf die wesentlichen Aussagen Ihrer Veröffentlichung be-
ziehen.

Die Redaktion

Delegierte des 107. Deutschen Ärztetages
2004 in Bremen

Liste 1
Dr. Horst Löckermann, Darmstadt
Martin Leimbeck, Braunfels
Dr. Detlev Steininger, Darmstadt
Dr. Harald Bär-Palmie, Schauenburg

Liste 5
Dr. Christian Piper, Wiesbaden
Dr. Dipl.-Chem. Paul Otto Nowak, Frankenberg
Dr. Elmar Lindhorst, Neu-Isenburg
Dr. Ursula Stüwe, Schlangenbad
PD Dr. Andreas Scholz, Gießen

Liste 6
Dr. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach, Stadtallendorf
Dr. Klaus König, Eschborn
Dr. Susan Trittmacher, Frankfurt
Dr. Margita Bert, Rüsselsheim
Dr. Peter Zürner, Göttingen

Liste 7
Dr. Norbert Löschhorn, Seeheim-Jugenheim

Liste 8
Dr. Magdalena Holtschoppen, Marburg
Dr. Ernst Girth, Frankfurt
Dr. Dorothee L.A.H. Löber-Götze, Frankfurt

Kostenlose Broschüre: 
„ABC der Rehabilitation“
In einer Neuauflage ist jetzt das „ABC der Rehabilitation und Teilha-
be von Menschen mit Behinderungen (SGB IX)“  beim Bundesverband
Selbsthilfe Körperbehinderter e.V., (BSK), erschienen. Dieses Nach-
schlagwerk erläutert in Stichworten und leicht verständlich die Rege-
lungen für Menschen mit Behinderungen und die besonderen Rege-
lungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen (Schwerbehinder-
tenrecht). Es erfüllt damit auch eine Art Wegweiserfunktion durch das
neue Recht und kann dadurch vielen betroffenen Menschen und ihren
Angehörigen sicherlich eine Hilfe sein. 
Die Broschüre ist kostenlos zu beziehen beim BSK e.V., „ABC der Re-
habilitation“, Postfach 20, 74238 Krautheim (bitte frankierten DIN-
A-5-Rückumschlag mit Adresse beifügen).
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Der Förderkreis Bad Nauheimer Gespräche e.V.
Gesellschaftspolitisches Forum der Landesärztekammer Hessen

lädt ein zu dem

B A D  N A U H E I M E R  G E S P R Ä C H

SPORT ZWISCHEN GESUNDHEIT 
UND PERVERSION

am Mittwoch, dem 24. März 2004, 18.00 Uhr,
im Hause der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen,

Dr. O. P. Schaefer-Saal
Georg-Voigt-Straße 16, 60325 Frankfurt a.M.

BEGRÜSSUNG

Dr. med. Alfred Möhrle, Frankfurt a.M.
Präsident der Landesärztekammer Hessen

REFERATE

Univ.-Prof. mult. Dr. med. Dr. h.c. Wildor Hollmann, Köln
Lehrstuhlinhaber für Kardiologie und Sportmedizin (em.)

Institut für Kreislaufforschung und Sportmedizin
Deutsche Sporthochschule Köln

Dipl.-Kfm. Edgar Itt, Frankfurt a.M.
Personality Coach

ehem. Leistungssportler

Ralf-Rainer Klatt, Darmstadt
Präsidiumsmitglied und Vorsitzender des Landesausschusses

Breitensport und Sportentwicklung, Landessportbund Hessen e.V.

Prof. Dr. med. Ingeborg Siegfried, Biebertal
Ärztin für Allgemeinmedizin – Sportmedizin

1. Vorsitzende
der Gesellschaft für Prävention und Rehabilitation

von Herz-Kreislauf-Erkrankungen in Hessen

PODIUMSDISKUSSION

Moderation

Dr. med. Alfred Möhrle

Die Veranstaltung ist öffentlich, der Eintritt ist frei!

S C H Ü L E R B E T R I E B S P R A K T I K A
in Arztpraxen
Ein Informationsblatt für Ärzte
Mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten zur Einhaltung der ärztlichen
Schweigepflicht und wegen der eingeschränkten Beschäftigungsmög-
lichkeiten von Schülerpraktikanten, erscheint die Durchführung eines
Schülerbetriebspraktikums in der Praxis eines niedergelassenen Arz-
tes als problematisch. 
Andererseits ist das Schülerbetriebspraktikum hervorragend geeignet
zur Berufsfindung. Das Schülerbetriebspraktikum ist eine wichtige
Station auf dem Weg zur Berufswahl. Der Schüler kann sich eine gu-
te Grundlage für seine Entscheidung verschaffen. Der Betrieb erhält
die legitime Möglichkeit, die Eignung des Schülers als potentiellen
späteren Bewerber zu testen. Deshalb sollte jeder Arzt im Einzelfall
selbst entscheiden, ob die Beschäftigung eines Schülerpraktikanten in
seiner Praxis zur Berufsfindung beitragen kann, und je nach dem ei-
nen Schüler aufnehmen oder nicht.
Nach dem Erlaß des Hessischen Kultusministeriums sollen für Schüler
von allgemeinbildenden Schulen vom achten Schuljahr an Betriebs-
praktika durchgeführt werden. Diese Praktika sind Bestandteil des
Faches Arbeitslehre/Gesellschaftslehre. 
Betriebspraktika dauern in der Regel zwei oder drei Wochen.
Diese Betriebspraktika begründen weder ein Ausbildungs- noch ein
Beschäftigungsverhältnis. Die Bestimmungen des Jugendarbeits-
schutzgesetzes sind entsprechend anzuwenden. Im Zusammenhang
mit dem Betriebspraktikum darf keine Werbung für Ausbildungs- und
Arbeitsstellen erfolgen. Die Zahlung eines Entgelts an die Schüler ist
nicht zulässig.
Alle Schüler sind gegen Arbeitsunfall versichert. Desgleichen sind die
Schüler gegen Ansprüche aus der gesetzlichen Haftpflicht versichert.
Falls Erziehungsberechtigte eine private Haftpflichtversicherung ab-
geschlossen haben, geht diese vor.
Aufgrund der geltenden Arbeitsschutzvorschriften müssen folgende
Bestimmungen für Betriebspraktika in der Arztpraxis beachtet wer-
den:
1. Die Schüler müssen zu Beginn des Praktikums von der Schule und

dem Betrieb in für sie verständlicher Weise über die Unfallverhü-
tungsvorschriften (UVV „Gesundheitsdienst“, VBG 103) ein-
schließlich Hygiene sowie über die Unfall- und Gesundheitsge-
fahren, denen sie während des Praktikums ausgesetzt sein kön-
nen, belehrt werden. Überdies sollte der Schüler in ausreichen-
dem Umfang schutzgeimpft sein.

2. Es muß sichergestellt sein, daß die Praktikanten keinerlei Infek-
tionsgefahren ausgesetzt werden. Andererseits besteht die Not-
wendigkeit, bei Praktikanten den Impf- und Immun-Status gegen
verschiedene Infektionskrankheiten zu überprüfen, um Anstek-
kungsgefahr für Patienten zu vermeiden

3. Praktikanten dürfen keinen Umgang mit Blut, Urin, Speichel u.a.
Ausscheidungen haben. Ihnen darf keine Tätigkeit mit schneiden-
den und stechenden Gegenständen übertragen werden.

Der Einsatz von Schülerpraktikanten kann daher nur unter diesen
Einschränkungen erfolgen. Eine Beschäftigung im Bereich des Emp-
fangs, in Bestrahlungsräumen (mit Ausnahme von Kontrollbereichen
i.S. der Strahlenschutz- und Röntgenverordnung), Gipszimmern u.ä.
und mit administrativen Tätigkeiten ist möglich.
Darüber hinaus sind Schülerpraktikanten in jedem Fall, insbesonde-
re, weil sie im Unterschied zu Arzthelferinnen und Auszubildenden
nicht der gesetzlichen Schweigepflicht unterliegen, besonders umfas-
send und eindringlich über die Verpflichtung zur Verschwiegenheit
aufzuklären sowie über die Bedeutung des Patientengeheimnisses zu
unterrichten. Der Praktikant muß sich verpflichten, über alles, was er
in der Praxis erfährt, für die Zeit des Praktikums und danach, Still-
schweigen zu bewahren. Es empfiehlt sich, die Belehrung und die
Verpflichtung schriftlich zu fixieren.
Der Schülerpraktikant in der Arztpraxis sollte im Hinblick auf die Ver-
pflichtungserklärung und wegen der erforderlichen sittlichen und gei-
stigen Reife mindestens 14 Jahre alt sein.

Landesärztekammer Hessen
Abteilung Arzthelfer/in-Ausbildungswesen
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S P R E C H Z E I T E N 
der Ausbildungsberater/innen im Bereich der Landesärztekammer Hessen 
In § 45 Berufsbildungsgesetz ist der Landesärztekammer Hessen die Aufgabe übertragen worden, die Durchführung der Berufsausbildung zu
überwachen und sie durch Beratung der ausbildenden Ärztinnen/Ärzte und der Auszubildenden zu fördern. Zur Erfüllung dieser Aufgabe müs-
sen wir Ausbildungsberater/innen bestellen. Das Präsidium hat beschlossen, entsprechend der Anzahl der Berufsschulen,
Ausbildungsberater/innen zu bestellen, um den Zuständigkeitsbereich überschaubar zu machen. Die Ausbildungsberater/innen stellen sich - so-
weit sie nicht an der Berufsschule beschäftigt sind - in der  Berufsschule den Auszubildenden vor und bieten ausbildenden Ärztinnen/Ärzten und
Auszubildenden Sprechzeiten an. Die jeweilige Bezirksärztekammer erteilt gerne Auskunft über die Sprechzeiten der Ausbildungsberater/innen.
Die/Der Ausbildungsberater/in kann Beratungen auch in der Praxis vornehmen.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER DARMSTADT
Ausbildungsberater/in zugeordnete Berufsschule Sprechzeiten
Dr. med. Bruno Walther Martin-Behaim-Schule, Darmstadt täglich in der Praxis, Tel.: 06151 49540
Dr. med. Wolfgang Weber Berufl. Schulen des Kreises Groß-Gerau, täglich von 11:00 Uhr - 12:00 Uhr in der Praxis,

Groß-Gerau Tel.: 06158 1766
Dr. med. Hildegard Dziuk Berufl. Schulen des Odenwald-Kreises, mittwochs u. freitags von 12:45 Uhr - 13.30 Uhr

Michelstadt in der Berufsschule, Tel.: 06061 9510
Dr. med. Adelheid Sauer-Seidel Karl-Kübel-Schule, Bensheim 1. Dienstag im Monat von 14:00 Uhr - 15:00 Uhr in der Praxis und nach 

telef. Voranmeldung, Tel.: 06252 4580
BEZIRKSÄRZTEKAMMER FRANKFURT
Name zugeordnete Berufsschule Sprechzeiten
Dr. med. Herbert Wolf Julius-Leber-Schule, Frankfurt mittwochs von 16:20 Uhr – 17:15 Uhr in der Berufsschule, 

Tel.: 069 21234408
Dr. med. Manfred Stoll Max-Eyth-Schule, Dreieich während der Praxissprechzeiten - nach telef. Terminver-einbarung mit Frau 

Freitag oder Frau Haas: Mo., Di., Fr. von 8:00 Uhr - 18:00 Uhr, 
Mi. von 8:00 Uhr - 13:00 Uhr, Do. von 8:00 - 20:30 Uhr, 
Tel.:06103 67888 oder 67666

Dr. med. Stefan Brenck Theodor-Heuss-Schule, Offenbach Mo., Di., Do. von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr 
telef. in der Praxis, Tel.: 06106 25629

Dr. med. Margit Oremek Kaufm. Berufsschule I, Hanau Mo., Do., Fr. von 10:00 Uhr – 12:00 Uhr in der Praxis, 
Tel.: 06181 919540, Fax: 06181 9198 03

Dr. med. Julia Klippel Konrad-Adenauer-Schule, Kriftel täglich in der Berufsschule, Tel.: 06192 490422
Vera Czerney-Özdemir, Ärztin Berufl. Schulen des Main-Kinzig-Kreises, 

Schlüchtern täglich in der Berufsschule, Tel.: 06661 747490
BEZIRKSÄRZTEKAMMER GIESSEN
Name zugeordnete Berufsschule Sprechzeiten
Dr. med. Rita Pinkowski Willy-Brandt-Schule, Gießen Montag – Donnerstag von 8:00 Uhr – 11:00 Uhr 

telef. in der Praxis, Tel.: 06404 90330
Dr. med. Ellen Kaltschnee Kaufm. Berufsschule, Bad Nauheim mittwochs zwischen 11:25 Uhr – 12:10 Uhr in der Berufsschule oder nach 

Vereinbarung, Tel.: 06032 1667
Dr. med. Eva Lenz Max-Eyth-Schule, Alsfeld montags von 10:00 Uhr - 11:30 Uhr in der  Berufsschule, Tel.: 06631 96700
Gesine Klug-Hipke, Ärztin Käthe-Kollwitz-Schule, Wetzlar Mi. von 10:35 Uhr – 11:20 Uhr, 13:20 Uhr - 14:05 Uhr, Do. von 10:35 Uhr

- 11:20 Uhr in der Berufsschule, Tel.: 06441 97750
BEZIRKSÄRZTEKAMMER KASSEL
Name zugeordnete Berufsschule Sprechzeiten
Dr. med. Jochen Schaller Willy-Brandt-Schule, Kassel täglich von 12:00 Uhr - 13:00 Uhr, dienstags auch von 17:00 Uhr - 18:00 

Uhr in der Praxis, Tel.: 0561 821580 
Dr. med. Holger Pütz Berufl. Schulen Korbach und täglich in der Praxis, Tel. 05631 65766, Mo., Di., Do. 9:00 Uhr – 12:00 Uhr

Bad Arolsen, Korbach u. 16:00 Uhr – 18:00 Uhr, Mi. 9:00 Uhr – 12:00 Uhr, Fr. 9:00 Uhr – 12:00
Uhr u. 14:30 h– 16:30 h

Dr. med. Gudrun Lampalzer- Berufl. Schulen des Landkreises Mittwoch der ersten geraden Woche eines Monats von 11:00 Uhr - 11:30
Strohmaier Hersfeld-Rotenburg, Bad Hersfeld Uhr und nach Vereinbarung in der Berufsschule,Tel.: 06621 400930
Dr. med. Ulrike Keltsch-Zickert Hans-Viessmann-Schule täglich in der Praxis, Tel.: 05621 3822

Bad Wildungen
Dr. med. Marion Haase Berufl. Schulen des Werra-Meißner-Kreises, vormittags in der Praxis, Tel: 05651 40024

Eschwege
Dr. med. Winfried Bauer Eduard-Stieler-Schule, Fulda täglich in der Praxis, Tel.: 0661 73377
Bezirksärztekammer Marburg
Name zugeordnete Berufsschule Sprechzeiten
Dr. med. Margareta Frank Kaufm. Schulen der Universitätsstadt Marburg mittwochs von 15:30 Uhr – 16:30 Uhr in der Berufsschule, 

Tel.: 06421 201710
Bezirksärztekammer Wiesbaden
Name zugeordnete Berufsschule Sprechzeiten
Marianne Müller-Rohde- Louise-Schroeder-Schule, Wiesbaden 9:30 Uhr bis 10:30 Uhr in der Berufsschule, Tel.: 0611 315270
Widmer, Ärztin
Dr. med. Margret Kneuse-Born Berufl. Schulen Untertaunus, Taunusstein mittwochs ab 11:40 Uhr in der Berufsschule, bei Bedarf auch an den beiden

anderen Unterrichtstagen, Tel.: 06128 92660
Stefan Speckhardt, Arzt Saalburg-Schule, Usingen nach Vereinbarung in der Berufsschule, Tel.: 06081 10210
Dr. med. Gerda Torkamani-Rezay Adolf-Reichwein-Schule, Limburg nach Vereinbarung in der Berufsschule, Tel.: 06034 946030/31/32
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Carl-Oelemann-Schule (mit Internat)
www.laekh.de, E-Mail: Verwaltung.COS@laekh.de

Kurs Bezeichnung Termin/e Anmelde- Teilnahme-
schluß gebühr

Bereich: Prüfungsvorbereitung für Auszubildende im 3. Ausbildungsjahr
04_P004 Prüfungsvorbereitungskurs Labor 3. 4. 2004 12. 3. 2004 40,00 e

Bereich: Medizin/Fachkunde
04_P102 Krankheitsbild Osteoporose 15. 5. 2004 70,00 e
04_P103 Injektionen/Infusionen 26. 6. 2004 70,00 e

Bereich: Arbeitsmedizin
04_P503 Workshop für arbeitsmed. Assistenzpersonal: 25. 6. 2004 4. 6. 2004 185,00 e

G25/G37* Auge – Optik und Lungenfunktion 26. 6. 2004

Bereich: Patientenbetreuung/Psychologie/Pädagogik
04_P305 Bewerbung und Einstellungsgespräche 5. 6. 2004 14. 5. 2004 70,00 e
04_P306 Das Führen von Konfliktgesprächen 19. 6. 2004 28. 5. 2004 70,00 e

Stand: Januar 2004
Änderungen vorbehalten
Ansprechpartner: Frau Ahlborn, Frau Jablotschkin, Tel. 0 60 32 / 782-184 oder -132

Lehrgang „Kenntnisse im Strahlenschutz
gem. § 24 Absatz 2 RöV“ 
Entsprechend der Röntgenverordnung bietet die Carl-Oelemann-Schu-
le für Arzthelfer/innen und Personen mit abgeschlossener Ausbildung
in einem medizinischen Fachberuf gemäß 

§ 24 Absatz 2 Nr. 4 der Röntgenverordnung Lehrgänge zum Erwerb
der Kenntnisse im Strahlenschutz an.

Teilnahmegebühr (inkl. Prüfungsgebühr): e 1.070,00

Lehrgangstermine für das erste Halbjahr 2004 in der Carl-Oelemann-
Schule in Bad Nauheim (120-Stunden-Lehrgang) 

Kurs: Abschnitt: Termine: Bemerkungen:

Nr. 04/2 Teil 1a: Mo. 19.04. - Do. 22.04.2004

Teil 1b: Mi. 05.05. - Sa. 08.05.2004

Teil 2a: Mo. 24.05. - Do. 27.05.2004

Teil 2b: Mi. 16.06. - Sa. 19.06.2004 Prüfung

Anmeldeschluß: Fr., 19.03.2004 (Datum des Posteingangs)

Ansprechpartner: Frau Kinscher, Tel. 06032 782-187

Änderungen vorbehalten!
Stand: Januar 2004

Fortbildung „Klinikassistenz“ 
für Arzthelfer/innen (120 Ustd.)
Ziel der Fortbildung: Die Arzthelferin soll den Arzt im Krankenhaus bei
Aufgaben entlasten, die an nichtärztliches Personal delegiert werden
können. Sie soll vor allem verwaltungsbezogene und organisatorische
Aufgaben durchführen. Die Aufgaben und Tätigkeiten sind am Qua-
litätsmanagement-System des Krankenhauses orientiert.

Zulassungskriterien:
- Abgeschlossene Ausbildung als Arzthelfer/in
- Nachweis einer mindestens einjährigen Berufstätigkeit als 

Arzthelfer/in 

Dieser berufsbegleitende Qualifizierungslehrgang setzt sich zusammen
aus fachtheoretischem und fachpraktischem Unterricht sowie einem
Praktikum. Er hat einen Umfang von insgesamt 120 Stunden.

Teilnahmegebühr: e 995,00

Beginn des nächsten Lehrgangs: 07. Mai 2004

Ansprechpartner: Frau Kinscher, Tel. 06032 782-187

Änderungen vorbehalten!

Stand: Januar 2004

Auskünfte und Informationsmaterial zu den o.g. Kursen können 
kostenlos angefordert werden:

Carl-Oelemann-Schule, Carl-Oelemann-Weg 5, 
61231 Bad Nauheim,

Telefonsprechzeiten: Mo. – Do. 08:30 bis 12:00 Uhr, und          13:00 bis 15:30 Uhr
Mo. – Fr.   08:30 bis 12:00 Uhr
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Landesärztekammer Hessen

Einladung zur 9. Ordentlichen Delegierten-
versammlung der Landesärztekammer 

Hessen

Sehr verehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege,
zur 9. Ordentlichen Delegiertenversammlung der Landesärztekam-
mer Hessen der Legislaturperiode 2000 – 2004 lade ich Sie für

Sonnabend, den  27. März  2004, 10.00 Uhr s.t.
in das Seminargebäude im Fortbildungszentrum der Landesärzte-
kammer Hessen, Carl-Oelemann-Weg 28, 61231 Bad Nauheim,
ein.

T A G E S O R D N U N G 

1. Begrüßung
2. Genehmigung ggf. Ergänzung der Tagesordnung
3. Genehmigung des Beschlußprotokolls der 8. Ordentlichen 

Delegiertenversammlung vom  22. November 2003
4. Bericht des Präsidenten
5. Grundlegende Modernisierung der Carl-Oelemann-Schule

- Sachstandsbericht
- Informationsveranstaltung/Statements/Besichtigung

6. Umsetzung der Musterweiterbildungsordnung des 106. 
Deutschen Ärztetages 
- Beratung und Beschlußfassung über die Novellierung für die 
Ärztinnen und Ärzte in Hessen 

7. Kostensatzung
-  Neubekanntmachung und Änderung der Kostensatzung

8. Arztfachhelferin  
-  Neufassung der Fortbildungsrichtlinien

9. Neufassung des Statuts für die Gewährung von Übergangs-
geld

10. Finanzausschuß
- Nachwahl

11. Bezirksärztekammer Frankfurt
- Nachwahl des stellvertretenden Bezirksärztekammer-
Vorsitzenden

12. Akademie für ärztliche Fortbildung und Weiterbildung
- Änderungen der Sektionen: Neu/Nachbesetzungen in den
Sektionen „Lungen- und Bronchialheilkunde“, „Radiologie“ und 
„Strahlentherapie“

13. Änderung der Satzung der Gutachter- und Schlichtungsstelle
14. Statut für die Verleihung der Ehrenplakette der Landesärzte-

kammer Hessen für die Verdienste um die hessische Ärzte-
schaft

15. Verschiedenes

Eine Änderung der Tagesordnung bleibt vorbehalten

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Dr. med. A. Möhrle
- Präsident -

Einladung zu einer Sondersitzung 
der Abgeordnetenversammlung 

der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen

Sehr geehrte Frau Kollegin,
sehr geehrter Herr Kollege,
sehr geehrte Damen und Herren,

im Auftrag des Vorstandes der Kassenärztlichen Vereini-
gung Hessen erlaube ich mir, zum

20. März 2004, 10.00 Uhr s.t.

in das Verwaltungsgebäude der KVH-Landesstelle, 
Georg-Voigt-Straße 15, 
60325 Frankfurt, Dr. O. P. Schaefer Saal (1. OG)

zu einer Sondersitzung der Abgeordnetenversammlung 
einzuladen.

Vorläufige Tagesordnung:

Eröffnung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

1. BERICHT DES VORSITZENDEN

2. NICHT ERLEDIGTE TAGESORDNUNGSPUNKTE AUS DER 
VORANGEGANGENEN SITZUNG AM 28. 2. 2004

3. GRUNDSÄTZE DER ERWEITERTEN HONORARVERTEILUNG

4. REGULARIEN

5. VERSCHIEDENES

Eine Änderung der Tagesordnung bleibt vorbehalten. Die endgül-
tige Tagesordnung kann erst nach der Sondersitzung der Abge-
ordnetenversammlung am 28. Februar 2004 festgelegt werden,
da erst danach ein möglicher weiterer Beratungsbedarf zur Frage
der Novellierung von Satzung der KV Hessen und Wahlordnung
erkennbar wird.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. C.-J. Stoecker
Sprecher der Abgeordnetenversammlung

Kassenärztliche Vereinigung Hessen
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Kassenärztliche Vereinigung Hessen

Folgende Vertragsarztsitze werden nach § 103 Abs. 4 SGB V zur Be-
setzung ausgeschrieben. Die Zulassung des Vertragsarztes/der Ver-
tragsärztin endet und soll durch einen Praxisnachfolger fortgeführt
werden:

Planungsbereich Darmstadt-Stadt
Darmstadt Frauenärztin/Frauenarzt

Planungsbereich Landkreis Darmstadt-Dieburg
Pfungstadt Internistin/Internist -hausärztlich-
Messel Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

(Gemeinschaftspraxisanteil)
Messel Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

(Gemeinschaftspraxisanteil)
Schaafheim Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Planungsbereich Landkreis Bergstraße
Wald-Michelbach Frauenärztin/Frauenarzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Darmstadt, Wilhelminenplatz 7, 64283 Darmstadt
zu senden.

Planungsbereich Frankfurt/M.-Stadt
Frankfurt/M.-Griesheim Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

oder Internistin/Internist -hausärztlich-
Frankfurt/M.-Nordend Frauenärztin/Frauenarzt
Frankfurt/M.-Nordend Psychol. Psychotherapeutin/

Psychol. Psychotherapeut
Frankfurt/M.-Rödelheim Hautärztin/Hautarzt
Frankfurt/M.-Niederrad Neurologin/Psychiaterin

Neurologe/Psychiater

Planungsbereich Main-Taunus-Kreis
Bad Soden Psychol. Psychotherapeutin/

Psychol. Psychotherapeut
Kriftel Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

oder Internistin/Internist -hausärztlich-
(Gemeinschaftspraxisanteil)

Planungsbereich Hoch-Taunus-Kreis
Bad Homburg Orthopädin/Orthopäde

(Gemeinschaftspraxisanteil)
Bad Homburg Psychotherapeutisch tätige Ärztin/

Psychotherapeutisch tätiger Arzt

Planungsbereich Offenbach/M.-Stadt
Offenbach/M.-Innenstadt Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

oder Internistin/Internist -hausärztlich-

Planungsbereich Offenbach/M.-Land
Dietzenbach HNO-Ärztin/HNO-Arzt
Egelsbach Internistin/Internist -hausärztlich-

oder Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
Obertshausen Internistin/Internist -hausärztlich-

oder Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
Seligenstadt Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

oder Internistin/Internist -hausärztlich-

Planungsbereich Main-Kinzig-Kreis
Hanau/M.-Innenstadt Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

oder Internistin/Internist -hausärztlich-
Maintal-Bischofsheim Orthopädin/Orthopäde
Gelnhausen Internistin/Internist -fachärztlich-

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser
Ausgabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Frankfurt, Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frank-
furt zu senden.

Planungsbereich Landkreis Gießen
Grünberg Frauenärztin/Frauenarzt

Planungsbereich Vogelsbergkreis
Romrod Fachärztin/Facharzt für 

Innere Medizin -hausärztlich tätig-
oder prakt. Ärztin/prakt. Arzt bzw.
Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin

Die Kassenärztliche Vereinigung Hessen, 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts - Landesstelle -

vermittelt für ihre Mitglieder

Praxisvertreter/-innen
für Praxisvertretungen im Land Hessen.

Ärzte, die einen Vertreter benötigen und Ärzte, die selbst eine Ver-
tretung übernehmen möchten, werden gebeten, sich an die 

Kassenärztliche Vereinigung Hessen -Landesstelle- 
Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frankfurt/M., 
Telefon 069/716798-29 zu wenden.

Der Arzt, der sich in seiner Praxis vertreten läßt, hat sich nach § 20 Be-
rufsordnung der Ärzte in Hessen zu vergewissern, daß der Vertreter die
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Vertretung erfüllt.

Planungsbereich Wetteraukreis
Münzenberg-Gambach prakt. Ärztin/prakt. Arzt bzw.

Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Gießen, Eichgärtenallee 6, 35394 Gießen zu sen-
den.

Planungsbereich Kassel-Stadt
Kassel Orthopädin/Orthopäde
Kassel Frauenärztin/Frauenarzt

Planungsbereich Landkreis Waldeck-Frankenberg
Korbach Internistin/Internist -fachärztlich-

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Kassel, Pfannkuchstraße 1, 34121 Kassel zu sen-
den.

Planungsbereich Marburg-Biedenkopf
Marburg Psychol. Psychotherapeutin/

Psychol. Psychotherapeut

Planungsbereich Schwalm-Eder-Kreis
Fritzlar Fachärztin/Facharzt für

Allgemeinmedizin
Homberg/Efze Fachärztin/Facharzt für

Augenheilkunde

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Marburg, Raiffeisenstraße 6, 35043 Marburg zu
senden.

Planungsbereich Wiesbaden
Wiesbaden Frauenärztin/Frauenarzt

Planungsbereich Rheingau-Taunus
Eltville Hautärztin/Hautarzt
Eltville Frauenärztin/Frauenarzt
Heidenrod Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Wiesbaden, Abraham-Lincoln-Straße 36, 65189
Wiesbaden, zu senden.
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